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Von jeher stand der SouveraineiiUsbegriff im Vordergrund 
staatsrechtlicher Untersuchungen. Früher war es die Träger- 
schaft der Souverainetüt, die Frage, ob Fürst oder Volk als 
Eigentümer derselben zu betrachten, welche einen jahrhunderte- 
langen Kampf der Meinungen verursachte. Gegenwärtig ist 
der Streit in den Inhalt des Begriffes verlegt. Drei Probleme 
sind es vornehmlich, zu deren Lösung auf den Souverainetäts- 
begriif zurückgegangen wird: wie lässt sich eine Verpflichtung 
von Staaten durch ein über ihnen stehendes rechtliches Band, 
das Völkerrecht, denken? wie lässt sich der Einzelstaat mit 
einem mehrere Staaten umfassenden Gesamtstaate vereinigen, 
ohne dass weder dem Einzel- noch dem Gesamtgebilde die Natur 
des Staates abgesprochen wird? wie unterscheidet sich der Staat 
von den in ihm lebenden Selbstverwaltungskörpern? Die Methode 
zur Lösung der Fragen ist eine zweifache. Die Einen gehen 
von dem Dogma aus, dass die Souverainetät eine wesentliche, 
unentbehrliche Eigenschaft des Staatsbegriffs sei, und suchen 
für dieselbe nach Merkmalen, welche ebenso geeignet sein sollen, 
den Staat von anderen Verbanden zu unterscheiden, wie eine 
Unterordnung des einzelnen Staates unter Völkerrecht und 
Bundesstaat zu ermöglichen, wenn sie nicht offen erklären, dass 
mit dem von ihnen konstruirten Souverahietiitsbegriff jedes über 
dem Staate stehende rechtliche Band unvereinbar sei. Eine 
neuere Richtung giebt den Souverainetätsbegritf als notwendige 
Eigenschart, ja zum Teil überhaupt als verwendbares Kriterium 
des Staates auf, in der Meinung, dass die versuchten Begriffs- 
sstimmungen zu verschiedenartig, zu sehr den konkreten 




Wünschen angepasst, zu anfechtbar seien, um eine feste Basis 
für die Erklärung des Staatsbegriffs bilden zu können. 

Angesichts dieser Schwankungen und Zweifel wird sich 
der Blick des Juristen nach der Vergangenheit wenden, er 
wird bei der Rechtsgeschichte in die Lehre gehen und fragen, 
was frühere Zeiten unter dem Begriffe der Souverainetät ver- 
standen haben. „An einer Dogmengeschiehte des Souverainetäts- 
begriffes", sagt Haenel in seinem deutschen Staatsrecht (Band 
I § lö Anm. l), „fehlt es gänzlich. Nicht einmal die Lehre 
Bodins hat eine irgend genügende Darstellung gefnnden. Nur 
seine Definitionen hat man überall citiert, ohne nach dem Zu- 
sammenhang seiner ganzen Staatsanschauung zu fragen. Nur 
aber in diesem Zusammenhang haben sie eine wissenschaftliche 
Bedeutung. - Allerdings eine grosse dunkle Lücke! Gewisser- 
massen neben derselben steht die Schrift Gierke's über Al- 
thusius, die wenn auch nicht den Inhalt, so doch die Trägerschalt 
der Souverainetät einer ideengesclnchtlichen Entwicklung unter- 
wirft, welche als einzig in ihrer Art und vollendet zu bezeichnen 
ist. Dass hierbei die weitvollsten Streiflichter auch auf den 
Inhalt des Begriffes fallen, nimmt Niemand "Wunder; ein Element 
sogar, das Verhältnis der Souverainetät zum Rechte, hat eine 
eigene Darlegung gefunden. 

Eine Dogmengeschichte des Souverainetätsbegriffes hat unter 
zwei Wegen die Wahl. Sie kann an der Hand der einzelnen 
Begriffsmerkmale oder der in der Souverainetät enthaltenen 
Rechte untersuchen, welche Bedeutung diesen Elementen im 
Laufe der Jahrhunderte beigelegt wurde. Es ist dies der 
objektive Weg, den Gierke in seiner erwähnten Schrift ein- 
geschlagen, und von welchem er im Vorworte sagt, dass „einzelne 
wichtige Gedanken in der Kontinuität ihres Werdens verfolgt 
und zu diesem Behnfe aus dem Zusammenhang der Systeme, 
in denen sie bei den verschiedenen Denkern auftraten, heraus- 
gerissen worden sind." Dass dieser Weg wie kein anderer 
geeignet ist, förderliche Resultate für die gegenwärtige Begriffs- 
bestimmung zu liefern, ist zweifellos. „Aber", sagt Zorn bei 
Besprechung der Gierke' sehen Schrift, „man muss bedauern, 
dass nach der subjektiven Seite gar keine Vorarbeiten existieren, 
vielleicht darf man geradezu behaupten, dass das volle objektive 
Verständnis bedingt ist von der Kenntuis des subjektiven 






Ideengahges wenigstens der bedeutenderen Vertreter bezw. 
Vertretergruppen der einzelnen staatsrechtlichen Theorien." 
(Grünhut's Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht 
Band 9 Seite 424). 

Eine solche Vorarbeit ist es, die Verfasser unternimmt; 
es gilt zunächst ein subjektives Bild zu entrollen, auf dessen 
Grundlage alsdann ein weiteres Fortschreiten und zwar auf 
objektivem Wege möglich sein wird. Freilich darf das Bild 
nicht lediglich ein personliches sein; wird es doch einer Zeit 
entnommen, in der die "Wogen wissenschaftlichen Kampfes hoch- 
gingen; nicht die Lehre des einzelnen Mannes, sondern die 
Anschauungen seiner Zeit sollen zur Darstellung kommen. 
Diese Zeit ist der Wendepunkt des sechzehnten und siebzehnten 
Jahrhunderts, der Mann Bodin. 1 ) 

Der Streit um die Trägerschaft der Souveranetat hatte 
seinen Höhepunkt erreicht. Ob Volks-, ob Fürstensou verain etat, 



') Jeau Bodin wurde 1530 zu Angers geboren, ging löGl nach Paris, 
um Advokat zu werden, trat jedoch, da er sich hierzu nicht eignete, in die 
schriftstellerische Laufbahn über. „C'est aioai qii'il devint im grand pnbli- 
ciste, faute peut-etre ilavoir ete un hon uvocat." (Baudrillart, J. Bodin 
et son tenips S. 115). Im Jahre 1576 siedelte er als Staatsanwalt nach 
Laon über, wo er 159« an der Pest starb. Längere Zeit war er Ratgeber 
und Freund den Herzogs von Aleuton und erfreute äich der Gunst König 
Heinrich III , verscherzte dieselbe aber durch mehrfache Opposition als 
Deputierter; insbesondere trat er gegen die Zuliissigkeit der Veiäusserung 
von Dom* inen durch den König auf und wandte sich heftig gegen die ge- 
waltsame Bekämpfung Andersgläubiger (cfr. nuten § 5 Anm. b'i und jj lfi 
Ann». 7.) — Seine erste Si'hrit'i „Methndns ,ul in eile in historiarum Cognitionen!" 
1666 braclite ihn wegen ihrer ironischen Angriffe auf die streng romanistischen 
Bestrebungen jener Zeit in eine wissenschaftliche Fehde mit Cujacius. In 
den Jahren 15(5» und 1578 veröffentlichte er zwei natiomüükonomische Ab- 
handlungen n ]a Reponse aux paradoxes de M. de Malestroit touchant 
l'encherissemeut de toutes choses et des monnoies" und Je Disconrs snr le 
rehaussemeut et la diminntion des monnoies pour reponsc aux paradoxes du 
sieur de Malestroit.' 1576 schrieb er sein Hauptwerk „les six livres de la 
Republique-, welches er 15S6 in die lateinische Sprache übersetzte. 157« 
erschien die Schrift de magorum ilaemonoinania, löHlj das universae naturae 
tbeatruin. Wahrscheinlich aus dem letzten Lebensjahre Bodins stammt 
das religiös philosophische Buch. Hcphiplnmcres, welches znm ersten Male 
1841 von dem Deutschen Guhrauer herausgegeben worden ist, — vergl. 
hierüber sowie über einzelne weniger bciU'htcnswei'te Si hriften BaudrilliU't 

b. a, 0. 8. ni—221. 
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war die Frage. Hie Monarch omachen traten mit Entschieden- 
heit für die Souverainetät des Volkes ein, nur auftrage- und 
vertretungsweise sei die Herrschaft dem Fürsten übertragen, 
derselbe sei nichts Anderes als der Beamte seines Volkes. Die 
Vertreter der Fürstensouverainetät leugneten nicht, dass die 
Souverainetät vom Volke stamme; die Übertragung an den 
Herrscher sei jedoch zu eigen erfolgt. Zwischen beide schob 
sich die Mittelnieinung von der doppelten Majestät; sie erkannte 
eine majestas personalis des Fürsten und eine majestas realis 
des Volkes an. Da aber erstere in allen Stücken der dem 
Volke zustehenden Souverainetät weichen müsse, bedeutete sie 
nicht viel mehr, als die von den Monarehomachen dem Fürsten 
eingeräumte Vertreterstellung. Dass diese Gegensätze auf die 
Inhaltsbestimmung des Souveränität sbegriffes von weittragendem 
Einfluss waren, wird die Iblgende Darstellung zeigen. Ein 
Rufer im Streit ist der Franzose Bodin. Verwohnt durch die 
ceutralisierte Regierung seines Heimatsstaates kämpft er in 
vorderster Reihe für die Theorie der Fürstensouverainetät. Seit 
Ludwig XI. hatte sich die französische Nationalität zu einem 
Gemeingefühl entwickelt, welches nach aussen die Losreissung 
von dem Begriffe der allgemeinen Christenheit forderte, nach 
innen jede Absonderung unmöglich inachte. Die grossen Vasallen, 
welche Teilnahme an der höchsten Gewalt erstrebt, waren teils 
überwältigt, teils starben ihre Fürstentümer der Krone zu, die 
populären Elemente wurden durch Gewährung untergeordneter 
Vorrechte für letztere gewonnen. Über beide erhob sich der 
monarchische Gedanke: Gehorsam erzwingend, die grossen 
Interessen der Nation in sich tragend, gleichsam allgegenwärtig, 
von Niemandem Rat nehmend, in sich selbst fest begründet (Ranke). 
Auf diesem Boden verteidigt Bodin mit scharfen Waffen das 
Eigentum des Herrschers an der Majestät und baut als Korrelat 
hierzu einen Souverainetätsbegriff auf, wie er an absolutistischer 
Färbung nur uoch einmal übertroffen wurde, — von Hobbes — , 
an logischer Konsequenz niemals. 

Seine Theorie fand nur geteilte Aufnahme. Insbesondere 
waren es hervorragende deutsche Juristen, welche einsahen, dass 
die absolutistische Doktrin des Franzosen nur allzu lebhaft mit den 
politischen Verhältnissen ihres Vaterlandes kontrastierte. So ge- 
blendet sie denn auch von der Gedankenfülle und Folgerichtigkeit 



seiner Deduktionen waren, so freudig sie den ihnen dargebotenen 
Begriff in seiner logischen Entwickelung willkommen Wessen, 
mussten sie doch, wollten sie nicht der abstrakten Konstruktion 
zuLiebe die Souverainetät des deutschen Kaisertums zum Opfer 
bringen, zu wesentlichen Einschränkungen und Ermässigungen der 
B o d i n ' sehen Lehre schreiten. 3 ) Aber auch an persönlicher 
Polemik hat es nicht gefehlt. War doch Bodin seit den Zeiten 
des Aristoteles und Polybius der Erste, der den Begriff der Sou- 
verainetät einer wissenschaftlichen Erklärung, ihren Inhalt einer 
zusammenhängenden Darstellung unterzog. Rühmen die Einen 
in ihm den Pfadfinder auf dem Felde des Staatsrechts, so be- 
merken die Anderen, dass der Originalität auch die Uberhebung 
auf dem Fasse gefolgt sei; er habe geglaubt, mit seiner Lehre 
selbst den Krähen die Augen ausgestochen und Griechen und 
Römer weit in die Schranken gewiesen zu haben. 3 ) Mit seinen 
Vorgängern sei er nicht einmal ehrlich zu Werke gegangen; 
absichtlich habe er sie missverstanden, um sie leichter widerlegen 



a ) An dieser Stelle seien besonders hervorgehoben: Tobias Paur- 
mciBtor, <l<: juntdiutione Imperii Roiuaui libri II, Hannover 1608. Henning 
Arniaaeu "de jure inajcstatis libri 111, Frankfurt lfilO. Jaeol Borni tins, 
de majestate poiitica et sumuio imperio ijiu$<{uc l'unetiouibus, Leipzig lßtO. 
TheodorReinkingk, traetatus de regimme seculari et ecclesiastico, Gieaaen 
1619. Christoph Beaold. de Majestate in genere eiusque juribus specia- 
libua, Strassburg 1Ö2R. Johannes Altlmaiua, Poiitica, Herborn 1625. — 
Jedoch sind dies nur die Führer, sie haben ein ebi-iibürtiffcs Gefolge. Die 
Erörterung macht Halt vor Hugo Grotius, dessen Buch de jure belli et 
pacis 16^5 — vor Allem durch Begründung der Idee der Sfantsaouveraiöetiü 
I Cap. 3, IT Cup. il und dea dominium etninens de* Staates, Proleg. 6 — 17. 
Lib. II Cap. U, III Cap. 30 § VII— X — einen selbständigen Fortschritt 
auf dem Gebiete der .Simverainerürslehre bedeutet. — Die erwähnten Schriften 
aollen nur nach dem Namen der Autoren citiert werden. 

') Patirmeister Lib. I Cap. 3 pr: Majestaa nee a Graecoruni nee 
Latinorum autorum tain veterum quam retentioram ullu nee definita nee in partea 
auas recte distribuUi reperiatur, licet a nonnullis et imprimis Bodino Eon 
tiintum praeclari' hoc tentatum, aed numeria etiam omnibua ab iia qui in 
politicia nihil niai ex eo sapiunt. abaolutuin existimetivr; eodem uuni, 22: 
Ab iis qui nostro aevo ile Republica ex professo seribunt, nemo est qui 
nobiliaaimum Ime politieae fcicntiae caput vel defiuire vel in partes ac capita 
certe distributiv tentarit, solo Bodino quod antea diximus exeepto, qui ae 
cornicura oculoe hac in re coutixisse et Uraccos acLaiiuos antores omues longo 
intervallo et unasi in carceribus post. Be reliquisso jaetat. cfr. Bortius bei 
Arumatua diso, academici I disc. XXX Cap. 1 Nr. 2. 
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zu können und selbst als Schöpfer der Lebre zu erscheinen. 4 ) 
Selbst der Vorwurf des Chauvinismus wird ihm nicht erspart; 
bewusste Verkennung ausländischer, insbesondere deutscher Ver- 
hältnisse sei das Mittel gewesen, um dieselben einer herab- 
setzenden und entwürdigenden Kritik unterwerfen zu können. ) 

Die Lehre dieses Mannes hat bisher eine eigene Bearbeitung 
nicht erfahren. Sieht man von dem Referat Bluntschli's in 
der Geschichte der Wissenschaften Band l S. 17 — 46 ab, so 
kommt allein das Werk Baudrillart's J. Bodin et son temps, 
Paris 1853 in Betracht. Allein, so wertvoll dasselbe in seinem 
einleitenden und biographischen Teile ist, beschränkt es sich in 
dem hier interessierenden Abschnitte auf eine auszugsweise 
Wiedergabe der Bodin'schen Schriften. 

Bodin hat seine Theorie von der Souverainetät in dem 
Werke „de Republica" niedergelegt. u ) Dasselbe war zunächst 
in französischer Sprache geschrieben, wurde aber später vom 
Verfasser selbst, vornehmlich um der grösseren Verbreitung 
willen, in die lateinische Sprache übersetzt. 7 ) Von beiden 



io qua odii 
lascivia et 
Mnji'.stfUüm 
Anti- 

rVoTmiiiiri 



*) Arniaaeua, II Cap. 1 Nr. 5: Verum Eedinua more suo non hM 
imperfectain particulam verboniiu Ai istotelis adducit iisque aftingit sensum 
ab intentione Philosoph! prorsus alieuum, quique non minori verisiniilitudine 
contra doctrinam Eodini posa.it retundi. — Bodiuus tarnen ne videatur 
quiequam Aristoteli aeeeptum referre aut ne non videatur primuB jurium 
majesUtia Investor aut ordinator, negat etc. 

») Reinkingk, I OL II Cap. 2 Nr. 4: Bodiuus, qui i 
viralen tia ineacatus, non decenti modestia sed dicacia lingi 
potulanti ealami crena Imporii ac Iinperatoruin Roinanoru 
ambitiöse perstringere ac lacerare uou erubuit. — Zabel, d 
bodiniana Nr. 6 S. 24: Author diaserfationia de jure priueipati 
Regia Francis« primi adveraain commovisae Bodinwu acribit, Ronianis 
Imperatoribua atatua cootroversiam movere, ut oo liberius invictissimuin 
Caroluiu V Imperatorn« in.iuii.mili <-t lascivii-ndi lai-uhnn-m haberet, 

") Sedea materiae ist liier I Cap. B— 10, jedoch auch die anderen 
Teile bieten reichhaltigen Stoff; einige Bemerkungen finden sieb in dem 
Methodus ad facilem hiatoriaruni Cognitionen). — vgl. noch Werdenhageu, 
breviurium Bodini de republica libroruni 1645. 

'} Bodinua sagt im Vorwort, er habt sieb zunächst d«r Landessprache 
bedient, um seinen Mitbürgern verständlich zu sein und sich nur ungern zu 
einer Übersetzung verstanden; aber: argumenta digoi tatet» postularo ut 
Äomani sennonis splendore ill uatruretur, tum quod Roiuaui paene aoli ex 
Omnibus populis naturac patriuque aniori jura Majestatis ac Republicae 



Texten sind eine Reihe Auflagen erschienen. Während diese 
den Text stets in unveränderter Form wiedergeben, stimmen 
die beiden ursprunglichen Fassungen, die französische und die 
lateinische, keineswegs mit einander überein. In letzterer ist 
manches zum Zwecke leichterer Verständlichkeit hinzugefügt, 
Überflüssiges weggelassen, "Widersprechendes ausgemerzt. 8 ) Hier- 
durch jedoch der älteren französischen Fassung den Wert zu 
nehmen, lag nicht in der Absicht des Verfassers. Noch zu 
seinen Lebzeiten ist ein französischer Neudruck erschienen, der 
sich nicht an den lateinischen, sondern fürderhin an den 
französischen Text anschloss. Wo letzterer dem Wunsche Bodins 
nach möglichster Deutlichkeit und Konsequenz mehr entgegen- 
kommt, als der lateinische Wortlaut, wird man sich auf den 
französischen berufen dürfen. Eine Vereinigung ist jedoch an. 
allen wesentlichen Stellen unschwer möglieb. 



praetuleruut, tum ctiam quoll tllud soeiis nc perejrrinis aeque au civibus 
debeatur, propter eain quae pst homini cum nomine üterarum et humanitatis 
conjunetionem. 

s ) Bodin sagt im Vorwort: Igitur interpretandi religione soluti, nouuulla 
dotraximus, plura emendavirnus, »Iura etiam adiueimua. Französische Aus- 
gaben sind erschienen in den Jahren 1576, 1Ö30, 169a, 1030, lateinische 1580, 
1691, 1601, 160», 1622, 1650. Cifiert wird nach der verbreitetsten lateinischen 
Ausgabe, Paris 1591, und erforderlichen Falls auch nach der französischen 
l 1593. 



Erster Abschnitt. 

Der Begriff der Souverainetät. 

Wort und Definition. 

Bodin braucht für den Begriff Souverainetät in der fran- 
zösischen Ausgabe seiner Schrift de Bepublica das Wort 
„souverainete", in der lateinischen den Ausdruck „majestas". 
Seine deutschen Übersetzer haben denselben wenig geschickt 
mit „Hohe Oberkeit" wiedergegeben. Die Griechen sprechen 
vornehmlich von axpa igouatg, gleichbedeutend sind die lateinischen 
Worte supremitas, superioritas. Der gebräuchlichste Ausdruck 
war majestas, er galt für den bezeichnendsten wegen seines 
ethymologischen Zusammenhanges mit dem Worte „magnitudo." 1 ) 
So lag es denn nahe, dass auch der Begriff der majestas vor- 
nehmlich auf Grösse, Erhabenheit, Macht zurückgeführt wurde. 

Bodin definiert die Souverainetät in der französischen Aus- 
gabe als „puissance absolue et perpetuelle d'une Republique", 
in der lateinischen als „summa in cives ac subditos legibusque 
soluta potestas." 2 ) In letzterer Definition fehlt das Element 
der Dauer, dagegen ist neben den Begriff der absoluten auch 
der der höchsten Gewalt gestellt. Die fehlenden Merkmale er- 
gänzt jedoch in beiden Ausgaben ein folgender Satz: „Or la 
souverainete n'est limitee, ni en puissance, ni en Charge, ni ä 
certain temps". „Majestas # vero nee a majore potestate nee 
legibus Ullis nee tempore definitur." 3 ) Neu ist in der fran- 
zösischen Stelle das Wort „en Charge"; es bedeutet, dass die 
Souverainetät kein Auftragsverhältnis, sondern eigenes Recht 



J ) cfr. Bodin I Cap. 8 pr. Jobann Oswaldt, deutsche Übersetzung 
der Schrift de republica, Mumpelgart. 1592. Bornitius Cap. 1 S. 4. Besold, 
Sectio I Cap. 1 Nr. 2. 

*) I Cap. 8 pr. 

3 ) I Cap. 8 S. 124 (franz. Ausg.) Nr, 9 S. 104 (latein. Ausg.) 



ihres Trägers ist.') Die Souverainetät erscheint für Bodin 
als die höchste, dauernde, eigene, von den Gesetzen 
entbundene Gewalt über die Unterthanen. 

Diese Definition ist mit grosser Sdiärfe angegriffen worden. 
Soweit sich die Ausstellungen inhaltlich gegen die einzelnen 
Merkmale richten, werden sie bei Behandlung derselben ihre 
Stelle finden. Was die logische Seite anlangt, so hat sich 
Paurmeister gegen Aufnahme des Begriffes der höchsten Ge- 
walt in die Definition gewendet; derselbe sei kein absoluter, 
sonders ein relativer und fordere zu seiner Klarstellung eine 
Erklärung der etwaigen geringeren Gewalten im Staate, welche 
die Definition vermissen lasse/ 1 ) In diesen Streit, der sieh noch 
weiter bei den einzelnen Merkmalen abspielen wird, tritt als 
dritter Bort ins ein, welcher meint, vergebens kämpften Bodin 
und Paurmeister um die Palme, der Souveiaiiieliitsliegriff sei 
kein einheitliche]' und dabei" undefinirbar.*) Über dieses letztere 
Bedenken sind die Zeitgenossen hinweggegangen, sie haben alle 
eine Definirung des Begriffes versucht und sich mehr oder 
weniger an die Bodin' sehe angeschlossen. Stets wird das 
Element der höchsten Gewalt herangezogen, meist auch das der 
absoluten, ohne dass deshalb die anderen Merkmale für un- 
wesentlich erachtet worden sind. 7 ) 



*) cfr. des Näheren hierüber § 4 der Arbeit. Auch die Worte „cives 
ac sulirtitos" werden erat in § 2 ihre Besprechung finden. 

s ) Paurmeister I 3 Nr. 22: Primo enim ohscuritat.is vitio laborat 
propter vocahnlum summa, ut comparativuin ad alias inferiores potestates 
ijime qiiales sinr, non explieatur. Er di-linirr die Souverainellit als: Rei- 
publicae in persuuas au res ditionis suae pofestatem. 

°) Enrtius ap. Arumneum I disc. 30 Cap. 1 Nr. 2: tyiou" vero per- 
foetam naturan) et esäentiam neu habet, pei'fe.-ie quoque ileliniri uequit, cum 
delinilio sit esplieiitio ess^ntiae. iJuaprcptiT errant, 4111 Majestatis aceuratam 
definitionem ilari poase existimant aut sollicite inqiiirunt. Et frustra est 
Boditnis et Puuniieisteriii perfeetedefiniembi Mü ji.'SI.al.i.' paliiiarhiin -ibi poscentes. 

') Aruisauus I Cap. 1 i. f. Summa in Republik potestas quae omues 
rcliquos legibus suis comprehendit, ipsa nullius nisi Bei ac natural« lege 
teiictur. — Bornitius Cap. 2; Majostas piditica est summa in Hepubliea, 
universim imperaudi potestas. — Besold I Cap. 2: Haee summa ac per- 
petua legibusqne solura delinitur potestas, cotnpeteus in res ac personas 
suas ditiouis. — Althusius Cap. ',1 Nr. 2I> : Jus majestatis est potestas 
praeeminens et summa universalis dispouendi de iis quae Ulli versauter ad 
salinem curamque animae et corporis membreruuiregniseuKeipublicaepertinent. 



Die höchste Gewalt. 

Das vornehmste Merkmal, welches allerseits dem Sou- 
verainetätsbegriffe beigelegt wird, ist der Begriff der höchsten 
Gewalt. Souverän ist, wer die höchste Gewalt im Staate be- 
sitzt, das heisst, allen Anderen befiehlt nnd Niemanden über sich 
anerkennt, als Gott. Die Majestät ist, wie B o din sagt, die summa 
in cives ac subditos potestas, — n'est limited ni en puissance. 1 ) 
Hieran halten nicht nur die Vertreter der Fürstensouverainetät 
fest; nur scheinbar ist der Widerspruch der Monarchomachen. 
Zwar bestreitet Althusius, dass dem König in der Monarchie, 
den Optimaten in der Aristokratie , die höchste Gewalt im 
Staate zukomme. Einmal seien sie dem göttlichen Gebot unter- 
worfen, und ferner leiteten sie ihr Recht lediglich vom Volke 
her, von welchem sie eingesetzt seien, und das sie daher als 
tibergeordnet anerkennen müssten. 8 ) Sieht man von dem ersten 
Bedenken ab, mit welchem sich auch die Vertreter der Fürsten- 
souverainetät, welche ebenfalls den Souverän dem göttlichen 
Gebot unterwarfen, abfinden mussten 3 ), so ist der "Widerspruch 
nicht ein sachlicher, sondern ein persönlicher, er richtet sich 
nicht gegen den Begriff, sondern gegen die Trägerschaft der 
Souverainetat. Denn wenn die Monarchomachen den Fürsten 
beziehungsweise Aristokraten die höchste Gewalt absprechen, 
geschieht es, weil sie ihnen überhaupt nicht die Souverainetat 
concediren. Das Volk aber, welches ihrer Meinung nach 
souverain ist, hat damit auch die allumfassende höchste Ge- 



') Bodin, I. Cap. 9 Nr. 1: Diiimus jura majestatis eum habere, ijui 
puBt Deuin inunortiilein Piiliditust sit nemini. 

a ) Althusius, Cap. 9 Nr. 21: Summa uon est quin legem divinam 
uaturalemque anperiorom agnoscit onmis huma.ua putestas; Nr. 22: Corpus 
igjtur hoc cousociatum res princepa optimatesve superius agnosiuut, a quo 
»dem conHt.iluuntur, removeutur, deiiciuntur, et oxauctorantur. (^ub vero 
summam dicet potentatem quae superiorera ttguoscit aliam. 

") Vergl. unteu § 5 Anm. 15 ff. 
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walt. 4 ) Anders die Anhänger doppelter Majestät. Wiewohl dieselben 
dem Fürsten nur die persönliche Souverainetät, die Verwaltung 
der Staatsgewalt, beilegen, während letztere realiter dem Volke 
verbleibe, befinde sich dennoch der Fürst im Besitze oberster 
Herrschaft. 8 ) Auch die katholischen Theoretiker, nach deren 
Meinung die Staatsgewalt des Königs dem Umfang nach nicht 
weiter reicht, als sie ihm vom Volke übertragen ist, gewähren 
ihm innerhalb seiner Kompetenz die höchste Gewalt.*) 

Der Höchstbegriff hat zwei Seiten, eine innere und eine 
äussere. Nach innen erscheint die Souverainetät als diejenige 
Gewalt, von welcher alle anderen Gewalten im Staate ihren 
Ausgang nehmen, und in die sie wieder zurückkehren; sie ist 
nach der objektiven Seite universell, allumfassend. Als Objekte 
dieser Herrschaft nennt B od in die cives ac subditos. Deutsche 
Juristen haben den Begriff erweitert. Vom Standpunkt des da- 
mals herrschenden Territorialitätsprinzips aus erkannten sie, dass 
die Souverainetät auch auf Nicht-Unterthanen auszudehnen sei, 
sofern und insoweit dieselben durch Rechtsgeschäfte, Delikte 
oder Immobiliarbesitz in den territorialen Umfang der Souveraine- 
tät eindrangen. 7 ) Ob jedoch dieser Zuwachs ein für den Be- 



*} Altliusius 1. e. Nr. '22: Haue sununaui potostatem iieqnaquam 
possura tribuere regi aut optimatibus quam sententiam tarnen Budinus 
aeerrime propugnare contitur, sud jure il!a tantum corpori universalis con- 
sociationis, niniirmu Rripublicn» vel regno tnuiquam propria est adscribeuda; 
Nr. 27: Universalis dicitur, praemiiieiis prima atque summa, non quod lege 
sit solula, seil respectu potestatts subordmatae piuticularis; Nr. 15: Iiieo 
potestas imperandi universalis dicitur quae alinm superioraa vel parera vel 
aociani iioii agnoscit. 

») Besold, I. Cap, 2 Nr. 5: Summi hujus imperii quam Majestatem 
vocamus formale in eo praeeipue consistit, ut summa sit et universim 
imperet. 

°) Molina, de justitia et de jure tr. II. disp. 23 Seite 118 D: 
Concessa alicui per rempublicam regia potestate res manet superior uon 
solum singulis ReipuUiciit: inu'tiijiis. std ot lutae RfipublioM quoad lati- 
tuilini-iii pütestaris tibi concessai'; disp. ^l Seite 105 B: Potestas civilis est 
facultas alicuius auctoritatein et. eminent iam super alios habentis ad eumm 
regimeu et gubernatiouem. 

*) Paurmeister, I. Cap. 3 Nr. 27: Deinde angustior est. definitio 
quod potestas politiea non tantum in liberau persona» ac servoa qni siumnae 
Reipublicao potestati perpetuo sunt obligati, atj defiulimtur s Bodiiio, sed 









IV 

griff der Souverainetät wesentlicher war oder nur accidentell, 
blieb bestritten. 8 ) Jedenfalls ergab sich auf der anderen Seite 
hieraus die Notwendigkeit, dem Begriff nach der territorialen 
Seite hin eine Grenze zu ziehen und den Umfang der Gewalt 
auf die Gebietszugehörigkeit zu beschränken. 9 ) 

Nach aussen erforderte der Begriff der höchsten Gewalt 
völlige Unabhängigkeit des Staates von jeder anderen Macht; 
nicht nur die innere, sondern auch die sogenannte äussere Sou- 
verainetät war wesentlich. Es gab aber zu jener Zeit eine 
Reihe von Rechtsverhältnissen zwischen mehreren Staaten, welche 
gewisse Leistungen des einen an den anderen, oder die Unter- 
ordnung beziehungsweise Abhängigkeit des einen vom anderen 
mit sich brachten, und es fragte sich, inwieweit diese obliga- 
torischen oder Gehorsamspflichten mit der Souverainetät des ver- 
pflichteten Staates verträglich waren. Insbesondere kamen drei 
Rechtsbeziehungen in Betracht: Tributpflicht, Klientel, Va- 
sallität. 10 ) 



in personas quoque peregrinorum exercetur qui vel contrahunt vel delinquunt, 
vel res in ditione Reipublicae sitas habent. — Konings bei Arumaeus II 
disc. 17 Nr. 3: Nos jam Vitium definitionis agnoscimus adeoque verbis illis 
„in cives seu subditos* addimus „et peregrinos". Unde etiam Herrmann 
Kirchner de republica disput. 2 thes. 3. vocabula generaliori uti mahnt, 
quo non modo cives et subditi, sed etiam Peregrini et qui jure coramorationis, 
jure hospitii quodam modo sunt subjecti et quasi subditi, comprehenderentur. 
— Bornitius, Cap. 7 Seite 47. 

8 ) Amisaeus, Lib. III Cap. 6 Nr. 12: Proinde Paurmeister immerito 
taxat Bodinum quod definerit majestatem tantum respectu subditorum, cum 
vim quoque habeat in peregrinos, qui vel contrahunt, vel delinquunt, vel res 
in ditione Beipublicae sitas habent. Proprie enim majestas, cum sit caput 
Reipublicae non refertur nisi ad caetera membra, in quae plenam exercet 
jurisdictionem, in caeteros non nisi conditionalem et ex accidenti. 

°) Althusius, Cap. 9 Nr. 14: Territorium regni hie est Terminus 
et locus descriptus, intra quem jus regni exercetur, sub se particularia Terri- 
toria civitatum et provinciarum complectens. — Bornitius, Cap. 7 Seite 45: 
Porro forma Territorii consistit in circumscriptione imperii et jurisdictionis, 
terminis certis facta. Unde simul etiam finis intelligitur, jurisdictionis de- 
terminatio proprius. Unde etiam consequens dicitur, quod extra territorium 
jus dicenti impune non pareatur. 

10 ) Bodin unterscheidet I 9 pr. in der französischen Ausgabe sechs, 
in der lateinischen neun verschiedene Rechtsbeziehungen. In ersterer sind 
genannt: Tributpflichtige, Klienten, Souveraine, die zugleich Vasallen sind, 



Die Tributpflicht war ausserordentlich verbreitet. Sie konnte 
nach Unterwerfung des Staates das Zeichen der Unterthauen- 
schaft sein,' 1 ) sie trat in Verbindung- mit Klientelverbältnissen 
auf und diente als Kekognitionssteuer, 1 -) sie war der Preis 
ii'ir die Erhaltung des Friedens, oder das Entgeld für den von 
der anderen Seite geleisteten Schutz, 1 ' 1 ) sie konnte endlich nur 
der Ersatz für persönliche Leistungen sein, zu welchen mehrere 
Staaten sich einander verpflichtet hatten. 14 ) Bei diesen ver- 
schieden artigen Erscheinungsformen war die Folge die, dass der 
Tributpflicht als solcher ein entscheidender Einfiuss auf die 
Souverainetät des verpflichteten Staates nicht beigelegt wurde. 
Bodin unterschied vielmehr zwischen dem tributitm coactum 
und der pensio libera. Ersteres war die Folge gewaltsamer 
Unterwerfung, der Zahlungspflichtige stand dem Unterthan 



Vasallen, vaaalli ligii, Uuterthanon ; in der lateinischen Aushalf «erden die 
Tribut Pflichtigen nach dein Grunde ihrer Verpflichtung in zwei Kinasen ge- 
theilt und die glebau adacripti und Sklaven hinzugefügt. 

") Bodinus, Lib. y Cap. 6 Seite S70: Cum ad viin prolapsa esset 
populua TiiTcnrum, opes eblanditua est. contra Ferdinandum, ein tarnen pro- 
vincias aliquot fruenila.-; Tnmi reliquit, ea lege ut flseo vectigal nnnuum de- 
penderet, qua ex re Turcarum prineeps Imperatorum Germanorum ae tribu- 
tarium habere gtorintur. Imperator vero pensionem, nun tributum appellat; 
differt antem hoc ab ill«, ijuod tributum a subditis auf ah Ulis, qui po- 
lentioriini vi coacti, ut libertate ac pace fniereutur, pecnniaiu victoribu» 
sc daturoa spoponderunt, pensio libera est seit a diente, seu ah üs solvatur 
qui aequo foedere societateni et ainiuitiam tum üa inierunt, qui aese cum 
boslibus cimiuuxerint : seil ab iis auxiliaivs copins urgente hello aeeipiant. 

") Bodinua, I Cap. 9 Nr. 1 Seite US: Tertium genua est eorum. 
qui a poteutiore victi pacem aeeepenmi et jura majestatiä retineut iis legi- 
bus ut. victoris iiiiijestatem comiter observent, eique trihutum annuum solvant, 
nee tarnen patroemium illls auf ausilium a poteutiore debeatur. 

") Eeinkingk, I Gl. 2 Cap. 1 Nr. 309: Ex hoc qnod Imperator 
certftiu pecuiiiam, seu annuain pensionem exsolvit Turcae propter tranquilli- 
tatem ac pacem publicum, ne e\cut^ioiiibus ac vast.nriiinibus rejnomim suarum 
iinibus dainnum inl'eranl, Mujeshisi eins iii'ii puniur ii^ulia^ium. — Koniugs 
hei Arumaeus II dise. 17 Nr. 20: Circa tributarios a quibus pack fruendae 
enuaa peeunia quotannis a Principe alio impe-ratur, polesrns illorum illihata 
servetur. — Bodinus I 9 Nr. 4 Seite 112 (die zweite seiner Klassen): Se- 
cunduin genus est eorum prineipum qui superionin in foedere agnoaeunt, 
eiquo tributum depeudere solent, ut eins auxilio ae praesidio tutiores sint. 

») Vergl. die Stelle von Büdin in Anm. 11 a. E. 
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gleich und büsste wie dieser die SouverainetÜt ein, 1 *) die pensio 
libera wurde auf Grund friedlichen Uebereinkomniens oder vom 
Klienten gezahlt und präjudizirte der Souverainetät nicht. 16 ) 
Dass freilich aus dem Tribntverhältnisse der berechtigte Teil 
vielfach einen weitergehenden Einfluss auf die Herrsch aftsrechte 
des verpflichteten herzuleiten suchte, insbesondere die rein 
obligatorischen Beziehungen zu dinglichen Vasallitäts- und Ge- 
horsams-Rechten erweitern wollte, lag nahe. 1 ') Auch wurde 
von manchen Schriftstellern die Bedeutung der Tributpflicht ver- 
kannt; die herrschende Meinung jedoch ging dahin, dass dieselbe 
als solche den Sou verain etätsbegriff nicht alterirte. Daher 
durfte der Umstand, dass der deutsche Kaiser den Türken, 
uro sie von räuberischen Einfällen abzuhalten, jährlich einen 
Zins zahlte, nicht als Verletzung seiner Souverainetät angesehen 
werden. 17 ") 

Das Klientelverhältnis bestand in der Anerkennung einer 
anderen Staatsgewalt als einer höheren, übergeordneten. Es 
konnte einen doppelten Charakter haben. Entweder war es ein 
zweiseitiges Verhältnis, indem für die Unterordnung auf der 
einen Schutz von der anderen Seite prästirt wurde. 18 ) Oder es 
war rein einseitig, passiv, was insbesondere dann eintrat, wenn 



ls ) Reinkingk, 101. II Cap. 1 Nr. 211: Deinde ipse Bodinna distin- 
guit inter tribotuui i|Uod Miiijf-ctionia jure subditis et pensionem quae con- 
Tentionia et societatis juro a focdroitis w\ tiuitimis servanda« pacis gratis 
alicui exsolvitur. Vergl. Atiin. 11. 

'"; Bodinus, 19 S. l()3 der iViuiziisisclu'ii Ausgabe, welche liier deut- 
licher als die lateinische: Le premier est le prince tiibutairo qui est 
moindre au traite ijuocolui anquel il duil tiil.mt <-t iiPiiinrioiiis il retient tont 
droit de souverainete, »ans autre Submission ä celui auquel le tribat est pay6. 

")Arnisaeua Lib. I Cap, & Nr. 21: Huius distinctioiiis ignorantia 
vel quod potius eredideiim disHinulatia facit ut pontifiees fere oinnia regna 
Bibi feceriiit feudataria, censum aüqucm aut pensionem Eceleniae stipnlatam 
pro sigtio suhjeetionis aut pro Canone feudali iuterprttiiiiUis. Süleiit prin- 
cipe* si quid in sui favorem tincti t'iierint, verbis iu miijus interpreUri. 

"*) Vergl. Anm. 11 u. 13. 

19 ) Dies ist die erste ?on den Klassen Boiiin». Vergl. Atim. lOsowiolB 
Nr. 4 Seite 142: Priinum genus est eorutu piiucipuni qni sunt in eius clien- 
tela, cuius majestatem ohservant, ueque in eius patrociuio dare solent, ut 
ddversus potentiwum vim tutiores eiat. 
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die Unterordnung die Folge eines unglücklichen Krieges war; 
letzternfalls fand das Verhältnis regelmässig in der Vertrags- 
klausel seinen Ausdruck, dass der Besiegte die Souverainetät 
des Siegers „comiter observare" versprach. 1 ^) Ob in diesen 
Fällen noch von einer vollen Son verain etat des Schutzstaates 
die Rede sein konnte, war recht bestritten. Vielfach erschien 
die Anerkennung einer fremden Staatsgewalt als einer höheren 
mit der vollen Ausübung der eigenen, internen als unvereinbar. 30 ) 
Bodin und mit ihm die herrschende Meinung erkannte jedoch, 
dass das Klientel Verhältnis nur eine persönliche Unterordnung 
mit sich führe, die vornehmlich auf dem Gebiete der Ehre Hege, 
und welche weder eine Abhängigkeit oder Gehorsamspflicht im 
Gefolge habe, noch in irgend einer Beziehung zu der Herrschaft 
über das eigene Land stände; auch die gedachte Klausel habe 
nur die Bedeutung einer persönlichen Inferiorität. Die Klientel- 
staaten galten als souverain. 31 ) 

Die Vasallität fand ihr Wesen in der Treu- und Ge- 



") Dies ist die dritte Klasse Bodins. cfr. Anm. 12. 

so ) Kc-nings bei Am manu s II disc. 17 Nr. 19: Quaeritur an Princfps 
summus qui ti'. alterina summi Principis Olientem pvofitetnr et majestatera 
eius in foedere tomiter seu benigne observare tenetnr, summam potestatem 
in anbditos, sive Jura Majestatia amittat? Sic quideni uiinnullomm fert 
opinio, a quihus recedere nulla nobis est religio. — Bodinua I Cap. 7 
Nr. 18 Seite Sit: Frius laineii iiropoHituin tiitaestionciii ilofinirc place t, num 
scilicet princepa qui se dienten) alterins profltetur jnra suae majeatatia 
amitlat, ut alten conceilat: ita quidem plerisque ridetur, ego vero aliter 
sentio, majestatem retin ere suam. 

") Bodinns I 7 Seite 105 der iranziJsisdien Ausgabe: Et coinbien 
qu'au traitte des alliös pnr alüance inegale, ü aoit expreasement die, que 
Tun congnnlera la inajestö" de lautre, cela ne Iah paa qu'il aoit subiect, 
non plus que nos adherans et dien» ne sollt pna moina librea que nous, ore» 
qu'ils ne soient egaux, ni eu bien lii en puissanee, ni honneur: maia la 
clause ordinaire inseree aux traites d'alHance inegale, portant ces inots 
„Cnmiter Majestäten] conaervare" n'eropnrte Butre chose, sinOB qu'entre les 
princes alliez, l'un est plus grand et premier que 1'aiUre, und I 9 Nr. 4 
Seite Hl der laieinisdien Ausgabe: Diximus in capite de patrociniö et 
dientela quam noatri protection ein vorauf., dientea principes qui superiorum 
in foederibua nuijcstatoni '.oiuitii' ubservare tenenlur, Jura majestatis habere. 
Vergl. Anm. 20, 



horsämspflicht des Vasallen gegen den Lehnsherrn. Sie unter- 
schied sich von der Klientel darin, dass an die Stelle relativer 
Inferiorität absolute Unterworfenheit trat, — von der Unterthanen- 
schaft darin, dass die Gehorsamspflicht nicht eine einseitige, 
unbedingte, persönliche, sondern gegen Empfang des Lehngutes 
auferlegte, daher von dem Besitz desselben abhängige und mit 
seiner Aufgabe erledigte, dingliche Pflicht war. 22 ) Wollte man 
beiden Seiten gerecht werden, so nimmt es kein Wunder, dass 
die Frage, ob der Vasall Souverain war, zu den allerbestrittensten 
gehörte. Hierzu kam, dass es die meisten Fürsten, Kaiser 
und Päpste nicht verschmähten, Länder zu Lehen zu nehmen. 
Wer daher allen Herrschern, die den Vasalleneid geleistet, 
den Charakter von Souverainen absprechen wollte, würde, 
wie Bodin erwog, wenig souveraine Fürsten finden. Anderer- 
seits erschien es mit dem im Souverainetätsbegriffe so scharf 
ausgeprägten Elemente äusserer Unabhängigkeit nicht wohl 
vereinbar, Vasallen trotz der ihnen obliegenden Gehorsamspflicht 
unbedingt in die Reihe der Souveraine zu erheben. 28 ) Die 
einzig mögliche Lösung war eine gewissermassen dingliche. Da 
die Gehorsamspflicht im Zusammenhang mit dem Besitz eines 
bestimmten Gutes stand, galt der Vasall bezüglich dieses Gutes 
als nicht souverain. Hatte er jedoch noch andere alodiale Güter, 
so stand bezüglich dieser Besitzthümer seiner Souverainetät nichts 
im Wege. Vasallität und Souverainetät waren also insofern 
Gegensätze, als der Fürst, welcher sein Land lediglich zu 



J2 ) Bodinus I 9 Nr. 4 Seite 141: Sed vasallus seu fiduciarius a 
diente differt, distatque plurimum. Cliens enim patronum in foedere su- 
periorem eatenus agnoscit quatenus personae ac loci dignitas postulat; 
vasallus non modo superioreni confiteri dominum, sed etiam fidem et ob- 
sequium ei supplex exhibere cogitur aut feudo cedere. — Seite 142. Quod 
si subdittis non sit qui fiduciam accepto beneficio contraxit, etiam si domini 
dignitatem ac salutem sine exceptione cuiusquam tueri debeat, ea tarnen 
obligatione deserto feudo sine fraude sese liberare potest. 

Si ) Bodinus I 9 Nr. 2. Seite 141: Quod si jura majestatis non habent 
fiduciarii seu vasalli, paucissimi admodum Principes in summa potestate 
constituti reperiantur. Aut si demus, fiduciarios Principes jura Majestatis 
habere, certe quidem dominos servis, patronos clientibus auctoritate imperio 
potestate adaequare necesse erit. 
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Lehen besass, auf Souverainetät keinen Anspruch hattö. 
Sie waren aber in einer Person vereinbar, insofern ohne 
Zerreissung des Staates betreffs eines Teils desselben der 
Landesherr Unterthan, betreffs eines anderen Souverain sein 
konnte. 24 ) 



24 ) Bodinus I 9 Nr. 4: Quartum genus est eorum qui Reges sunt et 
jura Majestatis in suos libere exercent; sed aliorum fiduciarii seu feudatarii 
sunt aliunde feudo accepto a principe seu majore seu minore. Quintum genus 
est eorum, qui Reges non sunt, nee jura majestatis habent, sed fiduciam 
propter feudum contraxerunt. — Königs bei Arumaeus II disc. XVII 
Nr. 18: Distinguimus non inter Vasallos, qui nihil praeter feuda habent, in 
quo potestate absoluta uti possint, et illos qui domi Regno potiuntur proprio. 
Ulis majestatem denegamus. Veritati enim citat illud : Rex esse nemo potest, 
qui nihil habet quod non alterius nexu ac fiducia teneatur. Hosce vero 
jure majestatico ut ita loquar frui patimur, invito et contradicente Bodino 
I cap. 9 Nr. 115 (die Citirung Bodins ist ungenau und unberechtigt, vergl. 
die vorhergehende Stelle). Daniel Otto bei Arumaeus V disc. 2 Cap. 9 
Nr. IX Seite 91: Alterius igitur Vasallus summam hanc potestatem non 
habet quippe qui in bonis quae habet, superiorem agnoscit, — nisi Vasallus 
alia etiam habeat bona in quibus superiorem non agnoscat, nam in his majes- 
tatem retinet. — Ebenso Arnisaeus I Cap. 5 Nr. 18. 



ttancke, Bodin. 



§3. 
Die Dauer. 

Das zweite Merkmal des Souverainetätsbegriffes ist das 
der Perpetuität, der Stetigkeit. Die höchste Gewalt muss ihrem 
Träger dauernd zustehen, sie darf nicht aus Gründen endigen, 
welche ausserhalb seiner Person liegen. 1 ) Im monarchischen 
Staate giebt es daher nur ein Königtum auf Lebenszeit. Die 
Übertragung der höchsten Gewalt auf bestimmte Frist oder 
zur Erreichung gewisser Zwecke setzt noch nicht in den Besitz 
der Souverainetät. 2 ) Bleibt aber der Eingesetzte über die Zeit 
hinaus widerrechtlich im Amte, so ist er zwar Usurpator, 
Tyrann, erwirbt aber den Besitz der Souverainetät. 3 ) Ferner, 
überträgt das Volk ohne zeitliche Beschränkung einem Manne 
die höchste Gewalt, wie einst das römische Volk an die Kaiser, 
so geht eine Veränderung der Staatsform vor sich, aus der 
Bepublik wird eine Monarchie. 4 ) 

Als wenig praktisch erschien es, dass eine auf Zeit be- 
schränkte Gewalt in höchster und absoluter Form auftreten 



*) Bodinus I Cap. 8 pr. S. 103: Perpetuam dixiinus esse oportere, 
qiüa fieri potest, ut uni pluribusve summa in cives potestas nee tarnen 
perpetua tribuatur, sed ad breve tempus cuius decursu summa potestate ab- 
dicant. Non igitur summi prineipes dici possunt, sed potius summae po- 
testatis ac imperii custodes tamdiu sunt, quoad summus prineeps populus- 
ve depositum imperium reposcat, cuius ipsi sunt possessores verissimi ac 
domini. 

2 ) Besold I Cap. 6 Nr. I: In Principe illa perpetuitas aeeipitur donec 
vivat vel in aeteniuin. Et ideo cui committitur ad tempus vel ad certas res 
gerendas sublimis potestas, non is Rex, sed summus est dicendus Magistratus. 

a ) B od in us I 8 Nr. 14 8. 10G: Si magistratus est annuus aut qui 
tempore definitum habet imperium, is quidem extra tempus aut sponte su- 
perioris aut per vim imperium retinet: si vi retinet imperium, ryrannus est; 
tametsi tyranni quoque majestas est, ut qui violenter possessioni alienae 
ineumbit, tametsi contra legem id fit, possessio tarnen est. 

4 ) Bornitius Cap. 11 S. 94: Si vero alicui concedatur perpetuo absque 
ulla conditione aut nullo privilegio summa potestas, tum non amplius 
cumulative, sed piivative intelligitur concessa, adeoque forma impeiii mutata. 
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könne. Meist, nahm man an, bringe es die Befristung mit sieb, 
dass der Gewalten trat; er auch nicht oberster Richter WW, sondern 
der Provokabilität an das Volk unterlag, wie die römischen 
Diktatoren, 6 ) oder verantwortlich und rechenschaftspflichtig war, 
wie die Archonten zu Athen.") Aber auch wo die letztge- 
daebten Beschränkungen fehlten, galt der Herrscher auf Zeit 
nicht als Eigenthümer, sondern als Kommodatar, Usufruktnar. 
Verwalter der Souverainetät. 5 ) Die bedeutendsten Fälle hier- 
für waren der Reichsverweser und der Regent, und mit Recht 
erkannte die damalige Jurisprudenz, dass es nicht zum wenig- 
sten das Moment der Dauer war, welches diese Gewalthaber 
von dem Son verain unterschied. 6 ) 



r ') Bornititis Cap. 11 Seite 92 ; Et potest quidem summa quaedam pö- 
testas et Majcstati pro\iuin Mn^i^trn tili conoedi, quae tarnen perpetuti nun 
Mt, qOftleni Dictatores ad tompiis creditnm lintiuenint, a unibus tarnen provo- 
care liciiit; quid enim provoeare nisi ab inferiore aii superiorem nppellare. 

°) Bodinus I Gap. 8 Nr. 11 S. 105: Quid igitur si sumitium illnd im- 
|i.riiiiii in annos decem mii pluribusvc coucedahir, iil olim apud Atbenienses 
Ärchon uiras, quem ctiam judicem appellabant, summae in Repubüca potestate 
praeerat ; höh fuit tarnen neues euin Rcipidilicae majestas, cum potius po- 
piili curator procuratorve esset et ratioiiem imperii gesti reddere teneretur. 

7 ) Bodinus oodem: Quid si summa illa quam dixi potestas uni pluri- 
busve ea lege in aumini tributa fnerit, ne ratiouem rerum a sc geatarum 
reddere cogntur? Non tarnen fnit in illis imperii majesta», cum Imperium 
depiisituii] aimo vertont * i. n > j ► n 1 » rt^tituere tenereutur. 

*) Besol d I Oap. c >'r. 3: Neque ergo lnnjestate .sunt praediti, vaeante 
qni Imperioadmitiistrarkuiemlmbent eiusdeul, quales in Romano Impcrio sunt 
Palatinus Elector et Saxouiac Dnx. Non itidem niajestaa competit iis qui 
vul alsente Principe aut Mitiorenni luentisve kaut cümpoto illo einteilte, 
Hi-mpiililii'iim adminis tränt. — Bodinus I Cap. 8 Nr. 13 S. 105: Idcni nobis 
jitdiefuidtrai est de üs. quos Franci liegentes regni apellant, qui vel ob iu- 
fanliam vel furorein vid abseiitiam regis creaii aolent. 




§ 4. 
Bas eigene Recht. 

Das Eigentimm an der Souverainetät im Ganzen wie an 
den einzelnen Hoheitsrechten galt als Kriterium für die Träger- 
schaft des Souverainetätsbegriffes. Nur wer die Souverainetät 
zu eigen besass, war Souverain. Bodin hat diesem Gedanken 
durch die Worte Ausdruck verliehen, dass „la majest6 n'est 
limitee en Charge'*. Wenn Besold die Betonung dieses Ele- 
mentes neben den Merkmalen der höchsten und absoluten Ge- 
walt für unnöthig erachtet, 1 ) so erwähnt mit Recht Bodin 
Fälle, in denen die höchste Gewalt, wenn auch auf Lebenszeit, 
so doch nur vertretungsweise an einen Einzelnen übertragen 
wurde, der alsdann nur Beamter, nicht Souverain ward. 2 ) Dass 
für letzteren das jus proprium eine wesentliche Voraussetzung 
war, erkannten in gleicher Weise die Monarchomachen, wie die 
Vertreter der Fürstensonverainetät an? bildete es doch für 
erstere gerade den Grund, dem Fürsten den Besitz der Sou- 
verainetät abzusprechen, da er ihrer Meinung nach die Majestät 
nicht zu eigen, sondern nur zur Verwaltung vom Volke über- 
tragen erhalten hatte. 3 ) 

Was bedeutete der Begriff des eigenen Hechtes ? Schwierig- 
keiten ergaben sich für die Anhänger der doppelten Majestät, 
welche annahmen, dass das Volk dem Fürsten die majestas per- 



J ) Besold I Cap. 2 Nr. 1: Porro quod Bodinus aliud adhuc attributnm 
proprium Majestatis agnoscit, ut nempe sit propria, vel jure successionis vel 
Electionis concessa, et non aliena seu precario collata, non id mihi necessarium 
esse videtur. Cum illud saris coinprehendatur in priino atque seeundo attributo, 
si enim Imperium perpetuum est et suinmum, haud precarium erit vel aub- 
alternuin. 

2 ) Bodinus I Cap. 8 S. 107: Sive igitur curationis in modum, sive 
jure magistratus aliena potestate quis utatur, sive ad breve tempus sive in 
perpetuum, is majestatem non habet. 

a ) Althusius Cap. 9 Nr. 23: Unde efficitur, regem summam perpetuam 
legeque solutam potestatem non habere et per consequens, nee illius jura 
majestatis esse propria, quamvis eorum administrationem et exercitium ex 
corporis consociati concessione habeat. 



^.onalis übertragen, die majestas realis sich aber zuriickbeb alten 
iiabe. Einige von ihnen haben sich infolgedessen der Lehre 
«ter Monarchomachen zubekannt und die Souverainetät als Eigen- 
tum des Volkes betrachtet. 1 ) "Wollten sie aber mit der majestas 
"personalis des Königs ein jus proprium ihres Inhabers verbinden, 
so mussten sie den Umstand, dass die Machtstellung aus fremder 
Quelle stammte, mit dem Eigentum des Empfängers an der- 
selben zu vereinigen suchen. In fast gleicher Lage befanden 
sich die Anhänger der Fürstensouverainetät. Wenn dieselben 
auch an dem Eigentum der Souverainetät in der Hand des 
Fürsten nicht zweifelten, so leiteten sie dessen Rechtsstellung 

— ausgehend von der Theorie der H er rschafts vertrage — doch 
von einer Uebertragung seitens des Volkes her. 
daher zu der Erkenntnis, dass das eigene Recht des Königs 
keineswegs originär in dessen Person entstanden zu sein brauche, 
derivatives und eigenes Recht erschienen miteinander vereinbar. 5 ) 

Den Gegensatz zum eigenen bildete das fremde Recht, das 
Auftragsverhältnis. Die höchste Gewalt durfte nicht vertretungs- 
weise von ihrem Inhaber ausgeübt werden, die einzelnen Attribute 
nicht auf besonderer Konzession beruhen, sie mussten von selbst 
aus dem "Wesen der Rechtsstellung des Gewaltenträgers folgen. 6 ) 
Das Recht des Fürsten war, wenn auch ein derivatives, völlig 

*) Faurmeister I Cap. 3 Nr. 11: Reg! L s omni nun =uo sed Reipubücae 
nomine Imperium et suiumam poteslatem ohtineut. cfr. Gierke, Althusius 
S. 168 Anni. 133. 

") Besold I Cap. 2 Nr. 5 : Majestatetu antein tum summan potestatem 
voco, ex eo aequitur eam etiam primam ease et suae quasi originis. Nihil 
refert, majestnteiu ab alio transferri. Hsiud quippe a populo est Majestas 
f|\ii eam transtulit in Frincipem, seil ipsu ea potestus, ijuam populus ab 
initiu habuit, fnit a Deo, qui tranafert et stabilit Regna. Nee iude quod 
a populo transtata fuit, :i tränst erento ort um habet, tani|uam ab eo Jelegata 

— Bornitius Cap. 4 8. lfi: See refert, Majeatatem in alium aut alios 
transferri po»Be. Cum louge aliud ait prinmm esse et tranaferri ab alio, 
atque id quo prmmm est in alium transferri queat ueo tarnen a Iran sf ereilte 
ortum habet. 

") Bornitius Cap. S 8. 54: Quo cirua istorum opinio plan 
quasi quoil populns suam potestatem in Prinripem lege Regia coatulerit, 
postea ciindem legibus -olutmn reddiderit. 4uasi potesta» 
eaae possit, quae uou vi etiatu legum aoluta sit, adeo ut haec adfectio onl 
cum Majestät.« esst' imipiat. Ebenso Cap. 11 S. 03 für das Attribut der Dauer 
sowie Arniaaens in der § 7 Anm. 6 zitierten Stelle. 




iHa^JMC ww der Pensen <«ne* AuctDKt .ie*Wjlfcesfc ä da» ® 
•4rli ^rtra&i 3e$eri «l«i Victor seihar richten konnie-. 7 ) seäiitirseit» 
zXMtf itt vtflHipr (rnabhÄflipijfeeir w>n Lernerem verblieb: am* «fem 
ftlmtienre <te* rmpmßfl Refhre* ersab *cJl die Uny^aaicwartr- 

Da* jn# pmnriurn unrerst- hierl den ^nverain r/jjn Beamten: 
jtuwhft»: dieser iüwA *> weit&ßhende Redite haben. « iibtfr aoas 
«in« ftennte delegierte < : jrewalfc. aus-.'"» Mir Radit wirrt «ßjfr «1»- 
thäIr mehr; ltngBW'ihnliehe Bezeichnung: des Fürsten al& Bea-mren 
**i4i*£t \Taike# aIr verwirrend abgelehnt, and zwar ninbt nnr 
^<m den Vertretern der ffiirstren- lindem auch, van «Urnen: <fer 
•t<vppe3ten :*mtverainefiit. UP ) 17ml He alte ^treinrauÄ.. ab » ent 
Ä^es^^erHrej&ea gegen Beamte siebt: wird mir feiner Eir- 
w&rnu^ an sieh verneine. heaehnngsweiHe anr insoweit bejiaJiiL. 
*1« iiv *iem föeamtea die Person seine* Auftraggebers., (fea 
fouv^raia*. wrfeßrt sei 11 ') 

'j &<v*juf,La* Cap. ■*• St ir: Enam wmmiim. impHrrnm pasttpuuiL «all 
II*h»ftfA teUttfmn scatam tenVic ah en <iui «tanlrc. et tut iilnm «^ot anuenix 
«vwifV* ^u& <\>i\i <tedir v rtKwi«&rtair. 

*; #(V&i : rt-**lI Cap. * 3fc. II 2t 105: Prinuep* rera populnsre. in. <iaino» 
ffl#jfc*fa* rtU^fs- farwnam reram £e»s*nrai nemini praeiKruaam nnmortali Dw 

*, ft<ml<$ f Cap. * 5fr. V: rtidwu »inia m&jeMtes «mim* puteiwsis eei**inir r 
Un#A id^> *h fclwvrroii majmtrsunmm fcoetiiritane et pGtesta.ee est »firers». — 
l r ait*jtt'n'sr.4* f Cap. £ Xf. 22: X«m enim jaris taatmn retfrfeniiL **<i b^-IM 
<yrtA«|n4 äf^r^tufi" pof^stea Xa^ssürattlw» commrctitiir. seil fcn eo ba** «t 
<ftlV<*"r*rvfiav ^iwt h-i qmhn* marv4*ain*T r p-nwario ate aü«MLa y Respabliea t«o 

^ Ht*'*}* h tr St. t: Et in4ft R<^em Tel Princfpem *IiTim «auam 

ftfr »f ii4^/W> Pnrx'^i^ ^nwwitiA, et>m *it ptineipiam ae faBdamentam dignitatmn, 
h*n4 fahrt torAf* %t*4nm ttigmtati», Pariter ergo et optimates in Aristo- 

ji ) Atninatn* 1 (fap, 1 Xr. 7: Maje^tas alieubi etiam Magistratibos 
ttihtitinr ni favptnm *H argumentum Albergati lib. 2 cap. uit. contra Bodinnm 
n^nntin, Mnfonl*\#m vomhtvrt in potestatem snperiorem non recognoscente 
<IH)h viol»ffir ciinm nt; \ friceolo »ignori che da i fendatarii dependono. Non 
«fllfM bi^« ftlit^f ^'^tnpfttit maj^ta», nee in illig aliter violatar — quam qna- 
f^fitM popiiH mnfanWMm re.pmwMant. — Besold I Cap. 5 Xr. 4: Et ma- 
jmffls in «'otittninrÜN violari dicitur — non quod proprio jure habeant Majesta- 
\nu, *m\ nu<t() In prifidpfili* MajeMtatiH injuriam ac contemptum vergat, si qui 
l'rliM Ipifl umuUw \H)\m\\\m gubemant, violentur. 
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So klar auch die Vereinigung von derivativem und eigenem 
Rechte erfasst war, hegte man doch den Wunsch, von dem 
Volke als der ausserhalb des Souverains liegenden Entstehungs- 
quelle für das Souverainetätsrecht gewissermassen abstrahiren zu 
können, und gelangte dazu, den Ursprung des Rechtes in der 
überirdischen Macht zu suchen. 12 ) Unterstützung bot eine Reihe 
biblischer Aussprüche, welche das Königtum als Gottes Werk, 
den König als Gottes Diener bezeichneten. 13 ) Diese Herleitung 
hatte eine hervorragende praktische Bedeutung. Einmal diente 
sie zur Befestigung fürstlicher Macht gegen revolutionäre Ten- 
denzen, ebenso aber zur Unterwerfung des Königs unter Gottes 
Gebot, die ihren Ausdruck in seiner Verpflichtung auf das jus 
divinum finden sollte. 14 ) So erschien denn die Zurückführung 
auf die überirdische Gewalt geradezu als Korrelat zu dem 
eigenen Rechte des Monarchen, das Gottesgnadentum war der 
metaphysische Ausdruck für das Eigentum des Herrschers an 
der Souverainetät. 15 ) 



,a ) Bornitius Cap. 4 S. 17: Quod ad originein Majestatis, illa aliunde 
non oritur nisi ab ipso Deo. — cfr. Besold in Anm. 5. 

a3 ) cfr. Bornitius Cap. 4 S. 18. 

14 ) Vergl. § 5 Anm. 15 ff. 

a5 ) Besold I Cap. 2 Nr. 6: Inde etiain est, quod Ronianoruni olim 
Impcratores Deorum Providentia, hodierni Dei gratia, von Gottes Gnaden, 
se constitutos scripserunt et adhuc scribunt. 



§ 5. 

Die Entbnndenheit vom besetze. 

Als viertes Merkmal des Souverainetätsbegriffes nimmt Bodin 
in seine Definition, nnd zwar sowohl in der französischen wie 
in der lateinischen Ausgabe, das Wort „absolue" „legibus soluta" 
auf. Majestas nee legibus ullis definitur. Er hat damit den, wie 
Gierke 1 ) sagt, zum Mittelpunkt einer vielhundertjährigen 
kompendiösen Kontroversenlitteratur bestimmten Satz „Princeps 
legibus solutus est" zum Bestandteil seiner Definition erhoben. 

Dieser alte Satz der lex 31 Dig. de legibus I 3 war zu 
jener Zeit nichts weniger als unbestrittenes Dogma. Dass die 
Monarchomachen den Princeps nicht nur nicht über das Gesetz 
stellten, sondern gleich dem gewöhnlichen Bürger demselben 
unterwarfen, befremdet nicht; war doch für sie der Fürst nichts 
Anderes als der Beamte seines Volkes. Aber auch das Volk 
in seiner Gesamtheit erschien ihnen, obwohl sie ihm die Träger- 
schaft der Souverainetät vindizierten, durch die staatlichen Ge- 
setze gebunden; denn alle menschliche Macht müsse eine andere 
Gewalt, nämlich die Gebote Gottes und der Vernunft, über sich 
anerkennen, und diese Gebote seien in allen Gesetzen, auch 
in den rein positiven und Zweckmässigkeitsgesetzen enthalten. 
Daher fallt für Althusius das Merkmal der solutio legis aus 



^Althusius S. 266. Gierke bat das Verhältnis des Souverains 
zum Recht in dem Kapitel über „Die Idee des Rechtsstaats" S. 264 — 320 
mit besonderer Vorliebe bebandelt; er giebt mit der ihm eigenen Kunst, aus 
dem weitverzweigten Detail die zu Grunde liegende Idee zu abstrahiren, ein 
umfassendes Bild von der Entwickelungsgeschichte des Satzes „rex legibus 
solutus", und in diesem Bilde bat auch die Zeit Bodins die gebührende Stelle 
gefunden. Aber gerade diese Abstraktionskunst Gierke' s lässt für denjenigen, 
welcher sich auf eine kurze Spanne Zeit beschränken will, die Möglichkeit 
offen, durch eine nur für diese Zeit berechnete Darstellung zur weiteren 
Ausgestaltung des Gierke 'sehen Bildes beizutragen. 



dem Souverainetätsbegriff heraus.*) Den Monarchomachen nahe 
standen einzelne französische und deutsche Juristen, welche die 
Entbiindenheit auf Rechtsförmliehkeiten, sogar lediglich auf 
die lex Julia et Papia Poppaea oder auf die Strafgesetze be- 
schranken wollten; sie fanden wenig Gehör. 3 ) Die Anhänger 
der doppelten Majestät suchten trotz ihrer prinzipiellen An- 
näherung an die Vertreter der Volkssouverainetät wenigstens 
insofern das Merkmal der solutio für den Souverainetäts begriff 
aufrechtzuerhalten, als sie das Volk, den Träger der eigentlichen 
majestas realis, über die Macht der Gesetze erhoben. 1 ) Hierbei 
blieb es nicht. Auch die Person des Fürsten, welchem das 
Volk nun einmal die persönliche Majestät übertragen hatte, trat, 
wenn auch mit mehr oder weniger grossen Kautelen, aus dem 
Rahmen der Gesetzesnnterworfenen heraus. 6 ) Als herrschend 
lässt sich, und zwar ebenso bei den vorsichtigen Anhängern 
jesuitischer Doktrin wie bei den weitgehendsten Vorkämpfern der 
Fürstensouverainetät der Grundsatz bezeichnen, dass die Ent- 
bundenheit von den Gesetzen ein spezifisches Element des Sou- 
verainetätsbegriffs sei,' 1 *) sodass Arnisaeus nicht ohne Ironie 
sagt, die vielerörterte Streitfrage, ob der Fürst von den Gesetzen 
befreit, sei recht überflüssig, wenn man sich vorher darüber 



') Altbusiiis Cap. a Nr. 21: Absoluta vero snmma et legibus onmi- 
bus soluta pot.es tas tyraunis dicitur. — Qu»i?rio ijjitur nobiä est de civili lege 
et jure, au knie etiam Imperium etfasees snlvjiciat cjui sumroum dicitur ha- 
bere potestatein. Ncgöt IliidinUB et plnrimi ulii cum eodem. Erit igitur ex 
horuiu sententia summa petita* quae civili lege neu est definita sed illn 
soluta: quod ego nou dixerim. Nam lege eivüi potestatem solvere, est etiam 
uliquatenus naturalis et divinae legis vinculis eandem exuere. Nulla eniai 
est uoc esse polest lex civilin quae non aliquid naturalis et divinae aequitatis 
iumntabilis babeut admist.um. 

*) Cujaciun, Ubervatiouum lib. 16 Cap. 30. — Bruckniaun, Para- 
graph! „potestus soluta - ' tmetatus Cap. 3 Nr. 30. — Glocke S. 283 Anm. 
44 — 46. — Besold I Cap. 7 Nr. 3: „Sed hie eorum refntabo opmionein, — 
at indigna est liaec opiuio." 

*) Paurmeister I Cap. 19 Nr.4: Respublie* autem omnis nt et im- 
perium Romauuni quijfl .Minimum et legibus soluta in habet potestatem. 

ä ) Besold I Cap. 7 Nr. 1: Principem, senatum, vel populum, tili summa 
huec competif potentia, in Imperio alitieo, ita quuque legibus nlisl i ittuin plane 
esse nullius. — Bortius bei Arumaeuü I diec. 30 Cap. 6 Nr. II: Majea- 
tU Kgift Uiilem summa et absoluta est, quin itu eam coneessit poplllus. 

'■) Vergl. Anm. 7—12. 
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einigen wollte, ob der Fürst als Träger der Souverainetät 
anzusehen sei oder nicht,*) 

Die solutio wird nicht nur für den König in der Monarchie, 
sondern auch für die Optimateu in der Aristokratie uud für die 
Gesamtheit des Volkes in der Demokratie angenommen, wubei 
Bodin den G egengrnnd, dass in letzteren die Bürger vielfach 
auf die Gesetze eidlich verpflichtet würden, durch die richtige 
Unterscheidung zwischen der Gesamtheit und den Einzelnen 
zurückweist, 7 ) Der innere Grund für die solutio ist einmal die 
Rücksicht auf das Staatswohl, welches einen frei waltenden 
Herrscher erfordere,*) andererseits der Charakter der Souverainetät 
als höchster Gewalt, die wie keiner anderen, so auch nicht der 
Macht der Gesetze unterstehe. Sie erscheint als Konsequenz 
des in der Souverainetät liegenden Rechtes der Gesetzgebung, 
und wiederholt findet sich der Hinweis auf die Worte des 
Pompouius, dass Niemand sich selbst durch seine Gesetze 
verpflichten' könne.") Aus dieser Rechtsstellung wird das 
Schlusswort der französischen Gesetze: „car tel est notre 



*) Aruiaaeua I Cap. 3 Xr. 1: Fruatra enim disputant, au Rei sit go- 
In tun legibus, ijuamlo nori determinaut, qiioii prius faciendum erat, an Majes- 
tate plcna utatur? Nam propter haue solutus est legibus et in tanrum 
aolutus est, in ijuantmn illaiu pal'tif.ipat. 

'■) Bodinus I Cap. 8 S. 142 der französischen Ausgabe: Or a'U eat 
utile qtie lo Prince smiverain pour bien gouvemer im estat, ait la pnisaanet 
des loix sous la sieune, encores cst-il plus expedieut au seigneur en Testat 
Aristocratiqne et necessaire an peuple ua l'estat popnlaire. — I Cap. 8 
Nr. fiG der lateinisch«! Ausgrabe: Sud aliud est uuiversos aliud siugulus 
obligare: est euiin corpus qnoddara universitatis a giugnlis potestate et na- 
tara divisum. 

"J Bodinus I.e. Nr. ül : Neque modo aei(iium est, sed etiam necessarium, 
lege» in priiicipis arbitrio perinde esse, ut in potestute gubernatoris ipaa 
gubemacula, quac esaent inutilia, uisi ad omiicui coeli faciem et Opportuni- 
täten! moveri ac converti possent. — Ebenso Bornitius Cap. 8 S. B5, 
Besoldl 7 Nr. 5. 

") Bodinua I Cap. H N. 35: Nulla inquii l'uiniKiiiiiis, obligatio cousia- 
tere potest quae a voluntate promittentis st.atum capit, quae certe ratio 
iion modo prob ab ilis est, sed etiam ad perauadeudum uecessnria, acilicet Prin- 
cipem suis legibus ac jussis obiigari nnllo niodo posae. Ebenso Aruisaeus 
I Cap. 3 Nr. 6. 
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plaisir", 10 ) aus Ihr die Unverbindlichke.it der salvatorischen 
Klausel hergeleitet. 11 ) 

Der Satz „rex legibus solutus" wurde jedoch nach den 
verschiedensten Richtungen durchbrochen. Zunächst machte sich 
auch unter seinen Verteidigern eine Strömung geltend, welcher 
es schwer fiel, fürstliche Willkür geradezu rechtlich zu sanktio- 
nieren, und die daher nach einer Form suchte, in welcher sie 
ohne Verletzung der Majestät einen Druck auf den Souverain 
zur Befolgung seiner Gesetze ausüben konnte. Hier waren es 
■in der Spitze die Jesuiten, die den Unterschied zwischen der 
vis coactiva und der vis directiva der Gesetze aufstellten, und 
einsehend, dass es eine rechtlich verpflichtende Kraft aucli uhne 
die Möglichkeit äusseren Zwanges gäbe, diese vis directiva gegen 
die Person des Souverains richteten. 12 ) Die Meinung fand zwar 
nur geteilte Aufnahme; 1 *) je schärfer man den Souverainetäts- 
begriff erfasste, um so weniger erachtete man mit demselben 
eine allgemeine rechtliche Verpflichtung für vereinbar. Aber 
andererseits gab es auch nicht einen Schriftsteller, der nicht 
Gelegenheit nahm, wenigstens die ethische Verbindlichkeit des 



■o) Bodinus I Cap. 8 Nr. 39: Hinc illa in fine legnm 
eilictnruiu siibjecra clausula: (juia sie nobis placuit. 

■') Arnisaeua I Cap. 7 Nr. 5: Xulla igitur clausula i 
suuui auferre forest, modo plenam majestatem ex lege regni habest. — 
Bodiuus 1. c. Nr. 7-1: Neu magis tniueu »IIa perpetua lex est apuii nos, 
ijnam npud Graecos et Romanos, (jui in legibus ferendis haue clausula™ 
subrogare cnnsneveruut, ut nee per senatum nee per populum lex infirmari 
possit. Quac verba »i perpetuam causam hulie-rnt. cur populus pueiie eodem 
momonto niiu legem prnbai-iU, abrogavisaet? 

") Franc. Suarez, traet. de legibus ac Deo legislatore üb. III Cap. 
36 Nr. 3 um! 4; Q.noad vim ergo direetivam diflieultas est, an teneatur Frin- 
ci-ps in conscienria servare legem a se latam. — Nihilo minus cominuiiia 
ac constans senteiitia, teneri prineipem. Nr. 15: Circa secuuilum punctum de 
vi coactiva communis resoluiio est, legem Don obligarc prindpeui. Vergl. 
Gierke 8. 283 Anm. -17. 

"J Dafür Guil. Barclai, depotestato papae et deregno et regali po- 
testate. Lib. III Cap. 1» S, JäS : Quatenus igitur leges vim liiri'Ctivam habent, 
Terum est, Principeiu suis legibus subriimni esse et alligatum, sowie Arni- 
saeus I Cap. 3 Xr. 4. — Dagegen Hesold I Cap. 3 Nr. "2: Nee subsisterc 
potest Covarrnviae »piiiiu ijui l'i'iueipea legis liumanae vi coactiva solvit et 
Prineipem teneri vi quadam directiva asserit. 



Souverains zur Innehaltiing seiner Gesetze zu betonen, ein 
Standpunkt, welchem der aufgeklärte Absolutismus Bodins mit 
den stolzen Worten Sencca's Ausdruck verlieh: Caesari cum 
omnia licent, propter hoc minus licet.") 

Einen grösseren Erfolg hatten die Gegner der solutio 
princjpis, als sie ihre Angriffe auf das objektive Gebiet, die lex, 
verlegten und sieh die verschiedeneu Arten von Rechtsnormen 
vor Augen hielten. Man konstruirte eine theoretische Unter- 
scheidung zwischen jus und lex, ersteres war das aus dem 
Rechtshewusstseiu des Volkes entsprungene, natürliche Recht, 
letzteres positiver Herrschei-befehl. 1 *) Galt nun der Souverain 
für den Inhaber der höchsten Gewalt, so erschien er doch da- 
durch nur über alles Mensehenwerk erhaben, Gott und die Natur 
waren älter und machtvoller als er. Die Folge war seine Unter- 
werfung unter göttliches Gebot, jus divinum, und natürliches 
Recht, jus naturale. 1 *) Diesen Normen trat er als blosser 



») Bodirms I Cup. 8 Nr. 88: Primus omnium opiuor Anaxarehas 
oxstitit ijui Aloxiiiiilro blaiida orntioue persuusit, jii.siiiLiin olj id Jovi assidere. 
ut intelligeretur, nihil a Primiipiüu:- iiiiustc tiori posse: capitalis Auasarchus 
et eerte digmi* qui primipiim Justitium in *>■ ip-o e\periretur. At quanto 
verius Seueca, Caesari cum omnia licent, inquit, propter hoc minus licet. 
Vergl. Nr. 82 : Corte nihil melius, nihil Priruipc digiiius quam eas legeB quas 
ipse tulerit, faetis et vita comprobare. Sed aliud est nitro ac spoute quid 
facere, aliud ad id exequeiidnm ublig'.itione teneri. — Bornitius Cap. 10 
S. 79: Verum est Principe™ amvcniro, legibus a xe latis, quatenus ad e 
ivt&pfiitmi accomodari quennt sponte vivere. — Bewold I Cap. 7 Nr. 12 
Rex ideo dicihn- W animata., qmid lojti ninlae luiiniaiii addat eainque t 
et defeudat. legcsque snas et snorum Antecessorum obaervet ntpote quibi 
tan tum quoad poenam uon quoad culpam est solatus. — Anrisaeus 
3 Nr. 11 und 13. 

") Bodinus I Cap. 8 Nr. 120: Plurimum diatat lex a jure: jus e 
sine jussu ad idquod aequum, bonum est, lex autem ad impr-Miius majestatem 
pertinet. Est euiin lex nihil aliud quam sumuine potestEilis jussum. 

,n ) Cregorius Tkolosanus, de repubüea Lib. 7 Cap. 20 Nr. >', 
Habet uterquo priuceps saeeularis ae spiritualis potostüiem a Deo, quan 
et uterquo sihi commissam excedere non potest. — Reinkingk I Cl. 1[] 
Cap. 13 Nr. 4: Nsm leges divinas el mitrales quod altinet, iis Principen 
solvere plane inipiuni est, cum inferior uon sit solutus legibus superioris. 
— Ebenso Königs bei Arumaeus II disc. 17 Nr. 25. 



Mensch gegenüber, — nicbt anders wie seine t*nterthanen.' ; l DasS 
freilich die Gleichschätzimg des Souverains mit den Unterthanen 
den Majestätsbegriff zu verdunkeln geeignet, war. sah Bortins 
ein: er meint daher, der Fürst gehorche dem göttlichen Gebot 
nicht gleich dem Bürger, sondern um des Gehorsams willen, 
den er selbst von seinen Untergebenen beanspruche. 11 *) Aber 
jene theoretische Herabwürdigung des Souverains beweist, welcher 
Wert auf die Beachtung des jus divinum und naturale gelegt wurde. 
Die Folge einer Verletzung war keine geringere als die 
Entbindung der rnterthanen vom Gehorsam. Selbst den ex- 
tremsten Vorkämpfern der Fürsten souverainetät erschien es 
selbstverständlich, dass Beamte wie Bürger solchen Befehlen, 
welche dem göttlichen oder Naturgesetze widersprachen, nicht 
nachzukommen brauchten. In bezeichnender Weise wurden 
derartige Befehle den örtlich inkompetenten gleichgestellt. Der 
ominöse Satz, dass Gottes Geboten mehr zu gehorchen sei, als 
denen des Königs, heiligte den Wideretand gegen gottloses Ge- 
bot und setzte den Lohn des Märtyrers auf den Ungehorsam. 1 *) 



") Bodinus I Cap. b Nr. 38: Seil legibus diriiiis ac naluralibus prin- 
uipi-s omues ac populi a^ijiif obligantur. — Besold 1 Cap. 7 Nr. 6: lu- 
tuitii divinae legis et legis item naturalis rectaeque talionis non ut Princep» 
sed Hl homo cousidenttiir is qui impenit, qua einlies boiuines ititer »e sunt 
aequales. — Ebenso Arniaaetis I Cap. Nr. 12. Bnrnitius Cap. 9 8. 57. 

,B ) Bortius bei Arnisaeus I diso. 4t) Cap. 3 Nr. lü: Prineipem Ulis 
snbjectum esse debere. non qui dem ut privatum eui aat est pnrere, sed tati- 
qtiam regetn qui aliu* ndigat ad ubseqiiinm. 

") Bodinus I Cap. 3 Nr. 91: Subditos sna lege obliga tos habet, modo 
nihil contra naturam contraqui- divinum ledern jubeatur, und III Cap. 4 Nr. 
0: Quod si magislratui extra lines proviueiae mit snpra quam jure debeat 
impernnti Omnibus im;« rinni recusare fas est, tainetsi honestnm sit illuil quod 
jubetur: nu^nto minus prinripi turpia et injusta pra^i ipii'titi parebitur? ter- 
minoa enim ac fines iinperii a natura ipsa positos inovet, ac snae juris- 
dictionis legcs ab immortali Den samtos perrnmpit. — llregoritis Tbolo- 
aanuB, de republica Lib. VII Cap. 20 Nr. 5: Oboedin; magis oportet Deo 
quam bominibus. — Bornitius Cap. 37 S. 241 : Quod si quid contra Deum 
aut lionestatem injungat, non ut Princeps sed Tyraimiis praecipit, tum D. 
Petri regula t.ent-nda est; Magis esse Deo qnam hominibus oboediendum : 
ebenso Partitiones S. 54. — Keekermann disciplina politiM T.ib. I Cap. 
35 S. S96: Quia auteiu subditus magis est obligatus Deo quam Principi. 
ideo Dci respectu conditio subaudienda est, neinpe si Princeps nihil mandet, 
quo! sit contra Deum. 



80 

Nor vereinzelt wurde dem Souveraiu auch dem jus divinum 
gegenüber formelle Allmacht beigelegt. 5 ") Auf der anderen 
Seite sollte der Widerstand der Utiterthanen nicht über eim- 
lediglich passive Reaktion hinausgehen. Vor der Existenz des 
Souverains als solchem machte man Halt. Wenn auch Bodin 
dem Fürsten, der das göttliche Recht mit Füssen trat. Kamen 
und Würde eines Königs absprach, 21 ) so gestattete er doch 
keinerlei Angriff auf Leben oder Stellung des Tyrannen. J -J 
Der Unterthan dürfe nicht über seinen König richten, und der 
Versuch, die Beihülfe, ja der blosse Gedanke au Tyranuenuiord 
sei Kapitalverbrechen.* 3 ) Daher rät Bodin dem Beamten, der 
für die Unterthanen ein Beispiel von Königstreue sein soll, 
gottlosen Befehlen zwar nicht zu gehorchen, aber eher Amt, 



**) Berlins bei Arumaeua I disc. 30 Cap. VI Nr. 3: Reapeetn aubdi- 
torum quo» Dens iion cotiütituir simruni luandatornni esseeutores rectc »-- 
dein solutos Reges dicinma, aen leges civilea condat seil divinaa et naturales 
deelaret. — Ebenso Arumaeua I disc. * Nr. 31. — cfr. Gierke S. 2119 
Armi. 84 ti. 85. 

S1 ) Bodinus Lib. 3 Cap. 5 Nr. !t: Is enira principis nomcn ac dignitatem 
amittit qni a ratione dis-tedeiis divina jnra eouvellit. 

**) Bodinna Lib. 2 Cap. 5 Nr. 9; Quod si monarchia qnaedam est 
summa enius potestate constitnta, nee Miiguli* civil)»-, nee uuiversis fas est, 
sumini prineipis vitnin fnuiam aut fortunas in discriiueu yncare, seil vi seu 
judicio constituto id Hat, etiatusi «immun scclcmvii ac tiagitiorum qnae in 
tyrannos couvenire diximus turpitudine infniuis eaaet. 

S!1 ) Bodinus Lib. II (Jap. 5 Nr. 6 ff. Ct non solvnn qni piineipeni aeeavit 
perduellionis reus est, eed etiani is qui tentavit, qui opem cousiliumve attnlit, 
(|iü texit, qni voluit, qui cogitavit. — Wenn dem gegenüber die Jlonarcbo- 
inaclien und die ilinen nahestehenden Riehtiiiii_'cn, wie zum Teil die Anhänger 
doppelter Majestät und Jesuiten für ein aktives Widerstand*- und Absetzungs- 
recht der Unterthanen plaidiercn — Althusius I Cap. !' Nr. 22 (cfr. oben 
§ 3 Antu. 2), Rortius bei Aruniaens I disc. 30 Cap. 7 Nr. 1. Mol hin 
tract. de justitia et de jure II disput. '23 S. 118 D. — se fand dies darin 
seineu Grund, dass für sie mehr oder weniger der Fürst nicht Trftg«r der 
Souveränität, war. Auch Bodin kannte Absetzung und Ermordung des 
eigenen Fürst«», wen» dieser nicht Souverain war, sondern nur a» der Spitze 
eine» aristokratischen oder demokratischen Staats- Wesens stand, II Cap. f) 
8. 274: Hein civi quoque licet — seil, interflecre tyrnnmim — in euui 
qui iu populari aut optima tum statu prineeps est, nee tarnen, jnra 
luajestatis habet. 
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Heimat und Leben aufzugeben, als sich in offnen Widerspruch 
mit den Anordnungen des Fürsten zu setzen.- 4 ) 

Dem auf diese Weise geschützten Rechtsgebiete wurden 
alle Normen zugezahlt, die, wenn auch an sich positives Recht, 
sich doch auf riaturrechtliche Grundlage zurückführen Hessen. 
Eine Mittelstellung nahm das den Völkern gemeinsame Recht, 
das jus gentium, ein. Man verhehlte sich nicht, dass dasselbe 
seinem Wesen nach von dem jus naturale verschieden war, in- 
dem die Ungleichheit der einzelstaatlichen Lebensverhältnisse 
positivrechtliche Modifikationen erforderlich machte. 24 ) Deren 
Anordnung wurde daher dem Gutdünken des Souveraius über- 
lassen, mit der Massgabe, dass Beamte wie Untertuanen zu 
unbedingtem Gehorsam verpflichtet ■waren.**) Sobald jedoch 
das jus gentium dem natürlichen Rechte entsprach, trat voll- 
kommene Gleichstellung and Gleichschätzung mit demselben ein. 37 ) 

Nicht minder wurde das positive Recht, falls es mit dem 
göttlichen Gebot oder der allgemein menschlichen Moral über- 
einstimmte, für ebenso unverletzlich erklärt, wie die unge- 
schriebenen Normen des Naturrechts. 2 *) Es blieb also nur das 
Gebiet reiner Zweckimissigkeitsgesetze, welches man souverainer 
Selbstbestimmung anheimgab. Hier konnte der Fürst selbst auf 
Kosten positiver Gerechtigkeit schalten und walten, und Unter- 



!1 ) Bodinus III Cap. 4 S. 3!i2: Si contra divinas aut naturae leges 
ijuiil jubeatur, patiia bouis vita deniuue ipsa prius debet, i|uiun title justitia, 
integritate, religione spoliari. 

") Bodinus I Gap. s Nr. 25: Lex oinnium gentium communis a na- 
turae legibus ac divinis divisaa habet rationea. 

M ) Bodinus I.ib. III Cap. 4 Nr. 9 S. 380: Ergo magistrnlus jnssa 
principe (.'xsrqiniui'. rjusK- a iliviiiin, ijuiie a miturue legibus non ernnt aliena 
etiamsi cum jure ceterarum gentium discrepare videantur; quae quideni 
a pi-iucipibus pro rei f'iihisijiiü publica cimuuoilis aut incommudis mutari non 
est alieuum natura. Ebenso I Cap. b Nr. 147, eine Nüanciernng, die praktisch 
nicht oliue Wichtigkeit war. vcrgl. unten § 14 Anm. 5. 

") Besold I Cap. 7 Nr. ii: Quidijuid naturara sequendo gentium 
prae^cripserunt jura, Principem quouuo (um Naturali lege eogente, tum 
publico neu suadente, Hgare ajo. 

*") Bodinus I Cap. 'S Nr. 8'2: Quid igitur si Princeps oeeidere ac 
latrocinari lege probibeat: umu uecosso habet suis legibus parere; non haeo 
hominis cuiusiiuam, sed ipsius Dei lex est, quam ab ipsa Natura hausiuius 
et eipressiwus qua Principe« oniues multo uiagis nuani subditi oblijjautuj;. 




thanen wie Beamte mussten sich seinem Willen beugen. 5 ' 
Letzteren gewährt Bodin nur die heut noch beliebte Befugn 
der „wiederholten Vorstellung", die aber am Ende nicht von 
der Ausführung des ungesetzlichen Befehls befreie. 80 ) 

Der an sich schon eng begrenzte Baum für die solutio 
principis erlitt noch zwei wesentliche Verkürzungen durch Heraus- 
nahme des Vertragsrechts und des Privateigentums. An seine 
Versprechungen war der Souverain gleich den TJnterthanen ge- 
bunden, da er seine eigene Macht aus den Versprechungen 
Gottes herleitete und selbst als Schirmherr der privaten Verträge 
galt. Somit wurde das Vertragsrecht für jus naturale erklärt 
und seine Innehaltung dem König als Rechtspflicht auferlegt. 31 

Aus dieser theoretischen Auffassung zog man eine für die 
ganze Folgezeit entscheidende Konsequenz. Man subsnmirte 
unter die königlichen Versprechungen nicht nur privatrech triebe 
Abreden, sondern auch politische Zusicherungen, man hielt nich 
nur Verträge mit fremden Staaten, sondern auch Zusicherungen 
an die eigenen Unterthanen für bindend und schuf so die Grund 
läge für ein den Souverain verpflichtendes Verfassungsrecht. 
Verfassung erschien alsVertrag zwischen König und Unterthanei 
und war als solcher für beide Teile unverletzlich. Diese immerhin 
gewaltsame Konstruktion wurde dem Verständnis durch die da- 
mals allgemein verbreitete Theorie vom Herrschaft svertrage nähei 



w ) Bodinua Lil). III Cdp.4S.3S2: iSi vero de rivili justitia qtiaeritur 
juäsa exequeuda tibi sunt, etiauisi putes, id qunil prnt?cipiütur iniquita 

*>) Bodinua 1. o. S. 3M1: Si turnen legein antiquare jubetiir, 
utilitate novis legibus pViicjHindi wt, niiiijistrrttit« jnssn tantispersuatinebit dm 
prineippm admoneat, idque non semel ei seil saepius faciendi» 
teps adnioneri nolit, ant admouitus utilia respuat, certe magiatratu 
iterura atque iterum imperanti prineipi oboediet. 

") Gregorhis Tbolosanus de republicft Lib. 7 Cap. 10 Nr. 2 
Qiiia obligatio est de jtire naturnli, cili etiani prineepa subjieitur, neque 4jiii- 
quam conyenit inagis natural i et aequali, quam ea, quae intt>r all quo 
placiierint aervare. — Bodinua I Cap. 8 Nr. 91: His ita constitutia uequit 
prineipem aiimnimii paetis conventis aeoue ac privatos obligari, aive ci 
exteria aive cum civibua eontra,xerit: cum enim pririMps mutnae fidei int 
privat o» ac legnm ommiim »index ait, quant.o magin da tarn a ae fidera « 
promiaaa servare tenetur? Nr. 09 : quid mirum. cum Deua ipae suia p 
toneatur. Nr. 96: Die Innehält ung ist Reehtspflicht. — Ebenso Reinking: 
I Cl. III Cap. 12 Nr. 8. 
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gebracht. Alle fürstliche Macht beruhte auf vertragsmässiger 
Übertragung seitens des Volkes an den König-, und als Bestand- 
teil dieses Vertrages wurde das sich über die Herrschattsans- 
Übung ergehende Verla ssungsgesetz angesehen. Am leichtesten 
fiel die Fixierung eines unangreifbaren Verfassungsrechtes den 
Anhängern doppelter Majestät. Indem dieselben den mächtigeren 
Bestandteil der Souverainetät, die majestas realis, dem Volke 
retinierten, brauchten sie die Verfassung nur für ein Element 
der letzteren zu erklären, um den Fürsten, dessen majestas 
personalis der majestas realis unterworfen war, an die Ver- 
fassungsgesetze zu binden. 1 '-) Die so ausgebildete Vertrags- 
theorie sollte nach und nach in Deutsehland immer weitere 
Anerkennung finden. 3 ") 

Zur Zeit Bodins gab es jedoch, insbesondere unter den 
Vertretern der Fürstensouverainetät, eine einflussreiche Strömung, 
der die Existenz eines verbindlichen Verfassungsrechtes mit dem 
Sou verain etätsbegrifle und dem Satze princeps legibus solutus 
unverträglich erschien. Zwar war dies keineswegs dahin zu 
verstehen, dass die absolutistische Lehre den willkürlichen Ver- 
fassungsbruch des Königs gutgeheissen hätte. Im Gegenteil, 
hatte derselbe einmal seinen Unterthaneu politische Zusicherungen 
erteilt, so war er an sie gebunden und konnte nach privatrecht- 
lichen Analogien nur dann von ihnen wieder ahgehen, wenn 
das Interesse des andereu Teils oder der gerechte Grund binweg- 
fiel. Verfassungsbruch galt als Verletzung gottlichen Rechtes 
und forderte spätestens nach dem Tode des Monarchen zur 



n! ) Besold I Cap. 2 Nr. 5: Ad Majestatem realem pertinent privileuia, 
des Luniks Majestät abrief. Ideoque Mivji ■stuti-w liam: Ucipubliiin- seil realem 
leges comprehendunt fundamentales. Nr. 6: lade tH ut Majestät! Imperii, 
ImperMit.is Majestü.s [annimmt sup'.'riun itLstmisratur. Kam iiuijcHtateiu leges- 
i|ne ejusdein etiam is qui impwat. nirquid Repnblk'a eapiat iletrimeuti, tomiter 
observare tenetur, l'rmeepy enim tenetur legibus Kci^ii — cum tales leges 
nbligent vi paeti et eonvi-ni.ionia. 

*») Vergl. Gierko S. 286 Am». 00 ff. Hierzu Gregorius Tholo- 
saims do republica Lib. 7 Nr. 23: Sed et legea quae atabilierunt princi- 
patum — non possuut a principibua per legem ad principatum per- 
venientibus rumjii et infiingi, cisi et regui et priiicipatus qualitas et Status 
pervertatur. 



Rekonstruktion des früheren Reehtsznstandes heraus. 34 ) Ja das 
KÖHigswort stand den Vertretern der Fürsten sonverainetät so 
hoch, dass sie den damals viel beliebten Fürsteneid für 
durchaus überflüssig erachteten. 8 *) Aber die Gewährung der- 
artiger Zusicherungen, die Einführung einer Verfassung war es, 
gegen welche die Bodin'sche Schule Front machte. Soweit 
solche Konzessionen eine Beschränkung der Souverainetätsreebte 
Im Gefolge hatten, erschienen sie mit dem Besitze der Sou- 
TOndnet&t unvereinbar.*") Ein Fürst, der sich auf seine Gesetze 
verpflichtete, der mit den Standen oder Unterthanen über die 
Art der Etegternng paktierte, gab seine Sou verain etat anf; 
verlor sie an diejenigen, welchen er die Zusagen machte.* 1 ) 
Oh sich in einem solchen Falle überhaupt ein einheitliches Staats- 
wesen aufrecht erhalten Hess, hing von der Stellung ab, welche 
die verschiedenen Juristen zur Frage von der Teilbarkeit der 
Sou ve rai riet.« t. einnahmen. Für Bodin war die Einführung ein« 
VeffMIBng gleichbedeutend mit der Aufgabe des Staatsbegriffes. ") 

") Bndinui I Cup. * Nr. r>2 S. llß: Quantum vero ad imperii leg« 
»tliimt, cum jiiiil iiiiu 'um ii iiiii.ii'sfuri' t'uiijiiiii'.tin.', Princeps nee eas alirogare. 
HM ii" derog»re potest; quod ni legibus imperii derogatum Bit, hoc sarrir 
«»Im. n iTiH^iNlrat il>uK mortno principe sinuid erit contra legea imperii d 
i-iiiiiui mii du juri' niiiji'Miiiiin iliüiiitiiitinii iiuT di' praediis ad Rempablicam 
pertiiiciitiliiiM uinrpitm 

**) ArniutBUs I Cup. ß Nr. C: Si jus tum est, quod prineepa jara- 
iHMit.» ] iromil.l.it, tt-nntiir illud praestare, otinmsi nou juret, et ha jusjuntn- 
diim Hiipiirvainmii Cut, nee major jurisjuraudi via est, quam pacti; si injustam 
qiiaritumvi* j ii ra villi t. live deeeptus sive metu coactus, ad eins pr&estationei 
iion tunctiir, quia Jura m en tum nou liruiat actum prohibitum. — Bodin 
Gap. M Nr. II iiml II. 

'*) ISomitiiis Gap. u S. 07: Leges autem et pactiones Imperii 
<kw d Ab»nt, ut nequkquam Majcrtuti dt.'tnihiuit, seil eam magis magisque 
MaMHrat rt conlirmont. N. <i(J; Quod si vero siut quae jura majesiatit 
immimiant, puta ut nu Prineepa absiiue nee.essaria auetoritate procemm 
Kiiiii|iiiblii;um ordinet, lege« condat, niaiviMriUus uiiijori'S ureef, more compa- 
rntum EMt. eaa absque diminutiimc Majesruiiii et confusiomi Imperii et obsequii, 
neu iion Int ins .statu» addi nou posse pnlam est. 

") Arnisaeua I Cap. tl Nr. 11: Quid enim aliud est in leges 
immunitates jurarc, quam iis imperium concedera? ubi vero leges doroinant.ur, 
liegst AriHtot.oles verum et absolutum Regem esse. 

") BodiiiUB I Gap. 8 Nr. G7 S. 122/123: Ex duobus outem alierutrum 
nocesse est, seilkut prineipem qui jurat in leges patrias, aut non habere 
Kiimmam potestaf.em ant perfidum esse, si vel miaiii legem abrogant. — Si 
deinus prjtmipem qiiideni legibus soliitnm iri sed iis londitionibns nc legem 



Biese Sätze fanden analoge Anwendung auf das Verhältnis 
i Fürsten zn den politischen Akten seines Vorgängers. Dass 
der König an die rein positiven Gesetze des Vorgängers ebenso 
wenig gebnnden war, wie an die eigenen, war selbstverständlich. 
Dieselben leiteten ihre Kraft ans dem "Willen des sie erlassenden 
Monarchen her, standen und Helen mit dessen Regierangszeit, 
und wenn sie thatsächlich über diese hinaus fortdauerten, so 
wurden sie nur durch Fiktion einer Genehmigung seitens des 
Nachfolgers aufrecht erhalten/ 18 ) Was die Versprechungen des 
Vorgängers anlangte, so wurde zwischen fiskalischen Verträgen 
und politischen Abreden unterschieden. Erstere gingen nach 
privatrechtlichen Grundsätzen auf den persönlichen Erben über. 4 ") 
Auch bezüglich letzterer teilte noch Bodin den privatrechtlichen 
Standpunkt und wollte den Regierungsnachfolger nur als Erben 
in die Verträge eintreten lassen. Konsequenter Weise musste 
er daher — und äusserte es auch — den lediglich verfassungs- 
mässigen Thronfolger von jeder Haftung entbinden, wenn er es 
nicht mit Rücksicht auf das Staatswohl vorgezogen hätte, vor- 
teilhafte Verträge der Willkür des Nachfolgers zu entziehen.* 1 ) 

ineonsulto Senatu popnlove jubeat etianiäi contra senatus populive decretum 
legem ferre possit, uecesae erit prineipem jurcjurando quo se ipaum astrinxerit 
a Senatu populovo solri: ac subditos vitissim qui juraverint in leges, tum 
singuloa tum uuiveräoa a principe jurisjurnndi obligatione überall, ne perfldi 
habeantur. Ita lirt ut Reipublicae majestas jxlox in baue, mos in illam partem 
inclinet nee habeat uaquam locum, in quo consistere possit. — vergl. ferner 
unten § <> Anm. 4 n. 5. 

3B ) Arnisaea« I Cap.VIINr.l: Nam ai majestas nullis omnino legibus 
obügatur et par iti parem non habet Imperium, videtur sucessor, modo 
majestatein irilegram retineat, praedecesaoris sui factis nullo modo obligari. 
— Ebenso Gregorius TholosanuB de repiiblica Lib. 7 Cap. 20 Mr. 17. — 
Bodinua I Cap. 8 Nr. 30: Id euim scitum est, non modo privilegia sed ne 
leges quidem aut edieta mortuo principe viin retinere sunm, nisi consequeutium 
prineipum auetoritate vel consensione tacita aanciantur. 

*°) Arnisaeua I Cap. 7 Nr. 11: Qnae igitur ad flscum prineipia 
privatum pertiuent, ad ea ex quasi contractu obligatur is tantum qui fisci 
haeres futurus est. 

*■) Bodinus I Cap. 8 Nr. 134: Aut enim proximus heres jure testa- 
menti hereilitatem crevit aut repndiata hereditate ex lege Regia imperium 
aeeepit; priore modo baereditariis obligationibus et aotionibus tenetur, 
posteriore non item; Nr. HO: Hoc igitur teneamus, Regem, qui legitimo jure 
ad imperium vocatur pactis et promissis antecedeutium regum eateuua teueri, 
quatenus Reipublicae commodo contractum est. 



Später hat man mit Recht hervorgehoben, dass Staatsvertrfig 

nicht an die Person des sie abschliessenden Fürsten geknüpf 

seien, sondern „nomine principatos vel dignitatis 1 

welch letztere unabhängig sei von dem Lehen ihres zeitliche] 

Inhalier.-!.'' 2 ) 

Das Verhältnis des Souverains znm Privateigentum der 
Unterthanen fand seinen Ausdruck in der Erhebung des letzteren 
zu einem Bestandteile des jus gentium. Zwar hatte, dies i 
geteilten Erfolg. Denn da, wie erwähnt, das jus gentium ^ 
der einzelstaatlichen Besonderheiten der Abändern ngsgewalt des 
Souverains nicht entzogen war, so wurde vielfach auch das 
Privateigentum mit Rücksicht auf seine positiven Erwerbstitel 
königlicher Willkür unterworfen. 48 ) Die herrschende Meinung 
jedoch ging von der Anschauung ans, dass das jns gentium i 
sofern mit dem jus naturae übereinstimme, als es dem natürlichen 
Rechtsbewnsstsein widerspräche, sich auf Kosten eines Andere! 
zu bereichern.") Es konkurrierten hier zwei Sätze: Die "Wort 
Seneca's, dass Alles nach Civilrecht dem Könige gehöre, 
der Gedanke des Nattirrechts, dass jede Sache ihren eigenei 
Besitzer habe. Da nun eine duorum possessio in solidum nn 
möglich erschien, wurde allgemein die Ansicht des Bulgarus 
reeipiert, dass dem Könige nur ein Hoheitsiecht, an dem Privat 
eigentum zustehe. Dasselbe gewähre ihm die jurisdictio um 
protectio, und daher beruhe Erwerb und Schutz des ] 



4! ) Arnisaeus I Cap. 7 Nr. 13: Nomine vero riisiiitutia eontratiunli 
quae contrabuntitr de ro pertiuenti ad ipsuin ilignitatem. Quae vero norai 
digaitatis contraeta sunt, non in personnm seil in rem contractu sunt, ideooj 
m persona non nioriuntnr, sed in siiccoMjres tmuscuut, — Ebenso Gregorh 
Tholosanu« 1. c. Lib. 7 Cap. 20 Nr. eo. 

* a ) Arnisaeus Lih. III Cap. 1 Nr. 7: Nee aistiiiguimus liie 
modos quibus res acquisita fnit quod d'aeiimt plerique qui licet natura] tl 
acquisita a principe tolli posse negent quia contra jus naturae nequit dispti 
sare, tarnen de iis quae civilit.er acquiruntur, distingnunt, quomam jus Civi 
consistit in arbitrio prineipia. efr. die daseibat Citiertcn, bes. Myusingt 
Cent. 6 observ, 97. 

**) Bodinual Cap, 8 Nr. 101: „Principe™ cum alterius detriineuto ah 
justa causa loeupletiorem fieri huo jure posse" — qua nee Principum auribi 
nee legibus naturae pernieies inajni 1 potnit afferri. — Arnisaeus 1. c. N« 
minus Principi quam subditis dictum est: Non concupi.sces domum proiin 
tui. — Ebenso Üregorius Tholosanua Lib. 7 Cap. 20 Nr. 56. 
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au: dem Ans ftitn des Künics. Einmal erworben trete aber «las 
EBgari« niiiihijaiiL'iL' von seinen Titeln aus dem Rahmen >ies 
positiven Rechtes und damit aas dem Herrje haftsse biete tles 
Souveräns heraus.'-,! Für tinzuliisaie' erklärt wurden Eiiurriffö 
in jiii-a i|ii,n-?ira. nfelgten ab auch, iim einem Anderen eine 
i fanll zu erweisen. ie ) Lediglich selbst erteilte Privilegien 
ter Fürst «MWhM^ obwohl auch dies seiner Würde 
mehr entsprach. 1 ") Es war ein Zeichen der leiriiinia nd l 
mimarchin. daas sieh die Unterthaneii im ungestörten BHM 
abtat nud KiL'nunni] befanden. 4 ") 
Hieraus ergab sieh das Verhältnis der .Juristen zu dem 
lien Expri-inriutiiUisreelit. Im Allgemeinen lässt sich be- 
haupten, duss die Enrt^nuiiL'sbelüenis bereits aut' eine objektiv- 
ndttSefae Basis gestellt war: eine in das subjektive Ermessen 



**) Afi]is;ieiis Lih. III <_'.ip. l Nr. 1 — + Jure uiviii omcia. suni Im- 
ptanroris. ,iic 3«neea Cib. 1 de bene£ >:ap. i. — Ula i|iiornm ml regem 
pertinel mrmaa possessio, in äingnlos <ioininos Bsaaiijpta rtMmp^l res 
haber pu-tsessorem siium. Ii;i-[iie aase :- -si ••< feMH -■' inuiidiiiu posauinus 
nee ijonare Uli de soo iftdamr. Jam m 'iaurnm üi -*liiliun dominium rel 
possessio tarne nun BoCeat. — Lamlamr Biugarus i|ui Caesari roganti <|uoiuodu 
man — : l r [mperntoria, ratüme juriaiBetuHBO BgajaaaBli — Unde ijuin 
pogsider (juuil poseid«! nonne jure imptfritoriu ' Tolle Jura Intpi-ratonua et 
Ullis antat fieeiie, mea est Lata fäl&? nen ramen dominium hat regum tollic 
pw.prietsr.-m bonorum privaronim. — Bad iim S [ (Ebb. 8 Nr. 12». — Ho Li dj 
L «. tratr. H difpnt. 25 .S. 122 ß.: Manifestum ast regem et i{nemii«e 
alinm Hupri-mum ELeipnhiicae KltmniMratsreja dominum nun esae bonorum 
fiiomiD sabdkorum. ted solum bnhere ia suos subiEtiia dominium jurisdictiunia 

ad Job Ulis dicendiun ib fefendendttm et jubenmndnin in i:ommune lionuin. 

Ebenso Bartiaa bei Axuinaeu» I diso. IT i.'aii. Nr. 5-1. 

■ - \> läU Hin: lLTirur 1xi.ua sir Prineipi alsan 
opibns ae twinis nuuma mfcrrB, mr aa Luriari >;uinuum m> juata auasa aoa 
licere. Er imidrm omnibna frre prindpuin beueni-üa. [ur^iriunitius. immuut- 
■.-.. .■iii't -iim Baal M ' ' 

* r i Arnlasens HI L'&p. I Sr. 7 1 .^"mner pei:uat priüi'cps in juatitiam 
dum r>Tii u-i ea res ax, pnro beoejicia 

I) wk 'ins voiiuibitK ilepen'if.i . . .'Line not^staris uti 

nj tain. incunscuiQuc! inciirr.ir. 

- i Eat- iiriwr nuinsn^jin, M| 
sjü'ür.i übertat« ao lionüniu n-rai» rrut>att>s *ni prindpis leaiijua ohsetjiumtur 
. ; !is Thii los, in n .■* VII Cka>. äu Nr. ö>j: Afita MpM n PMflNM IkaMi 
lapom rapiitüui et praadnnffls, ei rege rymjiniinL 



des Souverains gestellte jnsta causa gentigte nicht, die blosse 
Berufung auf die Souverairtetät, die plenitudo ]>otestatis. stattete 
den Eingriff in das Privateigentum noch nicht mit dem Charakter 
der Rechtmässigkeit aus. Zwar war die Lehre zur Zeit wenig 
ausgebildet, iriwnterschieden landen sich strafrechtliche, staats- 
rechtliche, völkerrechtliche, privatrechtliche Gesichtspunkte neben 
einander. Die Vermögens -Konfiskation gegenüber dem Ver- 
brecher, die Uehcrlassung von Privateigentum an fremde Staaten 
zur Erzielung eines Bündnisses, die Zerstörung privaten Be- 
sitzes im Kriege, die Aufbringung von Vorräten zur Rettung 
aus gemeiner Not erführen die gleiche Behandlung. 40 ) Anch 
darf man nicht annehmen, dass durchweg schon die Entschädigung 
zur unbedingten Voraussetzung der Enteignung erhoben war. 
Arnisaeus erachtete sie als recht und billig, jedoch nur falls 
der Staat dadurch keinen Schaden leide, Gregor erwähnte sie 
überhaupt nicht, bei Bodin erschien sie als eine von den Vor- 
aussetzungen für das Expropriationsrecht, die aber auch fehlen 
konnte, wenn eine andere jnsta causa vorlag. 60 ) Aber anderer- 
seits war der Wille des Souverains, Privateigentum zu annek- 
tieren, für sich allein nicht entscheidend. Die von manchen 
Schriftstellern gebrauchte clausula generalis, nach welcher die 
Berufung auf die absolute Gewalt an sich den Eingriff recht- 
fertigen sollte, wurde von Bodin mit dem Hinweise, dass 



«) vergl. Bodinas I Cap. 8 Nr. 122. — Arnisaeus Lib. in Cap. 1 
Nr. 8. — Gregoriua Tholosanus 1. c. Lib. III Cap. 12 Nr. 42 ff. 

60 ) Arnisaeus l. o. Nr. 8: Quod si tarnen sine Reipublicae jactur» 
pretiutn restitui pntest, aequitas ut id Hat postulat, nt ueque Reipublicae 
eiuoluDieiit.mil impfidiatur ueijue contmoditas rei jure Domino adimatur. — 
Gregorius Tholosanus 1. c. VII Gap. 20 Nr. 42: Sic publica utilitate 
suadente potest jubere prineeps domum subditi siii deinoliri etc. Ratio 
rationis quia quando agitur de utilitate publica, ngitur quoinio de utilitate 
eius cuius res aeeipitur et ideo et ipse eontribuere debet. — Bodinas I 
Cap. 8 Nr. 122: Nenne certe licubit ultii'i deirahere quod siuim est sine just* 
ratione aivo coeraptione sive commutatione sive legitima proscriptione — aut 
ai urget publica necessitas; ebenso frnnzös. Ausgabe S. 156. — Nicbt über- 
einstimmend Baudrillart 1. e. S. 273: „Bodin habe stets dem Fürsten die 
Entschädigung zur Ptlicht gemacht", sowie Meyer, Recht der Enteignung 
S. 116 ff., welcher auf Grund der Stellen hei Zasius, Cujacius und Vai 
die Entschadigungspfticht bereits uls Grundsatz für das 10. Jahrhundert 
behauptet. 



einem Haube gleichkomme, energisch zurückgewiesen. Die 
Stellung des Souverains erschien nicht anders als die eines 
Privatmannes, der bei dringendem Bedürfnisse ebenfalls fordern 
könne, dass ihm das Recht seines Nachbarn weiche." 1 ) 

Gleich ihrem Eigentum waren auch die Unterthanen selbst 
der Verfügungsbefugiiis des Souverains entzogen. Wurden sie 
zu jener Zeit auch lediglich als Objekte der Fürsteugewalt 
betrachtet, so machte man doch Halt, sobald diese Anschauung 
zu einer willkürlichen Losreissuog von Unterthanen aus dem 
Staatsverbande hätte führen können. Es dringt die durchaus 
staatsrechtliche Unterscheidung zwischen res regit und res regui 
durch, zu welch letzteren Staatsgut und Staatsangehörige ge- 
hörten. Diese Abgrenzung war nicht nur die logische Konsequenz, 
welche von den Anhängern doppelter Souverainetät aus ihrer 
Einteilung der majestas in eine personalis und eine realis ge- 
zogen wurde.' - ' 3 ) Sie fand sich ebenso bei den Vertretern der 
Fftretensouverainetät und führte zu dem Satze, dass der Souverain 
Land und Leute nicht ohne Zustimmung der Unterthanen ver- 
äussern durfte; jede gewaltsame Trennung war ungültig.* 3 ) 



S1 ) Bodiuus I Cap. 8 Nr. 118/110: Qua lege (I. e. naturae) neque 
nobia est Bomauus Imperator mit PontitVx exc'i|iii'nü'us ui pcrnieiosis quibus- 
dain adulatorjbus video placuisse qui Caesarem ac summum Pontificem bona 
pmatorum su o .jure diripere posse scripsiTiint: quam ouiriiouem ne Poiililiiii 
iiuidtm juris interprctes t'erre potuerunt, aed euim pestew illaiu ablmrreant, 
ac inulr.a in eo geuere praeclare disputent, illud tameu absurde, qnod hanc 
exc.fi'Tioiieiii iitibiiciunt »isi summa et ini ipsi luquuiitur absoluta potentste 
uti velit, quod perinde est. ac si dicerent, vi et armis oppressos cives diripere 
fascsse. — Oregorius Tbol osanus 1. c. Nr. 51 : Queniadmoduiu permittitur 
principi tantum ob causam publicum aiii'erri- dominium rei privato, sie et 
pertnittatur privato iulcriori a principe, alii anl'erre rem sunin ob causam, 
et jus esse aul'erre licere alteri quaesitum. — Eine grossere Bedeutung iegt 
der „pleniiiuld potöBtatis" für die Bort in 'sehe .Zeit Gierte bei a. a. 0. S. HS. 

M ) Besotd I Cap. 1 Nr. 7: Sic Rcjjni Majestas jurium diguitatis et 
territorü impedit alieimtionem. Neque inviti alieiiari aubditi. — Bortius 
bei Aruinaeus I disc. :it) Cap. S Nr. 10 : Tertiuni caput potissiuiuin in alieuando 
douiinio regni i'iusqiie suljditi.s coiisisiit. t.|uod jus special, ad ipsam fieni- 
publicam nou ad Priucipem. 

S3 ) Arnisaeus lib, III Cap. t Nr. 10: Neque tarnen adiuinistratio 
regia confundi ik-bet cum proprietatc qua qui res posäidet eas quoijue 
abaliciiare potest. Scd pi'iucipi illud jus ueque in totam Ronipublicam neque 
in eius partim cüiiipctit. sine coiLsensn ronuri quorum interest. — cir, Molina 



40 



Eine Ausnahme wurde nur in Fällen dringender Not, vor 
Allem zur Rettung aus Kriegsgefahr koncediert. 54 ) 



de justitia et de jure tract. II disp. 25 S. 123 A.: Non potest donare ea 
quae cedant in grave notabile praejudicium regni; quin potius si ita donat, 
potest donationem revocare. — Ferner Amis aeus 1. c. Nr. 11: Ita de prae- 
senti subditorum alienatione quoque dicemus, quod subsistat et valeat nulla 
alia de causa nisi quod subditi non repugnent, qui si id detrect averint, totum 
actum irritum facere possunt. — vergl. Bodinus I Cap. 8 Nr. 131, sowie 
VI Cap. 2 S. 946 : Regalium autem praediorum quaedam publica sunt, quae- 
dam privata, haec quidem principum arbitrio abalienari posse omnes confitentur, 
illa nunquam. 

51 ) Arnisaeus I.e. Nr. 12: Quicunque enim de hac re scribunt, semper 
excipiunt utilitatem publicam et necessitatem. Quidni igitur liceat Regi, 
ut se reliquumque Beipublicae corpus salvum efficiat, partera Reipublicae 
distrahere. 



; 




BeschrHiikbarkctt und Teilbarkeit ile.sNouverainetärsbegrifl's. 

Der so ausgebaute Souverainelät-sbegriff hatte nunmehr die 
Probe auf die konkreten Staatseinrichtungen zu bestehen, und 
hier zeigte sich, dass er in seiner absolutistischen Ausgestaltung 
mit den damaligen Anfängen eines konstitutionellen Staatswesens 
in Kollision geriet. Schon im vorigen Abschnitte wurde hervor- 
gehoben, auf welche Weise man die potestas legibus soluta mit 
dem unangreifbaren Verl'assungsrechte zu vereinigen suchte. 
Noch schwieriger war es, gegenüber dem Souverainetätsbegriffe 
die Rechtsstellung derjenigen Elemente im Staate zu erklären! 
denen neben dem Souverain nicht nur ein beschränkender Ein- 
flnss auf dessen Kegierungsthätigkeit, sondern ein selbständiger 
Besitz von Souverainctätsrechten gewährt war. Von selbst 
ergab sich hieraus für die Wissenschaft die Frage, ob der 
Souverainetätsbegriff ohne Aufgabe seiner Existenz Beschrän- 
kungen vertrage oder eine Verteilung' auf mehrere Träger zu- 
lasse. Den bevorzugten Gegenstand dieses Streites bildete die 
Rechtsnativr des deutschen Reiches, welches — ein Staat mit 
monarchischer Spitze — der Aristokratie Teilnahmerechte an 
der Regierung zugestand, die mit einer reinen, ungeteilten 
Souverainetät des Kaisers keinesfalls verträglich waren. Drei 
Losungen wurden versucht. 

Die eine verzichtete angesichts der praktischen Verhält- 
nisse insofern auf den reinen Souverainetätsbegriff, als sie den- 
selben allgemein für beschränkbar erachtete. Dann konnten 
unbeschadet der Souverainetät des Staatsoberhauptes noch andere 
Gewalten im Staate existieren, welche einen Einfluss auf die 
Herrscherthätigkeit ausübten. Es kam nicht mehr darauf an, 
wieweit die grundsätzlich höchste Gewalt im einzelnen Palle 
ermässigt und verengt wurde, sofern nur ein wesentlicher Unter- 
schied zwischen ihrem Träger und der Person der Beamten 
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fortbestand. 1 ) Ja es wurde unumwunden eine unvollkommene 
Souverainetät anerkannt, eine imperfectior inajestas, die durch 
Verträge mit den Unterthaneu beschränkt war und dennoch 
Souverainetät blieb.*) 

Diese Richtung gab zu viel und zu wenig, um auf all- 
gemeinen Beifall rechuen zu können. Sie rüttelte einmal zu 
heftig an dem von der Theorie fixierten Souveniinetätsbegriff 
und veranschaulichte andererseits nur den beschränkenden, nicht 
den positiven Anteil der neben dem Souverain stehenden Faktoren 
an der Staatsgewalt. Sollte das positive Mitwirkungsrecht, wie 
es insbesondere im deutseben Reiche den Fürsten im Reichstage 
gewährt war, einen theoretischen Ausdruck finden, so gelangte 
man von selbst zu einer Teilung der Souverainetät unter mehrere 
Stände im Staate, und konstruierte, um trotz dieser Teilung 
den Staat als einheitliches Ganzes aufrechterhalten zu können, 
eine neue, vierte Staatsfora neben den bisherigen Formen der 
Monarchie, Aristokratie und Demokratie, die sogenannte mixta 
forma. a ) 

"Während diese Idee von den gemässigten Richtungen ver- 
treten wurde, ist es interessant zu sehen, dass sie ihre Gegner 
ebenso unter den extremen Vorkämpfern der Fürsten-, wie unter 
denen der Volkssouverainetät fand. Bodin und Althusius 



') Zacharias Fridenreicb, Puliticorum Über Oap. 18 S. 173: lj,uj 
nou inicior summi inagistrntus potestatem alins nugustioribus terminis x 
legibus coaetari, interdum lilicriori arlitrio rcliiiijtii-, seil propterea suiuiniuB 
magistratnm nun lolii contendo. quamdiu eiun quem suminura esse volumu 
imigisitratiis |i»ti'Stas non plane ita circiiindililiir et animiatur ut inrer ipsum 
et quem vis magistratum ia eaileiu lifpiililii ;i iiliiim inferiorem nulluni potestari* 
iliücrimcn inaneat rclitiuuiii, Deniircmii.^ kommt et- ulini' Teilung der .Souveraine- 
tät, S. 168, sowie ohne die Borlin'sdie Unterscheidung zwischen Staatsfora 
und Regierungsart aus. S. 174, und gelangt doch zu einer Monarchische! 
Natur den deutschen Reiches S. 170. 

■J Kekermann, diseiplina politica Lib. I Cap. 32 S. 532: Superioritft* 
sive monarebia imperfectior raüone specialium pactoruni cum subditis est, 
quando Monarehae aikui specia.ua quaedam pacta intereedunt cum subditis, 
qiue quidem restringunt Monarchiain. sed tarnen nun tollunt. Ita — 
paene Regibu» Europne hodie Regi Angliae, Regi Gulliae, qui tarnen pro 
Monarchis habentur, iuterceduut speciulia quaedam pacta cum subditis a 
quae teuenda obligantur. 

*) vergl. später Anm. 11. 
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begegnen sieb hier. Für beide befindet sich nur derjenige im 
Besitze der Souverainetät, qui non imperii socium habet. 4 ) Jede 
Gewaltenteilung breche und vernichte den Souverainetätsbegriff. 
Würde sie doch jedem der mit einem Teile der Souverainetät 
begabten Stände das Recht geben über alle anderen zu herrschen. 
Die Folge wäre ein Chaos, ein bellum ommum contra omnes, 
eine corruptio Reipublicae, die entweder mit dem volligen Unter- 
gange des Staates oder besten Falles mit der Rückkehr zu 
einer der drei ursprünglichen Grundformen endigen würde. 5 ) 
Wie fand sich diese Richtung mit der praktisch unleugbaren 
Gewaltenteilung ab? Hier war es Bodin, der die für jene Zeit 
durchaus originelle Unterscheidung zwischen Besitz; und Aus- 
übung der Souverainetät aufstellte. Er unterschied zwischen 
forma Reipublicae und ratio gubernandi, zwischen Staatsform 
und Regierungsart, nnd während erstere immer unbeschränkt 



*) Bodinus I Cap. 10 Nr. 9/12; Dhid etiam Jurisconsultonuu c 
quodaiu decreto constat, ea jura nee cedi neo distrahi nee ulla ratjoue ab- 
alienari a auiinuo principe posse ac ne ulla ijuidem temporum diuturnitata 
praescribi quae propleren Jrlalilus sacra saevorum, Cynus individua appellat. 
Ac ai quidem suiumus prineeps ea cum subdit.o communieaverit, pro servo 
socium imperü ha Intimi* est: ipse veru jus majestatis anrittet, nee summus 
prineeps erit, quia summus ia dicitur, qui nee superiürem nee eiusilem imperii 
sociuiu habet. — Althusius Cap. 9 Nr. 19: Talis vero pötestas regni aeu 
eonsociatoruni corporum una semper est, non pluros potestates, sicut una 
anima nou piures in eerpnre phvsico imperaut. Cap. 18 Nr. lö: Jura majes- 
tatis vero ut a corpore consociato intvperum, sie iiidividue et inseparaliilitor 
illi adhaerent, nee in alium transferri posaunt. Nam parein sibi vel majorem 
se constituere non possunt reges. 

°) Bodinus Lib. II Cap. 1 S. 241 : Ea res efficit, ut ubi jura majestatis 
Principem inter et subditoa diviaa sunt, perturbatis rebus de summa rerum 
semper vi et armis deeernatur, quousque unius aut paucoruui aut uuiversorum 
cirium sit summa potestas. Quarura igitur oivilatum divisa Mint jura 
majeaiatis, minime nmniiim Reapublicas, sed Hernmpnblicvuo i'urrupt.iones 
appellare oportet. — Boruitius Cap. 13 S. 113: Quin üs [i. e. juribus 
Blajrstatis) communicatis eoufusio utriusque vel transformatio Status sequatur 
ut si Prineeps qui unus est illa eumuiunicaret cum subditis, cnufunderet jus 
quod imperii proprium est cum obsequio subditorum et ex subditia iraptirantes 
reiideret. Quod Uli absurdum est, ila etiani cum praeeipitatiune et ruiua 
Status conjunetum. — Ebenso Gregorius Tbolosanus de reputlica Lib. 
V Cap. 1 Nr. 3 : Alia natura Mouarchiae. alia Aristecratiac, nüa Democratiae 
quae si penniseentur, se raufcuo cipungimt. — Bortius bei Aruraaeits I 
diüc. 30 Cap. VI Nr. fi. — Koch eodem IV disc. 14 Nr. 149. — 




und ungeteilt bleiben müsse, könne letztere durch Heranziehung 
anderer Elemente eine verschiedenartige und mixta sein. So 
gebe es im monarchischen Staatswesen eine demokratisch'' 
Regierung, wenn alle Stände gleichmässig zur Herrschaftsaus- 
übung, besonders zur Besetzung der Amter verwandt würden. 
so könne eine. Republik im Falle bevorzugter Heranziehung- des 
Adels aristokratisch regiert werden.") Hätte nun Bodin noch 
ein Wort hinzugefügt und das so gezeichnete Mitwirkungsrecht 
der neben dem Souverahn stehenden Organe zu einem selb- 
ständigen unabhängigen Rechte derselben gestempelt, so würde 
er nicht mir die vollkommenste Erklärung der damaligen. Ver- 
hältnisse im deutschen Reiche gegeben, sondern sich auch zum 
Vater der Doktrin des modernen Konstitution alisums gemacht 
haben. Dieses Wort blieb unausgesprochen. Im Gegenteil, die 
herangezogenen Organe waren für ihn lediglich widerrufliche, 
abhängige Beamte des Souverains, 7 ) und seine Nachfolger, 
mit Freuden die Theorie von der ratio gubernandi aufnahmen, 
beeilten sich hinzuzufügen, tlass es sich immer nur um Delegatare, 
Vertreter des Souverains handeln dürfe. 8 ) Dass in diesen engen 

") Budinus Lib. II Cap. 2 Nr. 10 S.247: Illud enim admonendi suimis 
Reipublicae ata tum ah iniperaudi rationo diatare pliiriiiium, quod atitea r 
quantum intelligere potnimus, animadvertit. Nam Reipublioae Status legal» 
esae potest, gubematio tarnen popularis futura est, ai Res omnia Imperia 
Saeerdotia, curationes, poenas item ac praemia Omnibus es aequo distribuat 
ai vero Princeps Imperia. honorea, niagiatratus patrii-iis vel divitihus v> 
fortibus vel studioaia tantum inipertiat, regia potestas erit et quidetn simplt 
ai: pura, sed Aristokrat iea ratione temperata. — Quae diveraitas eoa i 
errorem impulit qui Respublkas plures tribus erroris opinione aibi finxonmt 
— Ebenso Lib. n Cap. 7 Nr. 8/9 S. 306. 

^ vergl. die Stellen in Anrn. 6. 

s ) Grogorius Ttaolosanus 1. c. Lih. V Cap. 1 Nr. 3: Cum 
jungunrur magistratus optimates et pojndus et sunt partieipos bonorum s 
uniüB potestat? suprema, iliei non flebet, tnnc lnonarchiatn esse mixtam ex 
nristoeratia et deniocratia qnia ibi nee optiluatum nee populi consideratiir 
suprema potestaa, s».ii priui'ipis moiiarchine qui aliis ex aua potestate et, i 
eam gerant auo notniue, impartitur. — Bornitius Cap, 14 8. li 
diftitendum tarnen est jura majeatatia interdmn commitli passe, quae i 
longe n cuiimiimir^ikitii:' dissidet: puru ut qais vkes prineipis yerat. S. 135: 
Interim vero prineepa sive populus et optimates retiuent suum jus indiviautn, 
euius alter tantum exerdtium seu administrationem habet. Proinde jur» 
illa etiatn revocari et reformari posaunt ab eo, qui sua vice concessit. — 
Ebenso Altbuaiua Cap. 9 Nr. 19. 



Rahmen die zur Zeit dem Volke oder den Standen eingeräumten 
Rechte grösstenteils nicht passten, blieb auch den Vertreters 
dieser Theorie nicht verborgen. Sie zogen sich daher entweder 
in naiver Verkennung ihrer Aufgaben hinter den bequemen 
Ausspruch des Procains: „Non spectandnm est. quid Romac 
factum est, quam quid fieri debeat" zurück, 11 ) oder gaben im 
Hinblick auf die gedachten Rechte der Stände oder des Volkes 
die monarchische Natur des Staates an£, um denselben für eine 
Aristokratie oder Demokratie zu erklären. Dieses Schicksal 
teilte auch das deutsche Reich. Es war für Bodin eine 
Aristokratie, in welcher die SouverainetUt dem Reichstage zu- 
komme. 10 ) 

Gegenüber diesen auf halbem Wege stehen gebliebenen 
Lösungsversuchen ist die Theorie von der teilbaren Souverainetät 
und der niixta forma als entschiedener Fortschritt anzusehen. 
Ihre Vertreter waren keineswegs so unvorsichtig, eine Zerreissung 



") Bornitius 1, c. S. 117: At dixerit quia; saepe tarnen vidtmus in 
Rebuspuld i eis juni nmjestatis couiniunicati et rtivisa esse. — Id si fiat seu 
factum sit non disputamus, sed au fieri pussit jure et cum Salute publica. 
Etonim non spectandnm est. quid Ri>nia>.> factum est, quam quill fieri itebeat; 
L. 12 Dig. de off. praes. Dig. I 18. 

3 °) Bodinus Lil). II <'ap. S. S92/8S; Neminem nutem esse nrbitror 
<]ui cum animadverterit trecentos circiter Principea Germanorum ac legatos 
civil» tum ad coiiventua cuire, qui ea quae diximus Jura majestatis baheaut 
Aristocratiam esse duMtet: li-yos eniiu tum Imperator!, tum singulis priuei- 
pibua ac civitatiUua, tum etiam de hello ac pace deceruendi, vectigalia ac 
tributa imperandi, denique judices Imperial!« enriae, qui de capite fania ac 
fortuni.-i nnmibiis Imperatnris principum ac civitsitum jndicare poasint, dandi 
jus habent. Bodin leugnet übrigens eine Aristokratie der Fiir-ten, da die- 
selben nicht durch ein nur vertmysuiibsiyes Band zusummcu^elndleu, sondern 
der Macht des Reichstage? niit^nreordnet sind: !. c, S, 295: Putabam ego 
quidem autea Principe» ac civitates Imperiales habere jura majestatis,, 
nee alienis Imperiia nc legibus, sed jure tautuin foederis ac BocietatiB 
inter se obligari; sed ab hac sententia discessi cum pi'upitis anirnadverti 
Gei'iuanorum ennventus suiniiiiini jus majesf;ttin habere nee tantuiu prineipes 
sed etiam civitates muleta exsilio pruscriptione ac prieuaruui jndieiorinnque 
aeerbitate principea nc civitates coercere, quin etiam ipsos Iniperatores de 
Imperio delurbare ac deiieere. Eine Entgegnung hierauf bat Bodin vor 
allem vou dem deutschen Juristen Reiukingk erfahren, der 1. c. I CI. II 
l'ap, ü in sechzehn Funkti:n die monarchische Natur des Reiches gegen 
die Angriffe Bodiua verteidigt. Vergl. oben Einl. Aum. 6 und später bei 
deu einzelnen SiiuvciMinctiitsrechteu. 
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Zweiler Abschnitt. 

Die Souverainetätsrechte. 



§ J. 

Allgemeines. 

Der Begriff, für welchen die moderne Wissenschaft den 
Ausdruck „Funktionen der Staatsgewalt" gebraucht, fand zur Zeit 
Bodins die Bezeichnung „eapita oder Jura majestatis, marques 
de souverainete". Während man aber gegenwärtig in diesen 
Funktionen die Willensäusserungen eines persönlichen Staates 
erblickt, erschienen sie jener Zeit als Rechte der im Besitze 
der Sonverainetiit gedachten Individuen, als Herrscherrechte. 
Andererseits war man sich darüber klar, dass es auch Rechte 
gebe, die, wenn auch dem Souverain als solchem zustehend, 
<.<Kh mit dem Inhalte der Souverain etat nichts gemein hatten, 
Ehrenrechte, Privilegien, fiskalische Befugnisse. Sie erfuhren 
eine grundsätzlich andere Behandlung als die Souverainetätsrechte. 
Letztere charakterisierten den abstrakten Souverainetätsbegriff 
ond waren erhaben über die Unterschiede der einzelnen Staats- 
verfassungen, erstere differierten in den verschiedenen Ländern; 
letztere galten als die ausschliesslichen Vorrechte des Souverains, 
ätere fanden sich auch in den Händen von Unterthanen. 1 } 

Welche Rechte jedoch zu den Souverainetätsrechten ge- 
rten, welche nicht, darüber herrsehte Streit und Verwirrung; 
din klagt, dass namentlich rein fiskalischen Befugnissen 

ich der Charakter materieller Hoheitsrechte beigelegt 



') Bornittns Cap. 30 S. 256: Praeter jura Majestatis et dmninatiouia 
alia quoque jura principalia competunc Principibus, quonim ratio Hb Ulis 
differena, quae prineipibus in Signum eminentiae aut praerngativac praestan- 
tur. S. StiH: Differuut vero Rugalia a juribus Majestatis sive imperü qaod 
baec majeätiUem ot smnnmiu Imperium repraenentant, at Regali» jura potius 
patriroonio et rebus (loiuesticiH augtüidia inserviunt. Deinde uuod jura imperü 
in qunvis statu cadern, at Regalia ut notat Cujacius yaria esse possunt. 
Praeterea (|Uod regalia in feudum dari poasunt sueus jura iuiperii. — Eben- 
so Bortius bei Arumaeus I disc. 30 Cup. 8 Nr. 10. 
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wurde.-) Das vorzüglichste Ehrenrecht war ilie Anrede „'. 
Sie kam eigentlich nur dem deutschen Kaiser zu, wurde aber aui'-l» 
auf andere Sonveraine, ja sogar auf nicht souveraine F&rstexi 
ausgedehnt.*) In gleich verschwenderischer Weise ging ma»'» 
mit dem Zusatz „von Gottes Gnaden" um, der principiell nui" 
das Attribut souverainer Gewalt, nicht weniger als Ehigangs- 
formel für die Rescripte niederer Beamten diente. 4 ) Unter die 
Privilegien fielen alle die Befugnisse, welche die civilrechtliclie 
und prozessuale Sonderstellung des Königs begründeten. Sie 
waren zu verschiedenartig, um eine abstrakte Feststellung zu 
gestatten. 5 ) Die Grenze zwischen fiskalischen und materielle« 
Hoheitsrechten wurde insbesondere durch Einführung des Be- 
griffes der regalia minora verwischt, in welchen die damalig-e 
Jurisprudenz gern alle Rechte mit fiskalischem Beigeschmac; li 
einordnete, mochten sie in Wahrheit Souverainetätsrechte sein 
oder nicht. So stand z. B. das Recht über herrenlose Giite=r 
vielfach mit dem Besteueriiugsrechte auf einer Linie. 8 ) M :mt 

s ) Bodinus I Cap. 10 Sr. bb S. 225: Quamquam juriaeonaulä junior^^' 
rentum et quiuquaginta capitibus jura fiscalia — iiiveätigarunt : et ja ; 
majestatis cum jure fiscal! u.uod privatorutn etiaiu proprium est, et public^ ' 
privativ eoniuiidunt ac misceiit. 

*) Reinkingk I Cl. 3 Cap. 11 Nr. 9 ff.: Competit ergu Majest.as pmpii — -" 

et stricte loquendo soll Imperatori. Nun impruprie tarnen ad iniitati ij-^"* 

Imperaturis etiaiu aliis Regibus populia et tivitatibus neminem nisi Demo 
sive de jure sive de facto superiurem recognoseentibus competit. AbtlfiM 
vero Majeatatis appellatio tribuitur illis qiii jura quidem regalia et territori- 
alia habent, superiurem tarnen reeognoseunt. — Budinua I Cap. 10 Nr. 1 

*) Bodinus I Cap. 10 Nr. 167: Sunt alia pleroque levissima qut 
Priucipum propria dueuut, vel ad decua vel ad digtiitatem ut rescriptis atider 
üratia Dei; tarnet si in omnibus fere antiquis foederibus usitata legimus, i 
Principibus modo vel dueibus, sed etiaiu ininiiiiis tnagistratibus a 
aacripta. — Ebenso Bornitius Cap. 32 8.276. 

<•) vergl. Boruitius Cap, 30. 

*) Arniaaeus III Cap. Nr lf>: Et negat Bodinus ad jura majestatis 
pertmere, irnod jure Romano cuique veudicare liceret, uunc vero tantum iis 
quibus Imperium est et jurisdictio legibus vol moribus euueessa. Licet enim 
euneuetudo notinuilarum p ro vi n darum eo devenerit ut nou tantum baec Bed 
et alia jura fiaci habcantur pro fructibus juriadielinnis tarnen de jure ea 
nou deaimnit ease Regalia, nee competunt inferioribus m.igistratibus nisi 
titulo coucessionis vel praoscriptionis, soll vero lnajestuti prinio ac per ae. 
— Bodiuua I Cap. 10 Nr. 14y: Haeo cum privatis tribuautur, ad jura 
majestatis nou magia peitinent <piam fiscum babere. 



feinerer Unterscheidung nimmt Bodin die bona vaeantia als 
einem rein privatreclitlichen Occupationsrechte unterliegend aus 
der Reihe der Souverainetatsrechte heraus. Ebenso war richtiger 
Ansicht nach das Recht des Königs an öffentlichen Wegen und 
Flüssen sowie das Jagdrecht fiskalischer Natur. 7 ) 

Die Behandlung der materiellen Souverainetatsrechte litt an 
dem Mangel jeglicher Systematik. „Quot autores, tot paene par- 
titiones" warf Bortius mit Recht seiner Zeit vor. 8 ) Nicht ein- 
mal Einteilungen waren es, sondern lediglich Aufzählungen, welche 
die Schriftsteller darboten. An der Spitze Bodin. Er greift die 
bis dahin herrschende Dreiteilung des Aristoteles an, nach 
welcher die Staatsthätigkeit in -ö pna^oi^nv Kspl ~S>v xoivüv, 
tö ßoutauäpsvov jrspl -ii öpz at U11( l ~ } ' BoufCo* zerfiel; ersteres be- 
deutete die beratschlagende Thätigkeit und umfasste Gesetz- 
gebung, Kriegführung, Recht über Leben und Tod, das Zweite 
war die Ämterhoheit, das Dritte die Gerichtsbarkeit. Bodin 
bestreitet, dass die erwähnten Funktionen in Wahrheit Souve- 
rainetatsrechte seien, da die beratende Thätigkeit häufig in der 
Hand eines Senats, die Ämter- und Gerkhtshoheit aber in der Hand 
von Beamten lägen.") Wie ihm mit Recht replicirt wurde, bat 
er übersehen, dass Senat oder Beamte oft dieselbe Thätigkeit aus- 
übten wie der Souverain, sieb aber von diesem dadurch unter- 
schieden, dass sie in fremdem, nicht in eigenem Namen handelten. 
Und was die Ämter- und Gerichtshoheit anlangt, so hat er 
selbst Zweige dieser Rechte in seinen Katalog der Souverainetats- 
rechte aufgenommen. 10 ) 

Bodin giebt acht solcher Befugnisse an: 1. das Recht der 
Gesetzgebung, 2. das Recht über Krieg und Frieden, 3. das 
Becbt der Beamten-Ernennung, 4. das Recht des obersten 



') cfr. Arnisaens III Cap. 6. — Gregnrius Tholosanus IX 
Cap. 1 Nr. "21 ff. — Besold Sentit) III Cap. 7. — Bestritten war Besonders 
der Charakter des Rechtes, die Woclieiiiuiirkre festzusetzen, welche Arni- 
saeua II Cajj. 3 Nr. 18 für ein Annex des Gesetzgebung;« rechtes erachtete, 
Bodinus 1. c. Nr. 155 und Boriiitius Cap. 30 S. 258 aus der Reihe der 
Souverainetatsrechte ausnahmen. Zweifelhaft war Bodin 1. c. Nr. loa bei der 
Bcfugniss des SunvcriiiiiH, die Spruche aeiinT I.'iiliTtlianen zu bestimmen. 

") bei Aruniaeus I disc. 30 Cap. I Nr. ß. 

») Bodinus I Cap. 10 Nr. 4. 

w ) cfr. Aruioneus Lib. II Cap. 1 Nr. 6. 

lluncte, Bodin. 4 




ßichtertums, ;». das Begnadigungsrecht, 6. das Recht auf Treue 
Eid und Gehorsam, 7. das Münz- und Massrecht, 8. das ] 
steuerungsrecht.") Dass diese Einteilung eine breite Front für 
Angriffe darbot, ist klar. Bodin's scharfer Kritiker PaurmeisWr 
setzte an ihr insbesondere aus, dass sie nicht aus „Gliedern^, 
sondern aus „Brocken" bestände. 12 ) Um der gleichen Gefahr 
zu entgehen, hat er selbst die Rechte in äussere und innere, 
in Kriegführung und Jurisdiction unterschieden und als Annex 
das Recht auf persönliche und sachliche Leistungen hinzugefügt. 
Andere zerlegten die Funktionen der Staatsgewalt nach ihren 
Objekten, in die Rechte über Personen, Sachen und Gesetze. 
Recht verbreitet war die Einteilung in regalia majora und 
minora. 13 ) Aber eben diesen Klassifikationen ist gemeinsam, 
dass sie, sobald sie zu den Unterabteilungen gelangten und sich 
den einzelnen Rechten näherten, entweder mit Annexen arbeiten 
mussten oder zu einer blossen Aufzählung zurückkehrten, die 
sich dann mehr oder weniger an die Bodiif sehe anschloss. 
Nach ihr will sich auch die folgende Darstellung richten. 

Inhaltlich beschäftigte sich die Jurisprudenz mit den ein- 
zelnen Souveraiiietätsreehten nach zwei Seiten. Einmal galt e 
die spezifischen Merkmale festzustellen, welche den Zusammen- 
hang der Befugnisse mit dem Son verain etätsbegriffe vermitteitel 
und sie als Ausflüsse des letzteren erscheinen Hessen 
dem wiederholte sich hier die schon für den Begriff als Ganzes 
aufgeworfene Frage nach der Beschränkbarkeit und Teilbar 
keit der Gewalten, ja sie erwies sich nunmehr als besonder 
praktisch, da es sich zeigte, dass in Wirklichkeit ein 
Reihe von Rechten weder in der freien Ausübung noch i 
dem ausschliesslichen Besitze des Souveraius standen. Ob 
sich diese Erscheinungen und eventuell auf welche Weise sie 
sich mit dem Charakter der Befugnisse als Souverainetätsrechte 
vereinigen Hessen, hatte die Theorie zu entscheiden. 

") Bodinua de repuMica I Cip. 10. In aeinem Methudua Cap. 3 S. 26 
und Cup. 6 8. 170 zählt Bodin nur die fünf erstgenannten Hechte auf 
Die Einteilung in acht Hechte wird jedoch von dt« Zeltgenoasen als die fii 
Bodin massgebende anerkannt, so Panrmeister I Cap. :i Nr. 22. 

n ) Paurmeister I Cap, 3 Nr. 22; Priino enim nimis est conti»* t 
articuloaa. non membra sed frpsU aoluiummio rei divideudae continena. 

"J vei b 'l Buniitiua Cap. IB. 



Das Hecht der Gesetzgebung;. 

Als das vorzüglichste Souverainetätsrecht wird das Recht 
der Gesetzgebung angesehen. Es bildet den wichtigsten Inhalt 
der Souverainetät, Bodin führt alle anderen Rechte auf das- 
selbe zurück. Gesetzgeber und Souverain gelten als identisch. 1 ) 
Schon findet sich die theoretische Unterscheidung zwischen 
Gesetzesinhalt und Gesetzesbefehl: letzterer soll der wesentliche 
Bestandteil des Gesetzes sein. Daher kaim die potestas leges 
ferendi nur demjenigen im Staate zustehen, welcher das Recht 
allseitig zu befehlen hat, dem Souverain. Dieses Befehlsrecht 
ist unübertragbar, nur der Souverain übt es aus, mag derselbe 
ein einzelner, eine Mehrheit oder das ganze Volk sein. In der 
Hand anderer Faktoren, welche die höchste Gewalt nicht be- 
sitzen, wäre es eine leere Befugnis. 2 ) Nur das Recht, den 
Gesetzesinhalt festzustellen, kann auf andere Elemente über- 
tragen werden. So geschah es an Solon, an die Deeemvirn, 
und so wird es regelmässig in Republiken erforderlich sein. 
Aber diese Faktoren sind lediglich Verfasser des Gesetzes, 
Mandatare des Souverains, sie üben, ihr Recht in dessen Namen 



') Bodiiiua I Cap. 10 Nr. 41 S. 203: Hac igitnr jnbeudae ac tollendae 
legia summa poteatate caetera uiajeatatis jura venire perspieuum est: ut 
verissime dici possit, sutninum Reipufalicae Imperium nna re comprehensum, 
Bcilicet uiiivi.'i-sis ac sin^iilis r.ivibus lejjna dare, it civibiiB aoi-ipcrc nuuquam. 
— Bornitius Cap. 16 S. 147. 

ä ) Arniaanus Ijib. 2 Cap. 3 Nr. 1: Cum igitnr tota legum Tis iu eo 
eonsistat, quod jubeant vel yetent, hoc est ut uno verbo dicam quod cogant, 
sequitur vim cogendi oportere ponea esse etim oui legem conditnrus eat. — 
Quod si ad inferiorem aliquem na potestas de ferro tu r, praeterquara quod illi 
tribueretur injuria, fruatia etiam tribueretur quin leges eins non aat habit.urae 
easent poudr-ris, niüi eoiiscnsua et approbatio supmuao putestali^ nwederet. 




ans, und erst die Genehmigung des /«toteren erliebt den Entwurf 
zum Gesetz.") 

Nicht, ganz im Einklang hiermit stand die Stellung der 
Beamten. Denselben kam eine Verordnungsgewalt zu. welche, 
wenn auch raumlich und zeitlich auf ihre Machtsphäre beschränkt 
und lediglich intra legem gedacht, unleugbar den Charakter einer 
rechtschaffenden Gewalt besass. Dieser Umstand führte zu der 
Unterscheidung zwischen allgemeinen und speziellen Rechts- 
normen; nur erstere blieben dem Souverain vorbehalten, der 
Erlass spezieller Gesetze war unter den gedachten Kautelen 
der Veroninungsgewalt der Beamten anheimgegeben.*) Eine 
Ausnahmestellung beanspruchten die deutschen Landesherren. 
Dieselben übten, obwohl nicht souverain, in ihren Territorien 
das Recht der Gesetzgebung aus, und zwar einerseits nicht wie 
die Beamten auf den Erlass von Spezialvorschriften beschränkt, 
und andererseits sogar mit derogierender Kraft gegenüber dem 
Reichsrecht. Die vielfachen Land- und Gerichtsordnungen legen 
Zeugnis dafür ah, das» sie einen grossen Teil des Rechtes in 
ihr Machtbereich gezogen und für ihre Gesetze auch die An- 
erkennung durch die Gerichte des Reiches erlangt haben. 

Trotzdem war ein allgemeiner Übergang des Gesetzgebungs- 



*) Benold Scct. III Oap. 2 Nr. 4; Ipsa logum fcremlarum potestas 
altarl eommittiWr nonnutiquam, aed nibiiominna uuetnritas et sanetio a sola 
dependet majestate. Ac in [tupuhlicu pnpulari raru jus a toto populo, aed 
i. parte, pauci», und fuit constitutum; nee referre putabatur an constitueril 
pnpulua sive i» coi populus negotium dedit. — Bodiuus 1. c. Nr. 37 S. 20«: 
Tametai prineeps aliiiuando popnluave urii ex civibus leguni emidendarum 
poteittatein facit, — tllaa quidein teges illi scripaerunt sed populua jussit, 
tnlerunt, sed populua seivit. — Arniaaena 1. c. Fuit. sane et dietatura et 
Decemviratus brevo quoddam regnum, aed precarium ideo<|iie neutritia lege» 
aliter robur aeeeperunt quam quod populua in eas juraret. — Bornitius 



1. c 



I. 150. 



*) Bodinus I Cap. 10 Nr. 1.1: Magistratunm suae quoqae legea sunt 
quaa in suae dictionia homincs fem pnasunt dum nihil contra Priucipuin 
legea saneiatur; qui>d nt planiua intclligi |i<>*sit. le^es pvopria ani aeeeptione 
rloKninnus reeta smrimae poteatatia jusaa: Nr 14 neque tarnen edictorum 
perpetua vis eat, aed quoad mtitfistratm aequum videbitur et quamdiu Im- 
perium habitiirua est, — Ebenso besonders die Schüler dea Arumaeus: 
Daniel Ott hu V disc. 2 S. 118, KoclilV diac. XIV Nr. 36, Car] 
diu. 16 Cap. a Nr. 12. 






53 

rechtes an die nicht sonverainen Landesherren nicht anerkannt. 
Man hielt grundsätzlich an der Unübertragbarkeit dieses Sou- 
verainetätsrechtes fest. Nur da und insoweit den deutschen 
Fürsten mit der Territorialgewalt auch die Gerichtsbarkeit über 
ihre Unterthanen übertragen war, sollte ihnen als AusÜuss der- 
selben das Hecht zukommen, ihre Jurisdiktion durch Gesetze 
zu regeln. 6 ) 

Erschien somit prinzipiell die Rechtssatzung als Vorrecht 
der sonverainen Gewalt, so ergab sich hieraus von selbst eine 
energische Zurückdrängung des Gewohnheitsrechts. Während 
Bodin demselben jede derogierende Kraft gegenüber dem Ge- 
setze absprach, andere seine Geltung von einer wenigstens still- 
schweigend erfolgten Genehmigung seitens der gesetzgebenden 
Gewalt abhängig machten, wurde es besten Falls mindestens 
der clausula derogatoria gegenüber (nr wirkungslos erklärt.') 

Der Erlass allgemeiner Anordnungen aus eigener Macht- 
vollkommenheit ist für Bodin nicht nur das alleinige, sondern 
auch das unbeschränkbare Vorrecht des Souverains. Jede 
konstitutionelle Einwirkung anderer Gewalten erscheint unzu- 



B ) Rciukingk I Ol. 5 Cap. 6 Nr. 7; Eleetoribus tarnen, Principibns 
et aliis liiipirrii »Mulms ins est leges et jnra proTÜuäalia proinulgare, con- 
trarias abtogare et jura eoinmutiia inconaulto Imperatore tollere. Quod ita 
procedit ut Camera ijuae est summi Imperatoris eniisistorium seeunduni legea 
et statuta provincialia et raunieipalia prunaneiare teneatur Nr. 153/4: Prae- 
terea leges provinciaies et statin» comlere pmius est de quadam juris per- 
missiene quam ut aunexum ait Majoriae seu absolutae auperioritati. Unde 
et illud vulgatum axioma; Üuuriljiis jurisiliiTiniii» pvaeditis se.euudum modura 
ennceaaae vtl possessne jurisdietinuis statuta facere permiasum eBse. — 
P au meist er I (Jap, (i Nr. 11 S. 47: Ei quibus conaequitur, Electures, 
Principe«, Praelatiis, l'umites, Harunes, Nobile« ao civitatis Iuiperii in con- 
stituendo jure provinciali ac municipali nihil juris habere, nisi id privilegio 
expreaao vel tacito specialiter vel ab tiniversa Republica vel loeo etua a 
Caosare sit conceasum. — BeBold 1. c. Nr. 5. 

*) Bodinus I Cap. 10 Nr. 35: Legum etiani via mullo major quam 
inorum; riam legibus mores antiquantur, leges morihua nun item. — Besuld 
h. 1. Nr. 5: Ex hoc indem deseendit, quod mores populi consuetudineaque 
vel expresse vel tacite approbare majeatatis est in Monarchie© vel Ariato- 
cratico Statu' nee potest illie populus cunsiiemdmem mnodueere, nisi Prin- 
cipis aut Setiatua expresso vel tacito consenau. — Reinkingk II Cl. 2 
Cap. Nr. 31 : N'ou euim diibitaiidum est, si abaiitain lex velit eonauetudiuem 
majorem legis quam eousuetudiuia vitn esse ujortere. 
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lässig-. Wohl kennt Bodin einen politischen Beirat, er imter- 
" nicht In Wert eines Senates, die Zustimmung der 
Stände. Aber diese Jlitwirknug darf nur eine beratende sem. 
Hl Mitunterschrift der Fürsten unter das Gesetz soll letzterem 
nur BÜ l tW Ansehen in den Augen der Unterthanen verleihen 
Ein Recht der .Mitwirkung würde Stände nnd Fürsten aas dem 
Kreide ifr ÜtterQuaxa herausheben, die Gebundenheit des ÜV 
narchen an deren BmtimtUUig seine Souverainetät vernichten <) 
Ks Hegt ulke, dwi angesichts der Verhältnisse im deutschen 
Reiche die deutschen Juristen diese absolutistischen Grundsätze 
mildern mußten. Der Kaiser war dnrch eine Reihe von Kapi- 
tulationen Mm BriUM von Gesetzen an die Zustimmung der 
ReicIisfiJrsten gebunden, die Reiehsgesetze wurden geradezu auf 
einen Vertrag zwischen Kaiser und Ständen zurückgeführt. ■) Woll- 
ten sie daher nicht die Souverainetät des ersteren an Bodia opfern 
H mussten sie das Zustimmungsrecht der Stände mit dem Son- 
verainetätsbegriffe zu vereinigen suchen. Zum Teil beriefen 
,je sich auf die bevorzugte Stellung des Kaisers bei Erlass 
der Keichsgesetze, insofern ihm Sanktion und Verkundung 
auch wohl die Initiative zukam, ) zum Teil sprachen sie' 

*) Bodinoa I Cap. 10 Nr. 30: Id Hat oportet (i. e _ i eg;es dare j ^ 

ItfuMmm ■■<" nMfhnn ant inf^riorum necesaario eoBsewo ,i am qai 

triM in ferenda le^e consenflus, hnne revera subditiim confiteri neeew 
Mt; m' M^wßma, impcrii Bodos habere; ai inferiorum aen senatus sen popnli 
BDinniu boperi« vaear'-. Na in principnm et senatorutn nomina, qnae j u tp-i, 
traf .;np. üMcripta videmns, vel ad gratiam vel ad testificationem, vei etha 
ad pimdiis "Titiün videri j.osBiiit, at conailto ac prudentia Priiicipum lam 
latae videantur, minime tarnen neceasaria sunt. — Kekermana discipläi 
politica Lib. I Cap. 6 S. 140: Idem yni princeps est, etiam legislator est* 
iliiamm con-ultum eit, principe« habere viroa öapientes, peritog renin» at 
• iunnim opcra utator in legibus feremtis et eundeudis. _ Ebenso 
KuningM bei Arumaeus II UM. XVII Nr. :it. 

«} Paiirmeister II Cap. 2 Nr. 31: Ex qaibns (d. h. die vielfachen 
ftaaelbst dtierten Kapitulationen und Reiehaabschiede) nihil aliud «ppuet 
iioam i|Uod caitaa omnium fptae in decretia istis constitunntnT ei sanduuru/ 
aola ait Hbera nitro citratiue eonaen.sio, si auteni inier Caesarem et ordines 
vel majorem eorum partem res coire nnn potesl, nihil actum judicatw. 

") Heinkingk I Ol. 8 Cap. 2. Nr. 125: Solu» Imperator cnpitula de- 
überationis proponät, K. A- v. 15R4; Nr. 126: Legea coneeptae et .communi 
?nffras;io miinitae non statnum aed soliua Imp^ratoris auetoritato prnmul- 
gmMr ei »andinrtiiT nuae promnlgatio et sanetio praecipninn robur et auetori- 
latera legibus condliat, — Vergl. Paurmeiater II Cap. 2 S. 346. 
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umwunden aus, dass das gedachte Mitwirkungsrecht den 
jrechtigten noch nicht einen Anteil an der Souverainetät ge- 
ihre und daher durchaus vereinbar mit der kaiserlichen Majes- 
t sei. 10 ) 

Als Ausflüsse des Gesetzgebungsrechtes werden die Er- 
lung von Privilegien, sowie die authentische Interpretation 
zeichnet. 11 ) 



10 ) Reinkingk 1. c. Nr. 118/119: Procerum consensus non absorbet 
jestatis et summae potestatis plenitudinem. Plenitudo potestatis et pro- 
um consensus tamquam compatibilia ponuntur. Immo proceres consensum 
im et suffragium in imperalis constitutione cum contestatione subjectissi- 
e observantiae interponunt. 

") cfr. Bornitius Cap. 16 S. 150, Cap. 17 S. 156/157. 



Düa Reeht aber Kries und Frieden. 

Da« Recht über Kriee und Frieden folgt aus der Soure- 
rainetät als der höchsten (Gewalt: nur der oberste und unab- 
hftn^iire Machthaber ist zur Kriegführung berechtigt. Wer 
einen Richter über sich anerkennt, muss seinen Streit auf dem 
Rechtswege ausfechten: greift er statt dessen zu den Waflen- 
so begeht er ein Majestätsverbrechen, Landfriedensbruch. 1 ) Po- 
sitive Ausnahme war es, wenn auf Grund alten Privilegs di« 
deutschen Landesherren das Konscriptions- und VertragarecJ^ 
besassen.-) Nur Kekermann und Pridenreich wollen in 
klang an die Theorie der Volkssouverainetät einen Uebergaw 
des Rechtes vom höchsten auf -die niederen Beamten statmrec 
falls ersterer trotz dringender Notwendigkeit die Kriegserklärxm 
verabsäumt oder die Kriegführung vernachlässigt. 3 ) Eine scheii 
bare Ausnahme von obigen Sätzen fuhrt die Praxis namentlich* 



J ) Bornitiu* Cap. 25 8. 220: Sola* vero princeps superiorem no 
recocpioscens bellum indicendi jus habet. S. 230: Caeteros <iui ipsum Prir«-— 
<i'pem et jndic«? habent ordinarioa, eorundem opem in lite oportet implorar^- 
— Ebenso Reinkint?k U. Clasain DI Cap. 1 Nr. *, 13, 14: Id enim jnr« 
gentinm vrtum est ubi jure agi potest. ab armia esse abätinendom. — 
Bor rinn bei Animaena I disc. 30 Cap. 2 Nr. 20. — G-regorius ThoL»>" 
^niM de repnblica IX Cap. 1 Nr. ltf: In monarchia sine principe arma nx**" 
vere et gladii potestat»*m usurpare crimen laesae majestatig est. 

3 ) Pridenreich, Politica Cap. 24 S. »544: Principibns vero. IllustribC*- * 
liberisque civitatibus imperii ad publicam pacem oonservandam, tfuam d<^" 
fensionem libere contrahere foedera licet, Aurea Bulla IV tat. de confoederaC^^ 
.Sspl. rr Art. 1. — Reinkingk 1. c. Nr. 18: Germaniae Principibns ex-^ 
anti<pii«<?rimo praetenno concesnum esse conscribere milites. 

l ) Kekermann 1. c. Cap. 20 S. 443: Si tarnen äummus magistratus 
necessitati* tempore officium facere et subditos defendere nolit, tum jus belli 
HiiHripiendi, indicendi et gerendi devolvitur ad magistratum inferiorem. — 
Fri den reich 1. c. Cap. 24 8. 643: Nam si Xagiatratus summus contra offi- 
cium Rempuhiicam periculosissimiH belloFum temporibus deserat aut ipse Rei- 
publicae libertatem hostiliter et tyrannice oppugnet, licebit tum Magistrmtui 
inferiori ad *nam et Reipublicae defenrüonem amicitias secundum leges Rei- 
publicae, fundamentalem pacisci. 



Ibei Demokratien herbei. Es empfiehlt sich, wie Boditi sagt, 
nicht, die diskrete Frage der Kriegserklärung oder die brennende 
Entscheidung über den Waffenstillstand in die Hand der viel- 
köpfigen Menge zu legen. Der Entschluss würde geeigneter 
von einzelnen Männern mit diktatorischer Gewalt, vom Senate, 
von Heerführern im Felde gefasst. Aber diese Faktoren han- 
deln im Namen des souveraiuen Volkes und bedürfen dessen 
nachträglicher Genehmigung. Ohne dieselbe ist der Krieg ein 
ungerechter, der Frieden sschluss unverbindlich. 4 ) 

Dass in der Ausübung des Rechtes der Souverain unbe- 
schränkt war. nahm Bodin an. Dem standen vielfach, ins- 
besondere im deutschen Reiche, die konkreten Verhältnisse 
gegenüber; der Kaiser war bei Kriegserklärungen an die Zu- 
stimmung der Reichsfürsten gebunden. Während Bodin hierin 
ein«n Grund für die mangelnde Souverainetät des Kaisers er- 
Wi ckte, s ) suchten die deutschen Juristen das Milwirkungsrecht der 
Stande mit dem Vollbesitze der Souverainetät zu vereinigen. 
Sie argumentirten, da der Krieg gemeinsame Kosten und Ge- 
ial-fcxen für alle Untertitanen mit sich brächte, dürfe er auch nur 
mi"fc dem Willen Aller unternommen werden. Die Anrufung der 
StsS/iuie sei nicht ein Beweis mangelnden Rechtes, sondern ein 
Zeichen weiser Vorsicht.*) 



bei 
Ca, 



4 ) Bodinus I Cap. 10 Nr. 34: Diximus autea populäres et optima tum 
ttatius bellica* res etiauisi traetare nun posse, propter difficiles populi eon- 
v entua et nt popnlua seniper ei>gi posait, res tameu pericnli plena videtur, 
*a quae secretiura in republitia esse uporteiit iuris iiKpiaiu el belli cousilia 
■Danare in vulirns ^nae propterea Sriiauii reüii'iui netesse est. — Dncea vero, 
legati ae Senat us ipse procu ratio nein eoruitt nomine ijui summam rerum ha- 
bent, gerere solent. — Ebenso Arnisaeus It Cap. 6 Nr. H. — Besold 
III Cap. Nr. 1. — Waremund ab Erenberg, de foederibue Lib. I 
,p. 3 Nr. 50. 

*) vcrgl. oben § 6 Anm. 10. 

•) Beaold Sect. III Cap. 6 Nr. 2: Inrle non videntur snbditi non obli- 
$j.iiti ni.-i pro Patriae dcfi'nsii'.iic, ga finer .LuTidi^ivtHniif. Neqiie enim bellum 
»noveudnm sine Ordinuiu scitu. — Reinkingk I Cl. 2 Cap. 2 Nr. 184/ä: 
^Neque id ipsum imbrallitatis, s.d piudeiitiai- argumentum. Cum enim bella 
Milium niii periirulu coinuiuiii sunipni su.-cipiantur. nun iiisi coHiniinii tonsensu 
Sd ipsum fleri uportet. Nr. 137; Quamobreui stiituum eonsensus in bello 
■"ltwrnenii"! Majestäten! Imperator! s uou tollit, sed aeuuitatis et moderatae 
lionis condimento (emperat. 
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Dns Recht 



Dns Recht der Beniiiteii-Erneiimin?. 

Dass der Souverain die gesamten Funktionen der Staats- 
halt nicht selbst ausüben kann, bedarf der Hervorhebung 
icht. Dass er sie aber nicht einmal selbst ausüben soll, lehrt 
^hon der damalige aufgeklärte Absolutismus. Je höher und 
•habener man den Königsbernf auffasste, um so mehr wurde 
urückhaltung in der Selbstwahmehmung staatlicher Geschäfte 
apfohlen. Die unmittelbare Berührung des Souverains mit den 
ntertlianen sei geeignet, das Ansehen der Majestät zu beein- 
ichtigen. 1 ) Insbesondere war es das Richterautt, dessen Hand- 
lung Bodin dem Fürsten entziehen und berufsmässigen 
tihtern anvertrauen wollte , sowohl mit Rücksicht auf die 
tigen Vorkenntnisse als auch deshalb, weil das Richteramt 
fade diejenigen Eigenschaften von sich fernhalten müsse, die 
ri König zierten, Mitleid uud Milde.' 2 ) Mit diesen Erwägungen 
i'd ein besonderer Beamtenstand als notwendiges Element in 
nismus eingeführt. 



') Bodiiius Lib. IV Cap. 6 8. 702: Vi* tarnen tieri potent ut non ali- 
ud excidat priucipi inioil sp;-(:iantilni5 risiiin movere poasit; at multum de 
incipia eius diprnitute detrabitur cjni aut ineptna ait aut oase videatur. 
igitur illud ijuoijue, nee vitiosum «ec ineptirai esse ac ne videri i[ui- 
m. aed praetlari.s virt.utibus infcrmatiim, ijisa tarnen subditorma com prin> 
le eonsuetudo niajcsfati'm pUiriuinm ininuit. 

'■) Bodinus eodem S, 7dä: (|nml auteiu aJ jiNisdictionem attiuet, mliltfl 
slius magistratnnni ipiara prineipis officio exerceri posse non dubito. Qitia 
im est (|ui neaeit tarn uiolta in boni judicia officio poaita esae. ut peri- 

os etiam ac diligeutissimoa iügiant? — S. 707: Nee judicis officio quid- 

magia repugnat, nimm ciisericurdia, cum divinia aeyue ac hiiuiauia 
ribns judex cuinsqnam miaereri prohibeatur. Id enim majeatatis Um pro- 
esse ducuiinus ut ab ea divelli non possit. Cfr. S. 708. — Hierbei 
unt Bodin die Einrichtung der franzüsiachen Gerichte, bei welchen nach 
Btiramtein Turnus die Straf rieh ter mit den Civil richtern abwechselten, ne 
rpetua capitalium judiciorum eonsuetudo inaitam a natura uuicuiijue clo- 
•nüam omuino eriperit 9. 709, 
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nach sich ziehen. s ") Demgemäss wird die Institution erb~ 
her Aemter — und so auch der als Aeniter angesehenen 
then — von manchen Juristen als Verletzung königlicher 
nverainetät aufgefasst , während andere sich damit helfen. 
um auch nicht die Begründung, so wenigstens den Inhalt des 
ntes auf die Souverainetät als Quelle zurückzuführen, und 
entuell den Souverain auf das ihm zustehende Heiuifallsrecht 
rtrösten.*) 

Liegt in der Beamten-Ernennung auch die Mitteilung staat- 
her Funktionen, so scheidet das dem Beamten delegierte Recht 
ch nicht aus dem Machthereich des Souverains aus. Die 
jertragung erfolgt kumulativ, nicht privativ; nicht an Stelle, 
ädern neben dem König versieht der Beamte sein Amt; nur 
weit der Souverain nicht selbst handeln kann oder will, tritt 
zterer ein. Die Konsequenz hiervon ist ein umfassendes 
:volutionsrecht, welches von selbst den Beamten schweigen 
Last in Gegenwart des Königs. 1 ") 

Diesem Souverain etatsrechte wird das Recht, die Stände- 
rsamralungen einzuberufen, zur Seite gestellt. Ob letzteres 
sschliesslich dem Souverain zustand, war nicht unbestritten. 
>din, welcher den Kollegien keinerlei Anteil an der Souveraine- 
; gewährte, sondern in ihnen nur beratende Organe erblickte, 
iuchte auch das jus convocandi nicht zum Vorrecht des Sou- 
rains zu erheben: es sei Sache der Beamten, ja sogar Recht 



s ) Bodinus 1 c. friiii/iisische Ausgabe S. 331: Les Prineea ne sunt 
abaolumeut souverains, ai ce u'art de leur vouloir et conscntement que 
«s elecl.ions se fassen t. 

*) BeBold Lect. III Cap. 3 Nr. 2: Quod maximum regale incante 
lexisse ac propeinodum a ae abdicasse ii videntar, qui dignitatea et 
rf» fere hereditaria feceront. — Arnisaens Lib. II Cup. i Nr. Ift: Licet 
«litaria sncci'Rsio ereat.ionem exeluserit, tauten auctoritas ac juriadictio 
"incipe dependet et vat;mtes digitales conferre ad altermn quam majea- 
t*i noo spectat. — Anf dieses ausschlirsslii-lie K r 1 1 r>n n in 1 .^srecht der Krone 
fc Bornitius Cap. 31 S. 3<>0 den civil prozessual et) Satz der lex 3 Cod. 
«.riad. 011111. jud 3, 13 zurück: Privatorura consenaua judicem faeere non 
•Jr. 

") Bortius 1. c: Coiieessio jiirisiliciioiiig snperioritatis jure seinper 
* — ; Principe praesente oniues Magistratus quiescuiit. — Arnisaeua 
Hr. 10: Magistratuum aucioritatem evdudit pruesentia prieeipisj iu quo 
t*lenitudo jurisiüctionis et iinperii. 
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Dass die Selbstausübung seiner Funktionen nicht Tom 
mverain erfordert wurde, ist im vorigen Abschnitte dargelegt. 
isbesondere galt dies von der Rechtsprechung. Die Einsetzung 
ichster Gerichtshöfe wurde nicht nur als empfehlenswert be- 
lehnet, sondern geradezu als der Kern des dem Souveraiu zu- 
eilenden Rechtes der Justizhoheit.") Diese Gerichtshöfe aber 
urden praktisch wie theoretisch in eine gewisse Unterordnung 
iter den Souverain gebracht. Ein ausserordentliches Reehts- 
ittel unterwarf ihre Urteile königlicher Nachprüfung. In 
ngland gab es eine supplication to the prince and complaint to 
e Chancellor, in Frankreich die reouete civile, supplication, 
■vision an den König, in Deutschland die Revision gegen die 
rteile des Reichskanimergerichts an des Reiches Erzkanzier 
^ziehungsweise gegen die Urteile des Reichshofrats an den 
aiser. 10 ) Ferner erliessen die höchsten Gerichtshöfe ihre Ent- 
lieidungen nicht im eigenen, sondern im Namen des Souverains, 
e wurden als vicarii populi beziehungsweise regis bezeichnet, 
re Stellung war eine prekaristische, eine Vertreterstellung.") 

Anders die mit privilegiis de non appellando begabten 
tirsten, wie dies in Deutschland zu jener Zeit die Kurfürsten 
>n Sachsen und Brandenburg waren. 1 *) "Wenn dieselben auch 
■sofern in einem Unterordnung Verhältnisse zur Justizhoheit des 
.eiches standen, als im Falle der Justiz Verweigerung die Be- 
hwerde an das Reichshofgericht gegeben war, und überwiegender 
'einung nach auch die Nullitätsiiuerel gegen ihre Urteile übrig- 



') Bornitius Cap. l'2 S. '212: Verum iibsquc liic-siuite M;ij<:*statia poteat 
rince.ps ex causa urgente interdum Magistratus eonstituere qui de appellationi- 
ib judicent, a 'juibus appcllare non faa sit. — Arnisaeita II Cap. 4 Nr. 5. 

") Bortiniis I Cap. 10 Nr. TS: Quoties contra sciiteutiain majnrura 
agistratuum provocare non licet, IYimipi tarnen su|>i>]i(-fin» licet. — Arni- 
ieun l.o. Nr. 1: Sed i'tiam raajestuti'in i-il'i a-k-mi^et, nisi nupplicntioneni 
aerrasset. — Bornitius Cap. 22 S. 215. 

il ) Amisaeua 1. c. Nr. i: Nihil vetat autem superiorem jua anum 
ftndaro alt.eri. Matidarc iliuo qui tum possessio et snperioritas principl seu 
andanti reservatur. — Reinkingk I Cl. II Cap. 2 Nr. 206: Deinde supra 
■obatum est, Camernni Uli vicarii Imperatoris Jurisdiction!!. — Besold III 
ap. 6 Nr. H: Et boc in eaHu is cui jus sine appellatione judlcandj eat datnm, 
ce populi in demucratia, vel [irindpis in Momuchiro «tiitn suiiteritiam proftrt, 

") Vergl. Reinkingk Lib. I Cl. 4 Cap. C. 

IllCkl, Büdin. 5 






, . ii null -iM'liii'ilt'ii sie sich doch dadurch wesentlich von der 
■ i..i (|1 .1» i «M'iH-litshi'ile. dass sie in eigenem Xamen urteilten 
i .1.1. lim« ii dm rh die Privilegien übertragene oberste Richter- ■& 

u i w.i im -in Kwhte besassen. 14 'i Diese Übertragung erschiei Ife 

a ..*. .in. It als mii dem SuuverainetÄtsbegriff unvereinbar, derprm- P- 
i. : . ii.ii l-msi Hat aus dem Rahmen der Unterthanen heraus. 15 ^ V 

liii Ni'iiwiain war. wie erwähnt, auch nach oben & 
I.. .i.-u Usiany l'nter Berufung auf lex 1 § 1 Dig. W.2 x 
.j,.iiur ;i|-|*cilNii nun licet wurde es als thöricht bezeichnet. er~^ 
i.. . ii.i/uiu i'c ii. dass gegen königliche Urteile keine Appellativ 
. i .ii i.4i. .ii i( .Irdn Versuch, einen höheren Richter anzurufen 
i. ..i m.m< >i:i1>m -i brechen: höchstens die nochmalige Anrufung 
.i. . ;-. imiimiiis M'lliM. ab Imperator* male infonnaro ad eundeM 
.... i.u: ii i..iiu;«!iiiii. sollte statthaft sein. 17 ") Der Umstand. da?-== 
•»•• iii.il« ib i deutschen Landesherren, soweit diese nicfc: 
, , .. ii. ?P i. i« u:«i<n ilei Nachprüfung des Reichskammergericht^a 
....i. .Li«.« ii u:n ein Meweis für ihre mangelnde Souverainetät. 1 *""^ 



i. . . i. l ,i, f . kl. \i 4 Ai: liiillitjiri^ tamei. querflam hoc ipanm < *ril 
.-. •■•!■ • •■♦■ • •■•■«« i-\i.'inli luwsi vjdetur. otr. VeTzell 1. c. S Sf» Xr. l( 3 

i »-.♦. 1. I I (i - r - (-)(]• 7 \r ]•• IT Si quideni constitutioiiibfc 

I.,., , » ■■iil..lif,.v w|;Huun. ii. uTiiiiiarii- judiciif- relinqueiiduf cc" ■ 

■■ iMn.i]!. v Mirisiiti-iiiiiii'ii. lioi. admiiiistrationi? Titnlo — 

* . ■ »nül* ili.iitiiu. lm^siiifii;. ideoqnt ii. ea iion minu 

j.mok. in»-i.Mi tii iiniifTittort- d^bent. 

* -i - • i •*■!;■ " v» *••! \. <■». miirirn. T*riiiceps quem quam exni 

'■ ■• » ■•■ ii-iii-iii! »ir. siiiniit« iimierii collejFani tot 

* ■'■ i. « V- ■. V. C\\u\> enini provocatioBA 

•-. •! .. • > .i ii-.t. i, ...inji-n hahi*> li. magistratibu> ip 

• »■ ■ » ■■-! .ii. ■•.'!. mii Tirroariii tantuiL potestatt 

: '» ■«.}.•* ri.||,.,t; liliTK'llatiOllC.. 

i i . . ■ ,. \ . v -, i ..:*■. .|i >. , \l'. fc. 

■ « .■ n ■ ■• ■ 'ni. -sfiiir:.! trrtnrt' teneatar. qui seien. 5 

i «^ in; mndi quo Graecos iile 

• ■■■■ "*' ■' •••■■ ! ■■■»■wi/r }«, eniideni hone consul* 

1 ■• ■••' ■■■■•.im ii.ii,i. rf>)iiiqnitnr dr omni- 
■ ■■'■■ n-iin. n: imperialem Miriam 
"■?•■• isL'it-nr nee G^rmaniae 
'■■ ■■'■- ; •■■ ■; , "r jn> Tholoaann* 
:i : ■''■■'« «mornm t indicin wl 
!■■■■'!■ ..-1, ihm emif sopremos 
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War aber der Souverain höchste Instanz, so hatte er auch 
in eigener Sache grundsätzlich keinen Richter über sich, er 
war judex in propria causa. 1 ") In der Praxis pflegten jedoch 
die Fürsten regelmässig, wo sie selbst Partei waren, vor anderen 
Richtern Recht zu nehmen, so der deutsche Kaiser vor dem 
Reichskammergericht und vor dem Pfalzgral'en im Reichshof- 
gericht, der französische König vor der Pariser Kurie. 4 ") Aller- 
dings hat Bodin bezüglich des deutschen Kaisers diesen Umstand 
herangezogen, um ihm den Vollbesitz der Souverainetät, die 
monarchische Gewalt, abzusprechen. 31 ) Diese Argumentation 
scheint jedoch mehr auf persönlicher Richtung, als auf sachlichen 
Gründen zu bendien. AVas den Gerichtsstand vor dem Reichs- 
hofgerichte anlangt, to nahm der Kaiser denselben nicht als 
solcher, sondern als Vasall des Reiches wahr, und mau ver- 
fehlte nicht, seine Stellung als Gerichtsherrn neben der Partei- 
stellung im Laufe des prozessualen Verfahrens zum Ausdrucke 
z *i bringen.-) Auch der allgemeine Gerichtsstand, wie ihn der 
deutsche Kaiser vor dem Pfalzgrafen hatte, erschien mit der 
Souverainetät immerhin vereinbar. Man war aufgeklärt genug, 
ss für tyrannisch zu erachten, wenn der Souverain da, wo er 
Partei war, selbst gerichtet hätte. In Anlehnung an lex 14 
£*_ de jnrisd. II l wurde angenommen, dass mit dem Richter- 
tu.*n nicht immer die höhere Gewalt über die Parteien verbunden 
sei, dass sich daher auch der Höhere dem Niederen, der Sou- 
verain dem Unterthan. um sein Recht zu empfangen, unter- 
werfen könne. Nur müsse die Unterwerfung eine durchaus 
freiwillige sein: weniger ein Richter ist es, sagt Bellarmin 
k Unter dem Beifalle Besold's, als ein Schiedsrichter, der über 

lu ) Besold 1. c. Nr. 10: Itidem in propria causa judicare potest. 

M ) liesold 1. c. Nr. 10: Majestna ideo aihi ipai, etsi qaeat esse judex, 
causam tarnen proprium probatste gruviiiiteijiic praestautilms alüs cognoa- 
ceadam committere horumqne judicio, m; tyrannice imperare velle videatur. 
sua se aubjicere solet sponte; vergl. Auren Bulla Tit. 6 Concl. 77 und 
unten Anm. 25. 

■■) cfr. oben § 6 Arnn. 10. 

M ) Keinkingk I Cl. 2 Cup. 2 Nr. I6ü: Qui citari et eonveniri Imperator 
posset in Camera, non t:imcjusiin Imperator seil tamijuam Arebidux Austriae 
Tel alius Iinpfj-ii I'rineeps tum enim sibi ipsi niaiidas.se Imperatoren! liia 
verbis: Wir Carl etc., Roniiseber Keyscr entbieten dir Carl Erzherzoge zu 
Österreich. 



blieb,'") so unterschieden sie sich doch dadurch wesentlich von 
Stellung der Gerichtshöfe, dass sie in eigenem Namen urteilt 
und das ihnen durch die Privilegien übertragene oberste Kitln 
tum zu eigenem Rechte besasseu. 14 ) Diese Übertragung 
denn auch als mit dem Souverainetätsbegriff unvereinbar, dei ril 
legierte Fürst trat aus dem Rahmen der Unterthanen ttenuf 

Der Souverain war, wie erwähnt, auch nach oben 
höchste Instanz. Unter Berufung auf lex 1 § l Dfcj, 4:1,1 
fjuibus appellari non licet wurde es als Ulbricht bezeichnet, 11 
hervorzuheben, dass gegen königliche Urteile keim.' AjtpallM 
stattfände."''] Jeder Versuch, einen höheren Richter anzurSI 
war Majestätsverbrechen ; höchstens die nochmalige Aninfa 
des Souverains selbst, ab Imperatore male inforaato ad eflllaj 
melius intbrniatum, sollte statthaft sein. 17 ) Der I 
die Urteile der deutschen Landesherren, soweit fliese H 
privilegiert waren, der Nachprüfung des Reicht. 1 
unterlagen, war ein Beweis für ihre mangelnde S0111 



") Reinkingk 1. c. Nr. 4: Ad tmlütatie tarnen qn 
privilegimn) non recte ext ■■mli pi>ssi' videtur. d'r. W -■ t z c M 1. c ■•■ 

") Reinkingk I Cl, 5 Cap. 7 Nr. IC 17: Si goidoni 
Emperii catitnm est, subditos slatnum i» orrtiniipii- 
iiou evocandos esse, — Principe.- juris<!ii't.i>.>iii'Tii ■ 
sed jure patriinonii iii viin utilis dominii |.i>;-jiiruf 
quam in fnictimni perceptioue turuari ab Imjji ral 

ls ) Bodiuns I Cap. 10 Nr. 84: .V si 
provocationeiii subiütis itupero.ro patiatur pro suli : 
turus est. — Aruiaaeus Lib, 11 Cap, I 
tibi non retines, eius ne strperioritatem qi 
nomine principis judieant alia ratio est, 
utnutur ideoijue causa iis coituuitti poii sl 

10 ) Bosold III Cap. 5 Nr. 8. . 

") Boiliiius I Cap. 10 Nr. H7: Cum 
pntdens a sunimo Priucipe provuoarit, 
quisquis fnit, qui a Rege Macedoi 
tum provoearat. — Besotd 11! 

") Bodinus 1. .;. Xr. ■■:, \ 
Lus Germauomm principibus ■ ;■ 
jnsta provocatio Bat in privatH 
Principes nee Civitates jnra D i 
IX Cap. 1 Nr. . ! 1S: Hirn- linoi 
juiikum illonun d-v.ilvniitiii- ><.i 
principes, seil snlidi 
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ügnng der Strafe in der 

'Hetzten lag, war zur Zeil 

erlicheR Vorrecht, des Sou- 

ttechtes wurden prinzipielle 

im Sr™d[iniikt. einer extremen Volkssou- 
■ n Herrscher, als den Beamten des 
der Gesetze band. 1 ) Andererseits 
nade üben, IJeleKjaioiisversuche an 

erschienen unzulässig:.-) 
legrflndung des Begnadigungsrechtes 
( >i> dasselbe als Austluss der gesetz- 
lichen oder der vollziehenden Gewalt an- 
und da erwogen und recht verschieden 
Irei Alternativen landen ihre Vertreter, 11 ) 

E'klünjre an die alte Theorie vom Verzicht 
ii moderne Konstruktionen als Straferlass.") 

I :;i ;: Nr. M : Ahsit eniiri Bruto crcdainua, <|iii negat 
• ivriorem exm deliere nou spcus ac; ai uin- 
aold Loct. DI Cap. 4 Nr. 1. — Brutus, 

i|». 3. 

I Uaii. 10 Nr. 'Jb: Cert« uostri reges nihil tum r.-giiiiu 
iplicio f.ripere diiranatoa n.-. ne magi.-dratiluis quidoiu 
stiriitjime ilrtiiiniituvum cognosceru patiuutur. At 
■ i ii! concedi potest. 

i Cap. 10 Nr. M: Ab hoc capite mnji'Btalis et eitremae 

i • ■■ ■ r h 1 1 1 ■ r et, quo dam modo pars est, jure vel injuria 

■ An judiciurum liliera», — Aroisaeus II Cap. 

Tholosaims IX Cap. 1 Nr. 41 rechnen es zu 

lg I (Jap, 10 S. 21M Nr. lös: Umnlum autem Pnccatorum 

■ ■• riMii. ijuam cum injuria-* 
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Freilich biisste diese Frage viel an praktischer Bedeutung n ] 
einer Zeit ein, in welcher der Souveraiu Gesetzgebung und 
Richtertum nicht nur dem Rechte, sondern auch der Ausillrnng- 
nach grundsätzlich in seiner Person vereinigte. Im Al]geuieim>i-v 
lässt sich nur feststellen, dass die Begnadigung ihrer Er — 
scheinung nach als mutatio jndicii betrachtet, aber zuvückgis.— 
tiihrt wurde auf die potestas legibus soluta des Souverains. 

Gerade darin wurde der wesentliche Unterschied zwiscliex~i 
fürstlicher und richterlicher Urteilsgewalt erblickt, dass währen <1 
der Richter an das gefal Ite Uiteil gebunden war und dasselb» e 
bei Begehung von Urkundenfälschung nicht ändern durfte, dex 1 
Souverain nach Gutdünken die Aufhebung des Urteils verfügte.**) 
Der Inhaber der Jurisdiktionsgewalt hatte das GnadenrecVi*- 
Die deutschen Landesherren, welche auf Grund der privilegi* 
de non appellando et evocando die Gerichtshoheit in iuresi 
Territorien zu alleinigem Rechte besassen, übten auch die 3 
gnadigung aus, ohne dass der Reichsgewalt ein Eingriff in di 
selbe zustand. Nur soweit der Kaiser gewisse Delikte sein. • 
Beurteilung vorbehalten hatte, wie Majestätsverbrechen, sta»r^» 
ihm das Begnadigungsrecht zu. 7 ) 

Seinen Inhalt schöpfte das Begnadigungsrecht ans der s" 
sohlten Gewalt des Souverains. Xur derjenige, welcher tibi 
den Gesetzen stand, konnte von deren "Wirkung befreien. Di 
her durfte der Richter, welcher an die Gesetze gebunden, nie! 
Gnade für Recht üben,*) und auch das Begnadigungsrecht di 



6 ) Bodinua I Cnp. 10 Nr. SO: In quo nuxime Principe aut 
inajentas elucet: cum nulli magistratus aut jiidiix-s *rini!ntias a se latas 
junsi mutare possint; uain qul si-ntentiiiiu sinnt in acta rcdataiu mutave 
pocua l'alsi obligatnr. — Amisaeus II Cap. 3 Nr. 14. — Besold 
Cap. 4 Nr. *. 

*j ofr. § 11 Anm. 14 oben. — Besohl III (Jap. 4 Nr. 4: Videri Ii 
peratorem Kom.iimm nun posse ei qui in territorio alieuius Imperii Stai 
deliquit contedere I tu puni tatein, praesertiin ut iu priore domicilii man 
inipune, cum privative in concossis «on uwialative sunt investiti nee 
exerdtio jurisdictimii» impediri queant. — Ebenso Rodolphinus, du 
luliae Nr. 02. 

°) BornitiuB Cap. 1!) S. 1S1: Judex enim seenndum lege* judic 
debet, ut iiH'dfcu« soeundmu [iraecepta sunc artis. Nee varias voces 
esse andiendas aut eorum vodlms tTi'dere npurti-re qiiauilo noxium t 
absolvi aut iimoceiiteiu i'-inkinuani dusiderat. dir. S. 170. 



i Sonverains ging nicht weiter, als seine Macht über die Gesetze. 
Da diese aber vor dem jus divinum Haltmachte, sollte er wegen 
solcher Delikte nicht begnadigen, die gegen die Normen des Deka- 
logs verstiessen. 11 ) Der Onadenakt hatte demnach die Bedeutung 
einer Abweichung vom Gesetze, einer lex specialis, eines 
-T* x-ivilegs. Wie aber Privilegien nicht nur favorabilia, sondern 
autli odiosa sein konnten, wurde diese Abweichung nicht allein 
als gnadenweise, sondern auch als schärfende gedacht: der 
Sonverain durfte die Strafe ebenso erhöhen, wie sie mildern. l ") 
Inhaltlich stand die Bodin*sche Zeit dem Begnadigungs- 
rechte nicht freundlieh gegenüber. Mit .Rücksicht auf die da- 
in t*ls herrschenden Abschreckung*- und Bessenmgstheorieeu wurde 
iai- Interesse staatlicher Ordnung erfordert, dass dem Verbrechen 
aiidi die Strafe folgte. Anklänge an die Theorie der göttlichen 
V^«rgeltung wurden laut, man fürchtete, falls der Verbrecher 
s fc*niflos blieb, Gottes Zorn.") Bodin wandte sich insbesondere 
g^tgen zufällige Gnadenakte, wie sie bei Amnestien oder etwa 
"*- Rom einträten, wenn der Verurteilte auf dem Wege zur 
^-ichtstatt einem Kardinale begegnete. 12 ) Besold erklärte sich 
"-^«ht weniger um des Angeklagten als um der Gerechtigkeit 
v ^3llen gegen die Abolition. 13 ) 



"} Bodinus I Gap. 10 Nr. 102 S. 217: Ego vito nee Principibua ullia 
**^e mortalium cuiqviam veniam iargiri lirere atatuo, si seelus divina löge 
Kapitale fuerit. — Bortius bei Arumaeua I dise. 39 Cap. 3 Nr. 15. — 
Xonings eodein I, 17 Nr. 8'J. — Gregorius Tholoaanua 1. c. Nr. 42. 
esold L c. Nr. 3. 

**) Bornitiua Cap. 19 S. 170: linde Princepa emune delicto poeuam 
potest praefiniro vel etiani praeter poenam statu taui sr-viius in aliipaon 
indicare. — Arnisaeiis in der in Anm. 1 zitierten Stelle. 

") Bodinua I Cap. 19 Nr. 104 S. 218: Fere tarnen Prineipea eo die 
i aanetiaaime coli jubent, execrabili scolere convictuin nominem judici- 
i eripere consneverunt. Inde pestes bella sterilitates daiks Tierampubli- 
carum cünsequiintur ; at lex divina sceleratorum nltione divinaui uHiouom 
arceri testatur; vix nam cemesinmui si-i-his m;i.i;i>i.i'iitiljii-i iiuiuttatii, et eornm 
qni aecusaiitur mimTiiiiii piu-li-in prubiitiuiiuiii ae tcstiimi jnopia ililabi videmns. 
— Beaold 111 Cap. 4 Nr. 3 : Etiani propter vigoreui pubücae disciplinae 
inttrest Reipublicae ne delieta uianeaut impunita. 

'*) Bodiauä I Cap. 10 Nr. 101 S. 217: iüi capitis damuatus Cardinali 
obviani factus sit, suppüdi.) libtratur. Illnd autuui iifniicid.si.-sinium judieo. 
") Besold 1. c. Nr. 4: Ubi exempla et turnen indulgentia eat opus, 
satius et baue post Ncntentiaru interpuiii. Ut ita neque partes a justitia 
neaue a iniserlcordia penitus csdudantur. 
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Das Rocht auf Treue, Eid und (iohorsam. 

Gehorsam ist das Zeichen des Unterthans ; er leistet Folge 
cht auf Grund besonderen Vertrages, wie der Vasall, sondern 
if Grund persönlicher Verpflichtung, welcher er sich ohne 
""illen des Souverains nicht entziehen kann. 1 ) Diese Ge- 
»rsanispflicht wird durch den Eid der Treue verstärkt. Seine 
bleistung ist nicht Voraussetzung, sondern erste Pflicht der 
ntertbanenschaft, sie begründet nicht, sondern bestätigt die 
reupflicht. 2 ) 

Mit Rücksicht hierauf jedoch das Recht auf den Eid aus 
■x Reibe der selbständigen Souverainetätsreehte zu streichen, 
schieu nicht angängig; als besonderes Recht des Souverains 
Linie es angesehen, seine Unterthanen unter Anrufung Gottes 
L verpflichten.*) Er konnte dieses Recht jederzeit und aller 
rten ausüben: regelmässig geschah es bei Eintritt eines Re- 



■) Bodinua I Cap. 10 Nr. lOfi S. -219: tjuoil attinet ad fiilditatem et 
»sequiuni jam autea dictum est, ad jura mnjestatia pertinere, ciira sine 
liuanuam oiceptione praeatatur; I Cap. ü S. 14a: Ii qui non ratione feudi 
It fidueiae contraetae sed ex sui ipsius persona parere cognnttir, subditi 
cuntur; S. ii.'i: Snl.nl ii u~ por^uiiali olilL'iitionw se ipsnm sine prinupis sui 
• nseiiHioiie exiiere imllo morlo pütest. 

3 ) Reinkiagk I Cl. 5 Cap. 3 Nr. 5: Arguit autem hoc jurnmcntuia 
ibjectioneui et, superioritatem non n. priori sed posteriori. Noq euim ideo 
vis eeusetur «ubrlitus qnia jurat. Et vice versa non iilco rjuis superiov est 
jia recipit juramentum; sed qnia snperior est, ideo exigit et recipit hoc 

°) BortiuB bei Avumaeua I disc. 80 Cup. 3 Nr. 34: Ad jura niajeatatis 
ifert Bodinua juratnenttmi, sed ail Majentatem per se niliil facere serl firmare 
Litern obligationem ait Paurmeister — lih. I Cup. 3 Nr. 22 S. 33. — verum 
au tan tum ad fidei obligatio nein firmandam juranieati obligatio pertinet, 
Mi etiara per juramentum tale utuntm - ipsu ri'liijiiiiit:, (juae in meto unminis 
ivini consietit ad BeipubliCaa salutem. — Bornitius Cap. 27 8.838; Ob- 
jquiuro vero cum ncctatur vinculo firleütatis ideo majestatis rjuoque eat, 
delitatem ab oinaibua exigere. 
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2jiertmfirswf*rhftel* auf «1er einen, hei Eintritt in Jen Unterrhauen- 
verband beziehungsweise erlaubter Grossjälirigkeat anf -ter an- 
deren Seite. ^ 

Die * Gehorsamspflicht ist srandsätzlich onbeaebninkn =&£ 
bildet das Korrelat zu der potestas legibus solnta de» Souveraina 
und findet wie diese ihre (Frenze in dem Satzes das» t-rottes 
ßefelilen mehr %\\ gehorchen aei als denen des E5nig&"0 

NTahe stellt das V^ert'ilcnnffsrecht des &raveraim» über «iiit 
I>hen.*) 

tx Boilinua r <>p. 9 .St. 143: 3nbfiiniH Louis omnibu» ae temDunim» 
rl'i'-m PrinHni -iaiv» ■•nsfinir. — Et*inkiiiu;k 1. c 2fr. i: Ptimn» atum» au- 
pAriorifati» rerrltorialiB .*t subjßcrionis exeroeri aolet in reüeptioiie t*c gcafr- 
statione Hnmagii sah jnramenri tfubjeetionis. — Kiek ermann. «iii«iipüiia 
polirira Üb. f i ;*p. i5 S. :HM. 

'') TC*»k*»rmann 1. <*>. SL :WT: fn Hbnarchica statu pmmifioo abotHiiimtäa 
>*t oh^pquionim -«ine ulla «^xpreasa condirinne lieh inceiligitur: voacgpL <ihen 
£ 5 Anm. lrt. 

,f ) Bo mi r i in < 'ap. -27 & -240 : Ciii uousequena esc. äummi princinis esse, 
favia r^galia pruwertim tera. 




§ 1*. 

Das Mihi/- ihm! Massm-ht. 
Eng zusammen mit dem Rechte der Gesetzgebung hängt 
das Münzrecht. Wie das Wort nuuimus von dem griechischen 
vjjj.« hergeleitet wird, so soll es auch Sache des Gesetzgebers 
sein, ein Münzwesen im Staate zu schaffen; die Münzhoheit ist 
Souverainetätsrecht. 1 ) Das Münz wesen wird als öffentlich recht- 
liches und notwendiges Institut anerkannt. Nächst der Rechts- 
satzung erscheint es als die wichtigste Grundlage für den 
Verkehr: auf ihm beruht der Wert des Eigentums, die Sicher- 
heit der geschlossenen Verträge. 2 ) Ja das Münzwesen wird in 
seiner Bedeutung über den Umfang des einzelnen Staates hinaus 
erhoben. Wie die Verträge, die es festigt, wie das Eigentum, 
das es bewertet, juris gentium sind, so ist auch das Geld eine 
Angelegenheit internationalen Rechtes. Diese Auffassung blieb 
auf die rechtliche Behandlung nicht ohne Einfluss. Zwar unter- 
lag das Münzwesen gleich dem jus gentium der Modifikations- 
gewalt des einzelnen Souverains. Nicht nur die Bestimmung 
von Metall, Gewicht und Form, auch die Valutaregulierung war 
eine Sache, die jeder Staat mit sich seihst abmachen konnte. 3 ) 



■) Bodinus I Cap. 10 Nr. I0Ü S. 81»: Nummi vero percutiendi jna 
miijestiitis iit;i[iiu proprium est nc legis ipsius potestas; cuina enim est legen 
jubore, eiiisdem est mumnorum pretium pondus liiriit'iim piausi-ribere; nam 
Uracca vox vifio; id est lex nummo videtur oriirineiii dedisse. — Amisaeus 
Lib. 2 Cap. 7 Nr. 1. — Kekermann, diseiplina polittea Lib. I Cap. 21 
S. 329. — Bornitius Cap. 24 8. 226. 

3 ) Bodinus I. c. Nr. 109: Nihil enim est post legem magia in Repu- 
blica necessarinm quam nummorum pretium pondus imago. — Arnisaeua 
1. c. Hr. 2 : Mutata enim rerum mensura vel turbata onrnia reliqua mutari 
ae turbari necesse est. Ita tiuut inuerta pretia ceusuuiu ut posäessiunum, 
— fiunt incerta pacta couventa. 

3 ) Arnisaeus 1. c Nr. 7: Tantum enim valet nummus. quantum 
majesl.as ipsum valere jubet quippe quae efficere posaet ut etiam papyraueus 
vel coriaceus imnunus in eodem liaberetur pretio quo aureus. — Quid enim 
est aurum quid argen tum uisi error boiuiiumi, absque quo »! foret, non in 
majori esseut pretio quam acs aut ferrwn! 
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Den Lande^herrn hinderte nichts, in schwierigen 

ck am (Jelde fehlte, zu einer Heraufsetzung, bei 

Uelde zur Herabsetzung des eigenen MUnzfnsses zu schrcfee». 4 ) 

Aber er wurde von der Jurisprudenz daran erinnert, daae jede 

Abänderung auch den internationalen Verkehr berühre, 

im wohlverstandenen Interesse seines Volkes nach 

schonen solle.*j 

Die Münzhoheit ist ausschliessliches Vorrecht des 
die Anmassung durch die UnterthanenMajestätsvertarechen.*) Thal- 
sächlich gab es jedoch kein äouverainetätsrecht, welches in 
gleichem Masse in den Händen von Micht-Sonverainen lag: der 
Besitz wurde teils durch unvordenkliche Verjährung, teils durch 
direkte Übertragung seitens des Königs erworben. 7 ) Entweder 
gewährte dieser den Unterthanen das Recht, ihr Bild oder 
Wappen den Münzen aufzudrücken, eine Befugnis, die materielle 
Bedeutung nicht hatte, da der Wert ohne Bücksicht auf das 
abgedrückte Zeichen lediglich durch die staatliche Autorität 



4 ) Arnisaeus 1. c. Nr. H: Praetorea non reprehenditur Rex quod 
monetam mutare voluerit, sed quod falsum et illegitimam servaverit pro 
vera et legitim*. Aliud est pretiuin reruui mutare, aliud eo non mutato in- 
uufficiens reddere pro .sufftrienti. 

5 ) Gregoriu» Tholosanus IX Cap. 1 Nr. 31: Sed neque id princeps 
superior facere debet absque inaxiina et extrema necessitate, nisi velit jus 
gentium et eomnierciorum violare, quod ex stata peeunia constat. — Arni- 
saeus 1. c. Nr. 5: Non sequitur, Principi id (i. e. mutare monetam) licere 
in damnum Reipublicae aut praejadicium subditorum, non quod aliqua speciali 
lege prohibeatur, sed quia jus naturae repugnat, quod omnibus prinoipnm 
aetionibus normam praescribit: nee jus gentium cuiquam sine gravisaima 
causa violare licet ex quo jure nummorum usus prodiit. — Kekermann 
1. e. S. 331. 

6 ) Grregorius Tholosanus 1. c. Ita et crimen majestatis est, laoae- 
tam suo nomine fabricare aut injussu prineipis cudere alterare falsa» 
rädere tingere. 

7 ) Arnisaeus 1. o. Nr. 5 ti: Monetae vero cudendae potestas prumis- 
cue attribui solet, non tantum iis qni immediati subditi et Status impeiii 
habentur in imperio firermanorum, Med etiam civitatibus quae aliis Begalifcs* 
destitmmtnr, rjnod abominabile «»so dicit Zasius part. 5 de feu«L il. 15l 

*>ue ullum jurium majestati« «st, qnod faciliu* inferioribus coi 
eoncoHsione vel prassen ptione nt «st «ommimw opinio. 
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bestimmt wurde.") Oder der Souverän! übertrug; ihnen das 
Münzregal als solches: alsdann besassen die Privilegierten nicht 
nur das Prügerecht, sondern die Regelung des Münzsystems im 
eigenen Lande.") Zwar bat die Theorie die Zulässigkeit sn 
weitgehender Konzessionen angezweifelt. 10 ) Die Praxis ist je- 
doch, insbesondere in Deutschland, über diese Bedenken hinweg- 
gegangen. Nur suchte man den Charakter des Rechtes, trat! 
der Übertragung an Fürsten und Städte, als eines in der sou- 
verainen Reichsgewalt liegenden Hoheitsrechtes aufrechtzuer- 
halten. Das Regal erschien als rein persönliches Privileg, 
dessen Weiterbegebung durch den Berechtigten bei Strafe der 
Entziehung verboten war,") seine Ausübung stand unter der 
Aufsicht der Reichsgewalt, welche im Falle des Missbrauchs 
die Verleihung widerrufen konnte,") die Geltung der geprägten 
Münze als gesetzlichen Zahlungsmittels wurde auf die Souveraine- 
tät des Reiches zurückgeführt, sämtliche Münzen waren im recht 
liehen Sinne Reichsmünzen. 1 *) 



") Arniaaeus 1. c. Nr. 10: Hoc aulein solntii fore ex jure iiinnetnli 
snbditis commmiicatur quod imaginea vel inaignia aua luvmmis impriinero üs 

liceat. Qnodcunque autem signum i tat imprimatur, constat uon ab illn, 

aed a publioa auetoritate nummuiu valere. 

•) Arniaaeus I.e. Nr. 6: Neque euiin per hoc jus Majeatatia cudendae 
jnra monetae aolum, aed Universum jus moneturum anteiligere debeinus. 

,0 ) vergl. Auni. 5 und 13. 

") Bornitius Cap, 24 S. 228: Quod jus si quia n Principe habet loeo 
Priviltgii conce.srfuiii vel prae-ciiptione acquisitum alü cedere vel vendere 
non poasit. Quod si quia contra feeerit jus monetae perdat. 

lr j Arnisaeua,!. c.Nr. »i. f. Omniaquae ad rem jmmiuariftui pertinent, 
coucltidantiir legibus et arbitrio imperii a quo priniipiliu- civil iitibusque con- 
ci-s.sa potestas nunc suspenditur, nunc diruinuitur, nunc in Universum aufertur. 

■») Bodinus I Cap. 10 Nr. 114 S. 220: Id autem oraitti non debet, 
quod tanietsi contra leges cuiquiuu mimmi perciitiendi pote.ttatem prineeps 
dederit, nummorum tamen quos ipsi cuderint, vis ac poteataB a Principe 
pendet. — vorgl. Münzordimng des Kaiaera Karl V. von l&2i, „daas alle 
Stände dem Reich t;eiiiüsa itiUntKeii sollen"; Miinzordnung Ferdinand I. von 
1669: Sondern dasa ein jeder ililntzherr — die Müntz vorlegen, zu dorn 
uiiaer und des Reichs, und seine Müntze froy ohne alle gelehnte und auf- 
richtig halten so]. — Arnisaeus 1. c. Nr. 10 i. f. Fnistra quaerit Harprecht, 
qua poi'ua puuiendi sunt, qui civitatum aut prineipum uionetam cormperint, 
quia et haec imperii nioneta est et non a civitate quae cudil, aed ab imperio 
auetoritate in habet, 
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Das Best* uer im esrecht. 

Im allgemeinen Teile ist hervorgehoben, dass Eingriffe des 
^Souverains in das Privateigentum seiner Unterthanen nur in 
der Erhaltung des Gemeinwohls ihre Deckung fanden. Als ein 
solcher Eingriff erschien die Erhebung von Steuern und Zöllen. 
Üire Rechtfertigung wurde daher von der herrschenden Meinung 
in der Rücksicht auf das Wohl der Gesamtheit gesucht. Ins- 
besondere war es schon damals das Heer, dessen Erhaltung am 
m eisten die Auflage von Steuern erforderlich machte, das aber 
Einerseits als notwendiges Mittel zur Wahrung des gemeinen 
"*""iedens bezeichnet wurde. 1 ) Die erwähnte Begründung war 
Zl= *- gleich für die Trägerschaft und den Umfang des Besteuerungs- 
re * ^htes entscheidend. Derjenige, in dessen Hand die Fürsorge für 
3*- ^3 Existenz des Staates lag, hatte sich die erforderlichen Mittel 
** ^arzu zu verschaffen, das Besteueruugsrecht war Souverainetäts- 
;,ös <;!it.*) Aber nur um des Staatswolils willen durfte der Fürst 
Steuern erheben, und nur insoweit, als die sonstigen Einnahme- 
iVx eilen des Staates sich als unzureichend erwiesen, also in durchaus 
subsidiärer Weise: und zwar handelte es sich hier nicht nur 
*-"**! eine politische, sondern um eine rechtliche Beschränkung, 
^vvsofern missbräuchliche Steuerauflage zur Rückzahlung ver- 
pflichtete. 8 ) Von dieser Begründung des Besteuerungsrechtes 

') Arniaaeus, doctrina politica 8. 109 zitiert die Worte des Tacitus: 
■ nee enim nnies gentium sine nnnis, nee arnia aiue stipendiis nee stiuendisi 
sine tribntis haberi queiiut. 

') Bornitius Cap. 23 8. 219 : Cum ergo prineipis sit irapernre ad sn- 
luteio et pacem aubditorum idquo absque impensis puhlicia fleri nequeat, 
jus sane tribnta, indicendi et vectigalia esLigeudi a Hubditis merito a Politi- 
cia iuter jura summi imperii eoiumnaeratur. 

") Arniaaeua Lib. III Cap. 3 Nr. 2: Haec tinica debet esse exigeu- 
dorum tributornm causa, quod alias Respubtica consistere iion poaset; 
Nr. 4: Quocirca cum sint multi ftlii ditandi ui-nirii inoili, hoc ipso quod in 
singulorum bona dirigitur, non nisi ultimo loco et quaudo a caetoris uibil 
superest suhaidii, ntendum erit. cfr. doctrina Politice 1. e. — Gregorins 
Tbolosanns IX Cap. 1 Nr. 30: Ideo si sine causa imponant, vel iinponi 
aliis permittant, peecant el rapmam > miimilriiiit, et teneutur ad restitutionein. 
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wich Builin niclit unerheblich ab. Er hielt die Erhebung MI 
Steuern für die Existenz des Staates nicht für unbedingt er- 
forderlich, hatte daher andererseits auch nicht nötig, in dem 
öffentlichen Wohle eine Schranke iur den Umfang des Be- 
steueningsrechtes zu suchen. Das Recht folgte für ihn 
mittelbar aus der höchsten Gewaltstellung des Souverniiis. 1 ) 

Was die Trägerschaft im Einzelnen anlangt, so wurde die 
Verknüpfung des Rechtes mit der Person des Piraten lür H 
wesentlich erachtet, dass die Zahlung von Steuern geradezu ife 
Zeichen des Untertlians galt. ft ) Steuerfreiheit konnte nur der 
SniivHtaiu gewähren, nur er war in der Lage, auf das ihm ge- 
bührende Recht zu verzichten.") Diesem Charakter als Soo- 
verainetatsrecht widersprachen allerdings die thatsächlich» 
Verhältnisse insbesondere in Deutschland. Die meisten Landes- 
herren und Städte, welche im Übrigen jeglicher Souveraine- 
tat baar waren, befanden sich im Besitze des Besteuerungs- 
rechtes: und zwar übten sie nicht nur die finanzielle Seit* 
ans, indem sie die Einkünfte aus den bestehenden Steuern 
zogen, sondern auch die politische, indem sie neue Steuer- 
ijuellen erschlossen. Dieser Besitz war so verbreitet, das 
es Theoretiker gab, welche dem Besteuerungsrechte überlnmi 1 ' 
oder wenigstens der finanziellen Seite desselben den Char; 
eines Souverainetäts rechtes absprachen. 7 ) Im Gegensatz liier 
stand B o d i n. Er trug den konkreten Verhältnissen keil 
Rechnung nnd erklärte vom Standpunkte der zentralisirten V( 
waltung seines Vaterlands jede Ausübung des Besteuei 
rechtes durch Nicht-Sou veraine nicht nur für durchaus 
lässig, sondern auch für einen Eingriff in die Sonverainetät des 



') Bodinus I Cap. 10 Nr. 118 S. 221: Jus atitem vectisrnli.i ac m 
buta imperandi pt-rimle majeatati* proprium est itt lex ipsa, höh ijtiia 8 
tribniis aut VL-ctigalibiia Respubüca stare non pnssit. 

*) Besold SecL III Cap. 7 Nr. 3: Et. ita sulvunt sub.liti trilmt 
quasi in recognitioneni Itnporii universalis. — Arnisaeus III Cap. 7 Nr. 

*) Bodinus 1. c. Nr. 231 S. -2-23: Idem juiiicanduin nobi« rat de 
L'ülhnii ac triliutorinn iiiiiiiuiiitatt- ■jhiiiii nOBO nisi is 
|Kili'«l:iti'iu habet., alteri iargiri potest. 

'J Vergl. Anm. 9. 
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Wahrheit Berechtigten.*) Dass dagegen die deutschen Juristen 
sich mit diesen Verhältnissen abfinden ntussten, liegt nahe. Sie 
hahen es gethan, indem sie in überwiegender Zahl sowohl die 
Ei'sitzharkeit als die Üuertragbarkeit. des Beste uerungsrechtes 
anerkannten; sie rechneten es zu den sogenannten regalia mi- 
nora, deren Besitz ihrer Meinung nach noch nicht die wesent- 
liche Machtstellung des Souverains nach sich ziehe, deren Los- 
treiinniig von der Majestät daher ohne Verletzung derselben 
möglich sei. ) Auf diesem Wege erachteten sie nicht nur die 
fiskalische, sondern auch die politische Seite des Beste uerungs- 
rechtes für übertragbar, wenn sie auch zugaben, dass im Falle 
der Verleihung des Rechtes meist die Befugnis zur Einführung 
neuer Steuern nicht einbegriffen war, sondern vom Souverän! zum 
Schutze der Unterthanen zurückgehalten wurde.'") 



«) Bodiuu« I Cap. 10 Nr. 1S4 ff. S. 2Ü2: Hie (licet aliqnia privatos 
doli modo vectigalia paasiui seil etiara exigere tributa non modo in Gallin 
seil etiaui in Aiiulin, Germanin quue et leiiipoi'i* iliunmiitnte et juilir'iuruni usu 
invaluerant, idijue etiain üa qui nee imperium nci: iilkuu [»irtcm juriadictiotiia 
habeot curia Pariaiorcm licere prununtiavit. Quod siPotupomua viatn publi- 
cam ulla tiiii!i"tiiii] diuiiiniitutt' praeseribi posse negavit, cur isti vectigalium 
ac tributoruiu. cur inajestatis jura praeseribi pntant? Pracstabiüus easet 
conti teri, — quod tarnen aino capitali t'rnude non potoat — ea quae diximus 
(seil, vectigalia) ad jura inajestatis non pertiuero, aut reguuiu ipsum diatlema 
coroiiain, seeptra dunique praeseribi posse. 

") Besold Suct III Cap. 7 Nr. i: Licet iis jnui institutis eorum com- 
moditas in alteium triiusferre possit, tunequu non ut jus wajeBtatis sed ut 
alii redilus possideutur, ut a laicis jua deeimarum, Vcrura facultas eiua- 
modi regalia institueudi de novo aequo raro ac überlas innjora uaurpnitdi 
conceditur in feudimi. — Bortius bei Arumaeus I disc. MO Cap. a Nr. 47: 
Kam ctsi lluytstratus Ordinarius vel civitas talo jus exigeudi flaueren t, non 
tarnen id ilestrueret Majestäten! nee oidera subüitos exaequaret, seu fit, quando 
majora quao proxime ex esaentia Majestatis fluunt ciimimuiicaiitur, aed tan- 
tuui pertineret et concessum intelligeretur ad fiscum augendum. — Arni- 
saeua 1. c. Nr. 6/7: Ita demutn i nferioiibus competit jua exigendoniin vecti- 
galiuiu si vel pruescriplione ilhid ncquiserint vel urincens iuter Regalin 
conceaseiit. Vectigalia Tero adhonun (seil, luujiiruiu icgaHuni) dusseui non 
pertinent, cum aubditna majestati non exaequetur, licet contw erigeudorum. 
facultatem naucisuatur. — Bornitiua Cap. -23 S. SSI, 

10 ) Arnisaeus 1, c. Nr. 7; Ita in bot casu Imperator reservavit sibi 
institutionell! riovorimi regaliiim, ut nvaritiae multoriim magistratuum repnguluin 
obiceret et paupenim saltiti cunsiileref,. See tarnen ideirco cogitntir niajoribua 
Hegalilma eatn itnmiscere quia non habet ex sua natura ut a majestate 
separari nequeat. 
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. i i.i K !■■•/■■ /■>■-■-■'.!". -o -pra^tien iie Toaciaciiea noch 

.. .. in- i ;■;:■**•■-■ ■".nr^iri kr.. i-=-it i ►meinen. In den meisten 

.. A ... ».- ■■«« :»'!«• -T»ir. H^viiiunii^ ier L'atrithaiieii ausgeübt. 

^ . ii.i KHuer-iund anter dem Banne des Begensbnrger 

•1 .*. Iii.m|<m if,u .',"»'>. in weichem ersieh an die Zustimmung 

>, .». .tu .f.-ri /er.unden haue, in England hing die Steuerbewilli- 

.f v.i\\\At f \ f. von den Kammern ab. 11 , auch in Frankreich 

1 h i'luiipp von Vaioi.s aul' dem Reichstage von 133$ der 

i.mi \\i •WiMnkung unterworfen, 13 ) so dass nicht mit Unrecht 

•* M.hn/k -wsft. es i(iil»e in der ganzen Welt keinen Fürsten. 

^iw-ti l rit*Ttliwieii ohne deren Zustimmung Steuern anf- 

•«*<"' Au« alledem lüs.st sich jedoch keineswegs für jene 

• .-' <i 11 ;"•«!<• in Pin Steuerhewilligungsrecht der Unterthanen 

• ... . rr tij'-r«-rt und vor Allem nicht wie Baudrillart es will, 
«« . Mn »U flf-wAiirpiiuimi für ein solches heranziehen. 14 ) Zwar 
i;ii.f dof".|liP. iiarli Hes|»rerhung des erwähnten englischen Ge- 
..»•»■.- dl«- Wort«» hinzu, er wolle auch den übrigen Königen 

,.< M (/f'i^t-iM Heohte gewähren, da keiner das Recht habe, nach 
willHir Steuern aufzuerlegen, so wenig, wie sich an fremdem 
l litt -riturri zu vergreifen. Die Bedeutung dieser Stelle wird 
I i.'U diiirli i|en darauf folgenden Satz wieder aufgehoben, in 
...1. Iiüm Kl dem Kilr^t en sre>tattet. falls das Staatswohl es er- 
f.iii;»r. weder das Zusammentaten der Kammern > noch die 



1 1 ' >Uii n« 1 i'rt|v s \r. .v At o>»i»-i porest Tribut* temeraria dm 
...■■: tur si|ni«l Hi«>p:ir.t^ iTr.pf-rar: v.w imperata solri nisi ordinun 
..i Hit. \,h\w Kdnardi 1 lv^-is Anplornm veteri lege cavetur qua 
• 11 rrini-ipMYi «,ua *; %-\\t>oc- oii^i «Ti. se tneri saepe visns est. 

• ■ ■»■-• ■" \1 t'ap. *: S. V'«^ Iraqnf- Fhilippc Valesio convenW 

.:■■*€ ni<n>. i:us populi ropfitionr rt*vn-niiii est. ne ullum tribnü 

....!.■ tiis.1 1 or.«pn?i".T'!)»r.> f»rdiiii)»n> imprraretur. — Et quiden 

.,ni mn. .w*ili: 1 »11 Mir: iinrricep* erat seil, unter Karl 

j i» n . tril-i:T* i nipp ran lir«T» . sed ea Tantum capere poss*, 

»-1 -Ist-- <Vv. flsrr-i-tuv. r-oiiui- .iure Hispanos. Britanno«. 

'*i !■»--■ - 71 A? ,i < : K»lii. «1 vf«iir pas qut Tautorite rc-jale 

1 ^, ,, . .»■■ ' • '■ v i'-. «l. "."iinT-'-f iViui-cl doit etre cvB?c£ti 
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Erzielung ihres Einverständnisses abzuwarten." 1 ) Also nicht 
gegen rechtliehe Freiheit, sondern nur gegen tyrannische "Willkür 
hat sich Bodin wenden wollen, ein verfassungsmässiges Be- 
willigungsrecht, wie wir es kennen, verteidigt er nicht. Dem 
schliesst sich auch die herrschende Meinung an. Zwar soll es 
mit dem Sonverainetätsbegriff nicht unverträglich sein, dass 
sich der Sou verain durch Verträge an die Zustimmung der 
Unterthanen binde, diese Verpflichtung cessiere aber im Falle 
der Not. 18 ) Ja der Fürst könne grundsätzlich schon dann, 
wenn ihm die Stände ohne gerechten Grund die Geldmittel ver- 
sagten, zur selbständigen Auflage derselben schreiten. Denn 
wenn ihn die Sonverainetät verpflichte, für das Wohl des Staates 
zu sorgen, so müsse sie ihm auch das Recht geben, sich die 
nötigen Mittel hierzu zu verschaffen. 17 ) 



») Bodinns I Cap. 8 Nr. 66: Ego vero caeteria RogibuB non plus in 
eo genere qnam Regibus Anglorum licere puto; cum nemo sit tarn improbus 
Tyraunus qui aliena bona diripere sibi fas esse putet. Si tarnen urget Rei- 
puhlicae necessitas quae non pntiatur mmitioTOm vocationem haberi, non est 
fxpetenda cimseiisio populi; noch deutlicher franz. Ausgabe 8. 140: si la 
nfaessite est urgente, en ce cas le Prince ue doit paa attendre l'aasomblöe 
des estats ni lc consent erneut du peuple. 

u ) Boriiitiua l.'ap. 23 S. 223: Non diffitendum tarnen est quin inter- 
dniti liceutia vectjgnliimi iniputiriulonini pactionilms quibuadara temperari 
possit, ut ne nisi cum conaensu populi indicantur. Quae tameu Principeiu 
non impedire possunt quin urgente necessitate saluti publicae consulturus 
ab iia discodat. 

"J Aruisaeus 1. o. Nr. 7: Quanuiuam si illi sine justa causa rogatioui- 
bus principis obstiterint, plenitndiiie [Hitestatis uti ijueat, nisi e<t Conventions 
aliud esceptom fuerit. Frustra enim ipsi tlatum esset munus yidendi ne 
quid detrinionti eaperet Kespublica, si inatrumentis üs, in quibus consistit 
nervus Keipublicae, pro tempore et necesaitatc Uli pmliiberetui. 
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holieit den Sonverainetätsrechten zugezählt. Audi an dieser 
Stelle soll — anhangsweise — der Umfang der Bodin'schen 
Bearbeitung überschritten werden. 

Die Kirchenbolieit wird dem Souverain um der Kirche, 
wie um des Staates willen gewährt. Die Könige sollen die 
mitritores Ecclesiae, die Kirche die Stutze des Thrones sein. 
Die Religion erhöhe Sitte und Redlichkeit unter den Bürgern, 
ohne Gottesglauben keine Rechtspflege. Daher gebühre auch 
die Sorge für die Religion dem Träger der Gerichtshoheit,*) 
und geistreich wird die Übertragung des jus reformandi an 
die deutschen Landesherren im Augsbnrger Religionsfrieden 
juristisch damit erklärt, dass sie ja auch die Inhaber der Juris- 
diktionsgewalt in ihren Territorien seien.' 1 ) 

Das Recht der Kirch enhoheit hat zwei Seiten, die eine 
gegenüber den Unterthanen, die andere gegenüber der Kirche. 

Erstere besteht in der Pflege der Religiosität. Hier galt 
es in der Zeit der Spaltung der Konfessionen, vor Allem zu der 
Behandlung der Andersgläubigen Stellung zu nehmen. Der 
Standpunkt der katholischen Juristen war von dem der evangeli- 
schen recht verschieden. Erstere traten für den Glaubenszwang 
ein, sie forderten vom Fürsten, dass er für die Pflege der wahren 
Religion in seinem Lande Sorge trage und die Abtrünnigen 
zum alten Glauben zurückführe. ) Die evangelischen Juristen 



*) Bortius bei Arumaeus I disc, 30 Cap. 3 Nr, 32: Hoc jus inuititur 
eo funflnmento ijuod Reges sint nutritii Ecclesiae et ad murus eius aedifl- 
candos eonatituti, tum quod fi<ks subditai'uni in Rempuhlicam et Principe]» 
pendeat. — efr, auch Nr. iO. — Aroisaeus Lib. II Cap. 6 

: Cui eriim juriadictio data est, ea uuoijiie coucesaa esse videntur, sin« 

ä juriadictio eiplicari non potuic. — Besold Sect. II Cap. 1 Nr. 3: 
t certe ita proprium esse l J rim-ipia curare et tueri sacra veteres statuerunt. 
Dt plerique hahiicriiit sitccrilotii et regni munora conjunetim. 

n ) Arnisaeus I. c. Nr. 15: Germani, licet in ultima paeifteatione re- 
ligionis anno 1555 tarn Auguatauam quam CatholieUD K.'ligioitem liberaui 
reliquerint, optionein tamen eleclkmemque soiis sUUibiia imporii immediatia, 
prineipibus Civitatibus et um uobilibun, welche ohne Mitte! der Kayserliehen 
Majestät uiiterworffen, concesaernnt, quoniam iiitruiliiüriu relidimis roquirit 
Jurisdiction ein quae nulla competit subditis. 

°) Besold Sectio II Cap. (i Nr. 10; Romauo-Catbolici fere omneB 
Principem ad religionein zögere posse putant. — Gro^orius Tholosauus 
VIII Cap. 2 Nr. 15: Principes — auxiliuni ecclesiae contra haeretieoa 
et cootemtorea legia pruebere di.'bent. Cavere et debetit proinde prineipes, 



Anhang. 



Di«' Klrchenbobrlt 

Werdeiihageii, der Vi rfasi 
republiea librornni, sagt von Botliu; Quucirca I 
plnrimos quae ad Reipublicae curam 
pertractarit, tarnen Eon potero a 
nonuulla omiserit quaedam etiatn 
tetigerit, uti de übertäte, consuetadii 
Religione, commereis. 1 ) Hier im 
in der That bat Bodin ifie 
seiner Souverainetätsrecbtc i'tbei 
vereinzelten Stellen nur das 
gläubigen und Dngläubi 
zogen. *) Ob er hiermit du 
staatagewalüiciien Funktion! 
Weglassung eine unabsichtlW 
Seine Zeitgenossen haben 
aus dem breviarium . 
t'renidlich bleibt die 
Besitze der gallikm 
die Kirche in den kaÜiolisnHi 
der weltlichen l h 
die Anfange ein 
legimentes laut v 
Publizisten i 
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<: «ttn<i;ut< j ronp. 1ir ) Noch mehr: die durch den Augsbnrger 
•! -M.'fi-i ( .rien eingeführte ..Freystellung", sich dem jus refor- 
«ii ,w Landesherren zu fügen oder das Land zu verlassen, 
nur abteilte Sympathie: jedenfalls erschien die Landesver- 
•»■«' als das weitestgehende Mittel zur Fernhaltung der 
V(,,,ir ! I -herall leuchtet die Idee hindurch, dass diu Auders- 
ihio-pu mv]\t so zu fürchten seien wie die Ungläubigen. 
«•Km UA stehe auf einer Stufe mit Anarchie, daher sei den 
/rru «rejrenüber ein allzu schroifes Vorgehen nicht angezeigt, 
solches könne ihnen leicht jeden Gottesglauben nehmen. 1 -) 
Wns das Verhältnis des Staates zur Kirche anlangt, so 
t'n sich zunächst für die Beziehungen zur katholischen Kirche 
wver allgemeine Sätze gewinnen. Einmal war in den einzelnen 
.dem je nach der grösseren oder geringeren Macht der 
ntssrewalt das Verhältnis ein verschiedenes, und hiervon 
den wiederum die Schriftsteller auch in ihren abstrakten 
sserungen stark beeinflusst. Ausserdem difterirten die Auf- 
fingen unter einander, je nach der kirchlichen Denkungsweise 
t Vertreter. Während Pithon dasPlacet in die Reihe der 
verainetätsrechte des französischen Königs erhob, 18 ) verbot. 



,rt ) Rninkingk 1. c. Nr. 18: Seditiosus vero et blasphemus haereticus, 
liquid moliatur et publice in Dei majestatem evomat, puuiri pro delicti 
itatc porest. 

11 j Besold 1. c. Nr. 13: Qua ratioue moti non oam duritiem Holigio.«mo 
ticationi in Romano- Gennanico imperio affiniere nolunt, ut subditoM 
tice viventes ad haue vel illam religionem amplectendam vel eiiiigranduin 
re illius cogi posse dicere audoant. Sed tarnen quod non i m prob ai aus 
latholicis, probant ex nostratibus qui dam, cum quaestio est de cxpellendis 
>stra confessione alienis. — Reinkingk 1. c. Nr. 21. — cfr. hiermit 
kisaeus 1. c. Nr. 15 S. 424, Schönborner, Politica Lib. 4 (Jap. (>: de 
i Religionis S. 333. 

") Bodinus 1. c. S. 742: Alioquin futurum est, ut qui alienis sacri- 
$ interesse nefas esse dueunt et suis carere coguntur omnem omiiino 
jionis opinionein exuant. Et quemadmodum ex omni civitatum genero 
um deterius est anarchia in qua nemo paret nemo imperat, — sie etfcuu 
a peatia civitatibus gravior aeeidere potest numinis carentia. 

") Pierre Pithon, les libertäs de l*6glise gallicane 1594 art. 77: 
mdement, observant soigneusement, que toutes bullös et expeditions ve- 
b de cour de Rome fussent visitees pour seavoir si en icelies y avoit 
ine choso qui portast prejudice en quelque inaniere que ce fut aux 
ts et libertez de l'eglise Gallicane et & l'authorite du Roy. 
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Gregorius Tholosanns jegliche Einmischung: der weltlichen 
in die geistliche Gewalt. 3 *) Im Allgemeinen lässt sich fllr 
Deutschland hervorheben, dass nicht nur eine umfassende Auf- 
sicht, sondern auch gewisse positive Eingriffe in die kirchlichen 
Verhältnisse befürwortet wurden.""') Die Aufsicht erfolgte teils 
im Interesse der Laien und des Staates, teils im Interesse einer 
geordneten Kirchen Verfassung. Der Bann ward auf den Charakter 
eines kirchlichen Zuchtuiittels beschränkt: er nahm den Privaten 
so wenig das Eigentum wie dem Fürsten die Kegierung: der 
weltlichen Macht gebührte das letzte Urteil über seine Wirkung." 1 ; 
Die Staatsgewalt reagiert« gegen Mißbrauche der Kirchengewalt 
zum Schaden des Staates, wie gegen Amtsüberschreitungen der 
Kirchendiener zu Ungunsten der Laien. 17 ) Geistliche Urteile 
unterlagen, bevor der Staat sie vollstreckte, dessen Nachprüfung: 
es fanden sich bereits Ansätze zum staatlichen Placet. 1N ) Dem 
Kaiser wurde die Bischofs wähl, die Zustimmung zur Papstwalil 
zugesprochen, 18 ) Er konnte zur Bestrafung, ja auch zur 
setzung der Kirchendiener schreiten.™) Er berief und le 



'*) Gregorius 1. c. Nr. 17: ut de spiritualibua, ad quae vocati n 
sunt, se imimnji'i'u mit impedire tion debeant. 

1B ) cfr. B. Friedberg, Grenzen zwischen Staat und Kirche: Tübingen 
1872 Bd. l S. 75 ff. 

10 ) BortiuB bei ArnmaenB I disc. 30 Cap. 3 Nr. 3S: Ultima eogniti» 
de excourmunicatioiie ideo nd jus Mnjeatatis referinma ne Ecclesiaatioi e» 
abutautur uevo poenara ultra diadplinam Ecclesiaaticam extendaDt. ESI 
enira reiuediuin spirituale et Principi noa magig a ufert adniiniatratioucn 
quam privato rerum sunrum dominium. — Arnisaetis 1. c. Cap. G Nr. fi 

") Besold 1. c. Cap. 2 Nr. G: Oinnem insuper religionia abusum i 
praejudieium legitim»« eonfstitutae Reipublicae tendentem imperium PolitkuM 
reetc tollit. 

'*) Arnisaens 1. o. Nr. 12: Justiniauiis tum deinnrn jnbot, judice 
exscqui sententiain EpiBCopi ai eam juatmu jndicaverii, et partes in ea a 
quieverint; multo magis Imperator! ac principibua prius judieandum erit de 
decretis quae subditis imperare et in Bepublica obswvari jubere debeat, 
pedanei alias judicen fuliiri, quibusqni; pura exseentio. 

10 ) Bortins 1. c. Nr. 30: Non so] um jus di^eudi iuwsuVudique Epis- 
COpoa Rex habet, sed et eosdem deponendi et pro delictomm qualitate c 
cendi. — Arnisaeus 1. c. S. 391. 397. 

™) Beaold II Cap. 2 Nr. 3: Hac itaque ratione Clericis totalem d 
gant. exemtionem; quoliescunque aliquid contra lioncstatcm «tatumvo politi- 
cum ii atteutant, ullo sine fori privilegio a inngirtrata coerceri queunt Civil!. 



so 

die Konzilien, bestätigte deren Beschläge'- 1 ) lind hatte das Recht, 
uiircli eigene Gesetze die Kirchen Verfassung zu regeln.--) Auch das 
Kirchengut war seiner Aufsicht unterstellt, er wies dasselbe bei 
uiissbräuclilicher Verwendung anderen kirchlichen Zwecken zu. M ) 
Die evangelische Kirche stand unter dem Zeichen des 
Episcopalsystems. Es ist bekannt, dass die Landesherren sich 
*-Uf Grund des Augsburger Religionsfriedens als Rechtsnachfolger 
4er katholischen Bischöfe betrachteten und hieraus den Besitz 
ihres Kirchenregiaientes herleiteten. Dieses Besitzverhältnis hat 
öiirch Stepliani einerseits, durch Reinkingk und Gerhard 
andererseits zwei von einander abweichende Erklärungen er- 
halten, und zwar darf die Lehre Reinkingk's als die zur 
Zeit Bodins vorherrschende bezeichnet werden.* 1 ) Diesem 
System zufolge lässt sich das den Landesherren übertragene 
Kii'chenregiment nicht als Souv er ainetä tsrecht iin eigentlichen 
Sinne auffassen. Der Landesherr ist nicht Herr der Kirche, 
sondern nur ein, wenn auch das vorzüglichste Glied derselben. 9 '') 
Er bat für Schutz und Erhaltung der Kirche zu sorgen, sowie 
für die Ausführung der von derselben getroffenen Bestimmungen. 2 ") 
Aber die Entscheidungsgewalt, insbesondere die Besetzung der 



al ) Bortina I. o. Nr. 37. — Arniaaeus 1. c. Nr. 11/13: Es hoc jure 
principi roiiveniena auctoritatern scilicet convncandi concilia et Canonibus 
robur daudi — inajearaa aibi Tendicat. 

4i ) Besold 1. c. Cap. ä Nr. 3: Ad principis etiam aliorumque magistra- 
tuum secularium curam pertinet de Epiacc-pis et Pastoribus vocandis esami- 
nandia in officio dirigendis, jiirlieandis, dL-poiu-inii* legos dare. 

") Beaold J. c. Cap. 7 Nr. 1: Praet.erea ex hactenns indngata fönte 
promanat, qnod res pv;iidiai|uc CLclcaiastica si usus ad quam destiuata auut, 
impius vel superstitiusus ili-prrlii'udiiliir, ad alium conferre possunt Imperantes. 

- l ) Stephani, tractatns dejiirisdictkme leil, lleinkingk 1. c.Liber 3, 
Gerhard, loci tbeologici Vol. 6. — vgl. Sohm, Kirche nrecht Bd. I in Bin- 
dinga Handbuch der deutschen Rechtswissenschaft, Leipzig 1892 8. G63 ff. 

= 5 ) Reinkingk 1. c. III Ct. 1 Cap. 6 Nr.5: Piua magiatratua non est 
tota eccleaia, aed tan tum membrum eins. — Besold II Cap. 3 Nr. 4: Nee 
est Domiuua ecclesiae, aed nutritius, immo tantnm minister; Nr. 8: Ii qui 
mnjestate pollent, eius praeeipua membra oenseutur. 

!0 ) Fridenreich, Politica Cap. 12 S. 102: Religioeum officium quod 
ab ecclesiaslico dietinetuin habet. Magistrat ua est religionia reete constitutne 



patrocinium, tum «t mir 
I. c. Nr. 2: Magistrate 
eccleaia constituit, exequi 
scripturnni, ut vigeat reli 



Ecclesiae alat, tum ut defendat. - 
ivilia et praesertim summua id quod unu, cum 
rrorea tollere, puraque in ecclesia secmi<luni 
gio curare et ordiuem debitum in.8titu.ere debet. 
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Stellen imd die Anordnung- der Gebräuche liegt in der Hand 
der ganzen Kirche, und nur als deren Mitglied nimmt er an 
der Entscheidung teil. 27 ) Dreierlei folgt hieraus: zunächst die 
Negative, dass sich der Fürst von der inneren Kirchengewalt 
völlig fernzuhalten hat. jede Selbsiausübung ist ihm untersagt. 28 ) 
Soweit ferner der Landesherr am Kirchenregimente mitwirkt, 
hat er sich eines besonderen Organs, der Konsistorien zu be- 
dienen.- ) Endlich erscheint seine Grewalt nicht als spezifisches 
Recht des Königs, sondern als ein Attribut des christlichen 
Landesherrn, das ihm auf Grund seiner Mitgliedschaft zur Kirche 
zukommt; es ist nicht Teil sondern Annex seiner Staatsgewalt, 
es setzt dieselbe voraus, aber folgt nicht aus ihr, es ist kein 
Souverainetätsrecht . ii} ) 

Im Anschlüsse an die cnra relisrionis wird dem Sonverain 
die Errichtung und Leitung von Schulen und Universitäten 
übertragen. 11 ) 



~~) tteiiikinirk 1. c i 1 ap. i> Xr. *J: Cui ilatae sunt claves regni coelornm 
illi et «lata est potestas vocaudi idoneos ininistros. Sed toti Eccleaiae datae 
sunt claves regni elavormu. — Besohl 1. e. Nr. 4: Ideo non solua de cere- 
moniis et aliis rebus eeelesiasticis, sed cum aliis memoria quorum praecipua 
pars sunt ecclesiae ministri de bis deeernat. 

^ lieinkinirk l. »\ Cap. io Xr. 4: — Besold 1. c. Nr. 1: Interna 
potestas a solis Ecciesiasricis expedirur rite. 

■■*> Reinkingk I.e. Xr. VJ: Ad praeeavendas contentiones in plurimis 
Ecolesiis Evanirelieis consriruta *unt t \msistoria Ecclesiastica, ex viris E> 
clesiastieis < i t honoratis religiosisque politicis negotia ecclesiastica vocatioiiia 
et alia »»xpediendi, qui Ecclesiam repraesentant. — Besold I.e. Cap. 5 Nr. 4. 

** Fridenr eic b 1. e. S. H»-i: [n quibus omnibus nuilam supremam et 
absolutam mauisrrarus poresrarem it Judicium counoseimus. — Besold I.e. 
Cap. :$ Xr. - : Orciinein debirum iustituere debet. Et quidem solum ob fa- 
ciliorem i*xecutionem tiou proprio jure. Xec ut Principi (namque alias hoc 
competere etiam intideli), s»m! ut Principi Ckristiano uocce attribuunt jus. 

31 ) Arnisaeus l. v. Xr. 14: Tum non rantum '. eliqua Keipublicae ineinbra 
ad Aradenrias ramqnuiu ad »racula decedere et liarum sententiis stare vi- 
dea ums. sed quia in iUdem porissima ;>ars institutionis eorum civium absolvi- 
rur. qui aliqiiando «lavum Keipublicae in manus sument, noc dubium est, 
ijuin tal^m habituri <imiis Uempublicam, qualein eam essevolunt qui arte et 
iloetrina »-am ^iibernandam suseipient. 
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